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EurActiv 
 

Elf Jahre, elf Länder, elf Sprachen 
 
 
Elf Jahre, elf Länder, elf Sprachen – EurActiv.com, das Portal für 
politische Nachrichten, Hintergründe und Positionen, wurde im 
Jahr 1999 in Brüssel gegründet und hat sich rasch hohe Reputati-
on erworben.  
 
Mittlerweile ist ein paneuropäisches Netzwerk daraus geworden: 
EurActiv hat Redaktionen in zehn EU-Mitgliedsländern sowie in 
der Türkei. Weitere Redaktionen sind in Planung.  
 
Das ergibt ein einzigartiges Medium. Unverzichtbar für alle, die 
mit EU-Fragen zu tun haben – für Politiker, Diplomaten, Beamte, 
Unternehmer, Lobbyisten, Wissenschaftler, Studenten, Journalis-
ten und andere Multiplikatoren.  
 
EurActiv bringt Nachrichten aus dem Spannungsfeld zwischen 
Berlin und Brüssel, zwischen Deutschland und der Europäischen 
Union, liefert Analysen und Hintergründe, erkennt frühzeitig 
Themen, erzeugt Debatten. Es ist Plattform für Positionen und 
Gegenpositionen. Großzügige Verlinkungen zu Dokumenten, 
Studien, Interviews und Medienberichten machen es zum wertvol-
len Arbeitsinstrument.  
 
EurActiv ist ein unabhängiges Unternehmen. Unabhängig auch 
von großen Medienhäusern, von EU-Institutionen und von politi-
schen Parteien.  
 
 
 
 
 

 
Die Deutschland-Redaktion - sie hat ihren Sitz im Haus der Bun-
despressekonferenz im Regierungsviertel an der Spree - ist noch 
jung: Sie besteht erst seit Juni 2009. Dennoch verzeichnet die 
deutsche Ausgabe schon mehr als 27.000 Unique Users im Monat. 
Der tägliche Newsletter erreicht knapp 5.000 Multiplikatoren. 
EurActiv.de ist Medienpartner bedeutender Institutionen in 
Deutschland. Auch mit seinen Stakeholder Workshops hat sich 
EurActiv.de in Fachkreisen schnell einen Namen gemacht. 
 
Die Redaktion von EurActiv besteht aus fast dreißig Kollegen, gut 
die Hälfte davon schreibt in Brüssel direkt. Die Deutschland-
Redaktion besteht vorerst aus drei festen Redakteuren und einem 
Netz freier Mitarbeiter. 
 
Damit hat kein anderes Medium, das über die EU berichtet, eine 
so große Redaktion wie EurActiv. Und kein Medium, das Europa-
themen behandelt, erscheint in so vielen nationalen Sprachen. So 
werden die Brüsseler Vorgänge für das jeweilige Land übersetzt 
und aufbereitet – und umgekehrt regionale Themen nach Brüssel 
transportiert und auch in anderen Hauptstädten aufgegriffen. 
 
Mit diesem YellowPaper hat EurActiv.de ein neues Format ge-
schaffen. Energiepolitik steht diesmal im Mittelpunkt, weitere 
monothematische Gelbbücher folgen. 
 
Ewald König 
Chefredakteur 
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Einleitung 
 
Als José Manuel Barroso Ende November 2009 die Postenverga-
be an der Spitze der EU-Kommission bekannt machte, würdigte 
er das Energieressort in besonderer Form. Mindestens sechs EU-
Staaten hätten sich diese Aufgabe für ihren neuen Kommissar 
gewünscht. Fünf Jahre zuvor habe das noch ganz anders ausge-
sehen. Das große Interesse muss nicht verwundern. Die Energie-
frage spielt in unzähligen Feldern eine entscheidende Rolle, ob 
es um den Klimaschutz geht, die EU-Außenpolitik oder die wirt-
schaftlichen Potenziale der „Green Economy“. Zugleich wird sie 
immer öfter „europäisch“ beantwortet. „Nie zuvor in der Ge-
schichte der europäischen Integration hat das Thema Energiepo-
litik eine ähnliche Dynamik und Breite an Arbeitsschwerpunkten 
erreicht wie in den vergangenen drei Jahren“, beobachtet Seve-
rin Fischer vom Institut für Europäische Politik (IEP). Die ehema-
lige deutsche EU-Kommissarin Michaela Schreyer sieht in einer 
gemeinsamen EU-Energiepolitik das große Integrationsprojekt 
der kommenden Jahrzehnte. Ideen wie die Versorgung mit 
Ökostrom aus der Sahara werden auch fernab von Fachkreisen 
leidenschaftlich diskutiert.  
 
EurActiv trägt der wachsenden Bedeutung der EU-Energiepolitik 
mit dieser Sonderpublikation Rechnung. Das YellowPaper ver-
sammelt Analysen, Visionen, Ideen und Forderungen aus Politik, 
Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft.  
 
Das Energy Policy Monitoring des Instituts für Europäische Poli-
tik (IEP) liefert einen Überblick und eine Analyse zum heutigen 
Stand der EU-Energiepolitik – vom Energieaktionsplan bis zum  
Dritten Energie-Binnenmarktpaket. 
 
In kurzen Standpunkten legen Europarlamentarier ihre Sicht dar. 
Der Lissabon-Vertrag stärkt die Macht des EU-Parlaments auch 
in der Energiepolitik. Künftig kommt hier das „ordentliche Ge-
setzgebungsverfahren“ (bisher „Mitentscheidungsverfahren“ 
genannt) zur Anwendung. Eine Mehrheit der 736 Abgeordneten 
muss neuen EU-Gesetzgebungen zustimmen. Ein Blick auf der-
zeitige Förderschwerpunkte (Siehe „Bausteine der EU-
Energiepolitik“) zeigt die Offenheit der EU gegenüber alten wie 
neuen Ideen. Die Kernfusion wird genauso unterstützt wie CCS 
oder Solarthermie.   
 
Wie weit eine gemeinsame Energiepolitik reichen könnte, macht 
der Physiker Gregor Czisch im Interview deutlich. Bereits 1997 
stellte Czisch die Frage, wie eine Vollversorgung Europas mit 
erneuerbaren Energien möglichst kostengünstig umsetzbar 
wäre. Seine Ergebnisse führen zur Idee eines „Super Grid“, das 
67 Staaten miteinander verbindet. Zumindest das Wort „Super 
Grid“ taucht bereits im Kommissionsentwurf zur neuen Wirt-
schaftsstrategie Europa 2020 auf.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Anderer Meinung als Czisch ist Hermann Scheer, SPD-
Bundestagsabgeordneter und Präsident der Europäischen Verei-
nigung für Erneuerbare Energien EUROSOLAR. Scheer vertritt die 
Vision einer regenerativen Vollversorgung mit dezentral erzeug-
tem Strom. Dieser werde in Zukunft „fast zum Nulltarif“ gespei-
chert werden können, zum Beispiel durch die „doppelte Nut-
zung“ von Batterien in Elektromobilen.  
 
Thorsten Herdan, energiepolitischer Sprecher des Verbandes 
Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA), erkennt in 
Investitionen in Greentech „gigantische Chancen für die Wirt-
schaft“. Auch Herdan hält den koordinierten Ausbau des europä-
ischen Stromnetzes für ein „vorrangiges Thema“.  
 
In zehn Kurzanalysen (Standpunkten) werfen Energieexperten 
Schlaglichter auf aktuelle Fragen der EU-Energiepolitik – vom 
Verhältnis zu Russland bis zu Hürden des Binnenmarkts.  
 
Vertreter aus Wirtschaft und Gesellschaft beziehen schließlich in 
„Politik-Positionen“ Stellung. Die Böll-Stiftung stellt das Projekt 
einer Europäischen Gemeinschaft für Erneuerbare Energien 
(ERENE) vor. Mit der Renewables Grid Initiative (RGI) präsentiert 
sich eine Plattform für Stakeholder, die eine hundertprozentige 
Integration erneuerbarer Energien in Europas Stromnetze er-
möglichen wollen.  
 
Als digitale Publikation wird das YellowPaper in Zukunft stetig 
aktualisiert. Für folgende Versionen freuen wir uns auf Ihre 
Anregungen, Ideen und Impulse.  
 
 
Alexander Wragge 
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EU Energy Policy Monitoring 
 
Severin Fischer leitet das Projekt "EU Energy Policy 
Monitoring" des Instituts für Europäische Politik (IEP) Berlin, 
das in Zusammenarbeit mit der ASKO-Europa-Stiftung ent-
standen ist. Zielsetzung ist die Begleitung, Erklärung und 
Analyse europäischer Energiepolitik. Das Monitoring bietet 
Zusammenfassungen der Initiativen, die wichtigsten Doku-
mente der Gesetzgebungsverfahren, sowie eine abschlie-
ßende Analyse und Bewertung. 
 
Das Monitoring wird kontinuierlich aktualisiert, um die 
zeitnahe Abbildung des aktuellen Standes der EU-
Energiegesetzgebung zu gewährleisten. Eine Neuauflage ist 
mit der Verabschiedung des Energieaktionsplans 2010-2014 
geplant. Webseite: http://energy.iep-berlin.de  

Europas  
Energiepolitik  
auf dem Prüfstand   
 
Drei Jahre nach der Verabschiedung des ersten 
Energieaktionsplans der EU ist es Zeit für eine kriti-
sche Bilanz. Was wurde in den Bereichen Elektrizi-
täts- und Erdgasbinnenmarkt, Versorgungssicher-
heit, Energieeffizienz und Erneuerbare Energien, 
internationale Energiepolitik und Energietechnolo-
gie tatsächlich umgesetzt?   
 
Von Severin Fischer. Institut für Europäische Politik (IEP). 
 
Mit dem Slogan „Eine Energiepolitik für Europa“ startete die 
Europäische Kommission im Jahr 2006 eine Initiative, Energiepo-
litik nach vielen Jahren der stiefmütterlichen Behandlung erst-
mals fest auf europäischer Ebene zu verankern. Mit der Ent-
scheidung auf dem Frühjahrsgipfel des Jahres 2007 bestätigten 
die Staats- und Regierungschefs unter deutscher Ratspräsident-
schaft die Vorlage der Kommission und verabschiedeten erst-
mals einen gemeinsamen Energieaktionsplan, der zunächst die 
Handlungsvorgaben für die Jahre 2007-2009 definierte. Auf den 
drei Pfeilern der Umweltverträglichkeit, Versorgungssicherheit 
und Wettbewerbsfähigkeit aufbauend, entschied sich der Euro-
päische Rat für einen Aktionsrahmen, der fünf Schwerpunkte 
umfasst: Die Weiterentwicklung des Erdgas- und Elektrizitäts-
binnenmarkts, Maßnahmen im Bereich der Versorgungssicher-
heit, Fortführung und Aufwertung der internationalen Energie-
politik, Förderung der Energieeffizienz und der erneuerbaren 
Energien sowie Ausbau der Energietechnologieforschung. 
 
Heute, drei Jahre nach Verabschiedung des ersten Energieakti-
onsplans, kann eine vorläufige Bilanz über Umsetzungserfolge 
und Schwachstellen bei der Entwicklung einer europäischen 
Energiestrategie gezogen werden. Wo liegen also die Defizite? 
Welche Fortschritte zeichnen sich ab? Wo besteht Handlungs-
bedarf? 
 

Elektrizitäts- und Erdgasbinnenmarkt 
Die Schaffung eines funktionsfähigen europäischen Binnenmark-
tes für Strom und Gas stellt eines der ältesten Projekte europäi-
scher Energiepolitik dar. Bereits in den 1990er Jahren begann 
die Europäische Kommission mit Initiativen zur Liberalisierung 
und engeren Anbindung der bislang nationalstaatlich organisier-
ten Märkte. 

 
Im Jahr 2007 startete die Europäische Kommission eine weitere 
Initiative zur Marktreform und veröffentlichte ihre Vorschläge 
zum „Dritten Energiebinnenmarktpaket“. Öffentliche Beachtung 
fand dabei vor allem der Vorschlag einer eigentumsrechtlichen 
Entflechtung von Netzbetrieb und anderen Prozessen in der 
Versorgungskette von Energiekonzernen, so etwa der Produkti-
on von Elektrizität. 
  
Zwar konnte sich die Kommission mit ihren Vorschlägen zur 
vollständigen Entflechtung nicht durchsetzen, dennoch bietet 
das im Mai 2009 verabschiedete Binnenmarktpaket eine Vielzahl 
neuer Regelungen, die auf eine weitere und bessere Integration 
der Märkte hoffen lässt. So wurde die Institutionalisierung der 
Zusammenarbeit von Netzbetreibern im Strom- und Erdgas-
markt beschlossen, eine Agentur für die Zusammenarbeit der 
nationalen Energieregulierungsbehörden „ACER“ gegründet und 
die Entwicklung von gemeinsamen Leitlinien für den Netzausbau 
verabschiedet. Eine Reihe von Maßnahmen also, die sich in 
erster Linie abseits der in den Medien teils kontrovers diskutier-
ten Frage der Eigentümerstrukturen in den Märkten befinden. 
 
Auf Ebene der europäischen Institutionen wurde in Folge der 
Verabschiedung des Energieaktionsplans ein weiterer Schritt hin 
zur Verwirklichung eines gemeinsamen Energiebinnenmarktes 
eingeleitet. Der Erfolg dieser Maßnahmen wird in vielen Berei-
chen vom Investitionswillen der Unternehmen und der Umset-
zung der Regelungen in nationales Recht abhängen. Dabei könn-
te sich abzeichnen, dass einige Bestimmungen der Richtlinien 
und Verordnungen zu offen formuliert waren und einer Nach-
besserung bedürfen. Ob diese zu einem vierten Energiebinnen-
marktpaket im Rahmen des neuen Energieaktionsplans führen, 
entscheidet sich im Verlauf der kommenden Monate. 
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Im Rahmen des „Economic Recovery Plan“ fördert die EU den 
Stromleitungsausbau zwischen Spanien und Frankreich mit 225 
Millionen Euro. Die Gaspipeline Nabucco, die Gas vom Kaspi-
schen Meer nach Europa transportieren soll, wird mit rund 200 
Millionen unterstützt. Insgesamt sieht das 2009 aufgelegte 
Konjunkturprogramm rund 4 Milliarden Euro für Energiepro-
jekte vor. 
 

Versorgungssicherheit 
Kaum ein anderer Bereich der Energiepolitik wird öffentlich so 
häufig und leidenschaftlich diskutiert wie Maßnahmen zur Ge-
währleistung von Versorgungssicherheit. Mit der Benennung 
dieses Handlungsfelds im Energieaktionsplan beschritt die Euro-
päische Union weitgehend Neuland. Trotz einiger bestehender 
Vorschriften, etwa zur Bevorratung von Erdöl oder zur Erdgassi-
cherheit, konnte bislang keinesfalls von einem einheitlichen 
Energiesicherheitskonzept der EU gesprochen werden. Entspre-
chend fielen die Bestimmungen im Rahmen des Energieaktions-
plans in ihrem Umfang limitiert und wenig detailliert aus. 
 
Erst vergleichsweise spät begann die Europäische Kommission 
mit der Umsetzung der Vorgaben aus dem Energieaktionsplan 
im Bereich Versorgungssicherheit. Im Mittelpunkt stand dabei 
die Zweite Überprüfung der Energiestrategie vom November 
2008, die konkrete Vorschläge zur Gestaltung von Krisenreakti-
onsmechanismen im Bereich der Erdöl- und Erdgasversorgung 
enthält. Zunehmend wurde auch der Energieeffizienzpolitik und 
der Förderung Erneuerbarer Energien ein höherer Stellenwert 
im Sicherheitsdiskurs eingeräumt. So darf es nicht verwundern, 
dass im Rahmen der Zweiten Überprüfung der Energiestrategie 
auch Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz vorgese-
hen waren. 
 
Einen weiteren wichtigen Aspekt der Versorgungssicherheitspo-
litik stellt der Netzausbau dar, der einerseits die Voraussetzung 
für praktische Energiesolidarität bildet und andererseits die 
Grundlage für eine Diversifizierung der Energieversorgung 
schafft. Hierbei sind insbesondere die Reform der TEN-E-
Richtlinien für transeuropäische Netze und die Verwendung von 
Teilen des „Economic Recovery Plan“ für Interkonnektoren 
hervorzuheben.  
 
Trotz dieser Fortschritte muss festgehalten werden, dass sich 
seit der Verabschiedung des Energieaktionsplans insgesamt nur 
wenige Maßnahmen verwirklichen ließen. So steckt beispiels-
weise die Gassicherheitsrichtlinie noch immer im Gesetzge-
bungsprozess fest und dürfte weit weniger umfangreich ausfal-
len, als von vielen Seiten zuvor erwartet. 
 
 
 

Internationale Energiepolitik 
Im Gegensatz zu den vier anderen Teilbereichen des Energieak-
tionsplans steht in der internationalen Energiepolitik nicht die 
Gesetzgebung im Vordergrund, sondern der Abschluss bilatera-
ler oder multilateraler Abkommen und die Vereinbarung rechtli-
cher Rahmenbedingungen zwischen der EU einerseits und ihren 
Nachbarstaaten sowie weiteren wichtigen rohstoffreichen Staa-
ten andererseits. Im Energieaktionsplan wurden diejenigen 
strategischen Partner benannt, mit denen die Intensivierung der 
Beziehung oder eine Aufwertung der Partnerschaft vorgesehen 
ist. 
 
Russland steht seit jeher im Mittelpunkt der Entwicklung inter-
nationaler Energiebeziehungen. Seit Auflage des Energieakti-
onsplans im Jahr 2007 wurden die bilateralen Beziehungen zwar 
stetig weiterentwickelt, dennoch kam es bislang nicht zu einer 
Erneuerung des wichtigen Partnerschafts- und Kooperationsab-
kommens zwischen der EU und der Russischen Föderation. Auch 
die Verhandlungen mit den Staaten Nordafrikas im Rahmen der 
europäischen Nachbarschaftspolitik und der Mittelmeerunion 
gestalten sich schwierig. Weitere wichtige Partner für den Tran-
sit fossiler Brennstoffe nach Europa, die Türkei und die Ukraine, 
haben sich in den vergangenen Jahren deutlich emanzipiert und 
treten selbstbewusst bei internationalen Verhandlungen auf.  
 
Die Bilanz im Bereich internationale Energiepolitik fällt daher 
sehr gemischt aus. Auf der einen Seite wurden nur wenige neue 
Abkommen mit energiepolitisch wichtigen Partnern geschlossen, 
andererseits haben sich zahlreiche Beziehungen in den vergan-
genen Jahren weiter intensiviert und konzentrieren sich auf 
wichtige Fragen der internationalen Energiekooperation. 
 

 
 
Wie viel Gas fließt durch die Pipeline? Das fragten sich Anfang 
2009 nicht nur Mitarbeiter des russischen Staatskonzerns 
Gazprom. Zwei Wochen lang fielen 30 Prozent der europäi-
schen Gasimporte aus.  
 

Energieeffizienz und Erneuerbare  
Kaum ein anderer Bereich des Energieaktionsplans hat nach 
seiner Veröffentlichung eine ähnliche Dynamik entwickelt, wie 
Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz und zur Förde-
rung erneuerbarer Energien. Allerdings hatte der Europäische 
Rat auch in keinem anderen energiepolitischen Bereich quantifi-
zierbare Ziele verabschiedet, so dass dieses Alleinstellungs-
merkmal bereits eine absehbare Folgewirkung entfalten konnte. 
So sollte einzig bei Erneuerbaren Energien und der Steigerung 
der Energieeffizienz bis zum Jahr 2020 eine Zielmarke von 20 
Prozent europaweit erreicht werden. Sowohl der rapide stei-
gende Ölpreis im Jahr 2008, als auch die drängenden Herausfor- 
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derungen der Klimapolitik im Vorfeld des Gipfels von Kopenha-
gen und die Gaskrise im Frühjahr 2009 unterstrichen die Not-
wendigkeit einer raschen Umsetzung wirkungsvoller Maßnah-
men.  
 
Die Initiative zur Verabschiedung des Klima-Energie-Pakets, das 
im Januar 2008 von der Europäischen Kommission vorgelegt 
wurde und im Dezember seinen Endpunkt mit einer Einigung 
zwischen Europäischem Parlament und Rat fand, stellt dabei den 
Schwerpunkt der Umsetzungsbemühungen dar. Mit einer Neu-
regelung des Emissionshandelssystems, einer Richtlinie zur 
Förderung Erneuerbarer Energien, einer Emissionsobergrenze 
für PKWs und der Entscheidung zur Emissonsreduktion der 
Mitgliedstaaten in den Bereichen, die nicht unter das Emissions-
handelssystems fallen, wurden wesentliche Anreize für eine 
erfolgreiche Umsetzung der beiden 20-Prozent-Ziele im Bereich 
Erneuerbare und Effizienz gesetzt. Darüber hinaus wurden mit 
Maßnahmen für Einzelbereiche wie etwa Gebäude, mit Regulie-
rung im Rahmen der Ökodesignrichtlinie (bspw. dem sogenann-
ten Glühbirnenverbot) oder mit Verbraucherinformationsrege-
lungen weitere Schritte zur Umsetzung des Aktionsplans 
begangen.  
 
 

 
 
Auf Grundlage nationaler Schätzungen geht die EU-
Kommission davon aus, dass erneuerbare Energien im Jahr 
2020 rund 20,3 Prozent vom EU-Energiemix ausmachen. 
Deutschland erwartet ohne Importe einen Anteil von 18,7 
Prozent. Offshore-Windparks könnten die Entwicklung be-
schleunigen.  
 
 

Trotz einer vergleichsweise erfolgreichen Bilanz im bisherigen 
Gesetzgebungsverfahren lassen die Ergebnisse noch auf sich 
warten. Wesentliche Veränderungen im Energiemix und beim 
Energieverbrauch werden von der schnellen Umsetzung der 
Einzelmaßnahmen in den Mitgliedstaaten und auf der Ebene 
lokaler und regionaler Akteure abhängen.  

 
Energietechnologie 
Die Förderung von neuen Energietechnologien und die Verbes-
serung bestehender Verfahren stellen eine grundlegende Vor-
aussetzung für die Transformation des europäischen Wirt-
schaftssystems hin zu einer Niedrigemissionswirtschaft und der 
Vorreiterrolle Europas bei sauberen Technologien dar. Entspre-
chend ist es kaum verwunderlich, dass der Europäische Rat den 
Bereich Energietechnologie mit einem eigenen Kapitel ausstatte-
te. Im Mittelpunkt der Vorgaben des Energieaktionsplans stehen 
die Förderung von Kohlenstoffabscheidungs- und -speicher-
technologien (CCS) sowie die weitere Forschung an der Kern-
energie. 
 
Die Umsetzungsaktivitäten im Bereich Energietechnologie be-
schränkten sich bislang auf einige wenige Projekte. So verab-
schiedeten Rat und Parlament im Dezember 2008 eine Richtlinie 
zu CCS, in der erstmals rechtliche Rahmenbedingungen für die 
Anwendung der Technologie festgelegt wurden. Gleichzeitig 
wurden Erlöse aus dem Emissionshandel und Teile des 
„Economic Recovery Plans“ für die Förderung einzelner Anlagen 
herangezogen. Auch eine neue Richtlinie zur nuklearen Sicher-
heit bestätigt die Bemühungen der Europäischen Kommission in 
diesem Bereich Fortschritte zu erzielen. Dennoch fehlt bislang 
eine konkrete finanzielle Zusage im Rahmen des „Strategischen 
Energietechnologieplans“ (SET-Plan), mit der die Schwerpunkte 
der Technologieförderung benannt und diese langfristig und 
ausreichend unterstützt werden könnten. Zwar hatte die Kom-
mission hierzu bereits Vorschläge unterbreitet, eine finanzielle 
Zusage durch die anderen EU-Institutionen steht jedoch noch 
aus. 
 

Ausblick 
Nie zuvor in der Geschichte der europäischen Integration hat 
das Thema Energiepolitik eine ähnliche Dynamik und Breite an 
Arbeitsschwerpunkten erreicht wie in den vergangenen drei 
Jahren. Der Energieaktionsplan 2007-2009 stellte hierfür eine 
wesentliche Voraussetzung dar. Gleichzeitig konnten jedoch 
nicht alle Erwartungen erfüllt werden. So fehlt beispielsweise 
eine klare Linie in der internationalen Energiepolitik. Ebenso 
steht eine konkrete Vereinbarung zur finanziellen Unterstützung 
weiter Teile der Energietechnologieforschung und -förderung 
weiterhin ebenso aus wie ein umfangreicher Energieeffizienzak-
tionsplan.  
 
Die Analyse der Schwachstellen sowie die Definition neuer Her-
ausforderungen und Handlungsbereiche wird Teil des Energieak-
tionsplans 2010-2014 sein, der im Laufe dieses Jahres von der 
Kommission veröffentlicht wird und durch den Europäischen Rat 
verabschiedet werden muss. Mit einer längeren Laufzeit und 
einem voraussichtlich umfangreicheren Mandat sowie einem 
Ausblick auf Europa im Jahr 2030 könnte dies zu einem der 
wichtigsten strategischen Dokumente des Jahres werden. 
Schließlich dürften die mögliche Verwirklichung neuer Infra-
strukturprojekte (Nordstream, Nabucco, South Stream, 
Desertec), aber auch die Ergebnisse der internationalen Klima-
verhandlungen wesentlichen Einfluss auf die Gestaltung einer 
künftigen europäischen Energiepolitik haben. Noch in diesem 
Jahr werden die Staats- und Regierungschefs darüber entschei-
den müssen, ob sie auch langfristig „eine“ Energiepolitik für 
Europa entwickeln wollen. 
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Bausteine der  

EU-Energiepolitik 
 
Die EU-Energiepolitik nimmt in den kommenden 
Jahren neue Formen an. Drei Ansätze im Überblick.  
 

Generaldirektion Energie (GD ENER) 
Die EU-Kommission ändert ab 2010 ihre Organisationsstruktur.  
Zwei neue Generaldirektionen (GD) werden geschaffen: die „GD 
Energie“ (ENER) und die „GD Klimapolitik“ (CLIM).  
 
Bei der GD Energie handelt es sich um eine Abspaltung der 

früheren „GD Verkehr und Energie“. 
Für die Verkehrspolitik ist in Zukunft 
die „GD Mobilität und Verkehr“ 
(MOVE) zuständig. Den Posten des 
Generaldirektors der GD Energie 
übernimmt der Brite Philip Lowe (62, 
Foto), vormals Generaldirektor der 
GD Wettbewerb. Lowe studierte 
Politikwissenschaften, Philosophie 
und Wirtschaftswissenschaften in 
Oxford. Seit 1973 arbeitet er in der 
Kommission und gilt als sehr profilier-
ter Brüsseler Beamter.  

 
In den Arbeitsbereich der GD Energie, und damit in die Zustän-
digkeit von EU-Energiekommissar Günther Oettinger, fallen auch 
die Energie-Außenbeziehungen. Wie wichtig dieses Feld werden 
kann, zeigten Gaskrisen zwischen der Ukraine und Russland, die 
Europas Gasversorgung unmittelbar bedrohten. Über die Hälfte 
der in der EU verbrauchten Energie kommt aus Drittländern. 
Ursprünglich war vorgesehen, dass EU-„Außenministerin“ Ca-
therine Ashton die Aufgabe der Energie-Außenpolitik über-
nimmt. Künftig könnte auch der Ökostrom-Import aus den ME-
NA-Staaten die Energie-Außenpolitik beschäftigen, wie ihn etwa 
das Wüstenstromprojekt DESERTEC vorsieht.  
 
Die GD Energie wird außerdem für die Bereiche Energie-
Binnenmarkt, erneuerbare Energien, Energieeffizienz, Versor-
gungssicherheit, Atomkraft, Pipelines und Netze zuständig sein.  
 
Speziell die viel geforderte Integration der europäischen Strom-
netze wird die Kommission bis 2014 beschäftigen. Sie gilt als 
Schlüsselfaktor für einen EU-Energiebinnenmarkt und die Einbe-
ziehung erneuerbarer Energie. Der Lissabon-Vertrag legt die 
„Förderung der Interkonnektion der Energienetze“ als Ziel der 
EU-Energiepolitik fest (Artikel 176a). Im Mai 2010 berichtet die 
Kommission dem Parlament über die Umsetzung der „Leitlinien 
für die transeuropäischen Energienetze“ (TEN-E). Im November 
will die Behörde ein Energie-Infrastruktur-Paket vorschlagen.  
 
In der GD Klimapolitik werden klimabezogene Tätigkeiten aus 
den Generaldirektionen „Umwelt“, „Außenbeziehungen“ sowie 
„Unternehmen und Industrie“ zusammengeführt. Das Ressort 
wird auch die internationalen Klimaschutz-Verhandlungen vor-
bereiten und begleiten. Die Leitung übernimmt der Belgier Jos 
Delbeke (52), vormals stellvertretender Generaldirektor der GD 
Umwelt.  
 

 
 
 

SET-Plan  - Energieforschung bis 2020 
Um die bis 2020 bzw. 2050 gesteckten europäischen Klima-
schutzziele zu verwirklichen, hat die EU 2007 den strategischen 
Plan für die Energietechnologie (SET-Plan) gestartet. Der Plan 
soll die gemeinsame Erforschung und Umsetzung einer nachhal-
tigen und emissionsarmen Energieversorgung vorantreiben. 
Federführend ist eine Lenkungsgruppe aus Vertretern der Mit-
gliedstaaten. Gemeinsam mit Industrie und Wissenschaft hat die 
Kommission sechs Schlüsselsektoren ausgemacht, die auf EU-
Ebene koordiniert und vermehrt gefördert werden sollen. Dazu 
gehören Windkraft, Solarenergie, Elektrizitätsnetze, Bioenergie, 
CO2-Abscheidung und -Speicherung (CCS) und die Kernfusion. 
Vorgeschlagen ist eine weitere Initiative zur Energieeffizienz für 
bis zu 30 Städte („Smart Cities“).  
 
Ein europäisches Informationssystem (SETIS) berichtet über die 
Entwicklung der Technologien, ihre Hindernisse und Potenziale. 
In einer ersten Übersicht („Technology Map“) von 2009 wird 
auch die Situation von Atomkraft, Geothermie und Wasserkraft 
untersucht.  
 
Die Kommission schätzt den zusätzlichen Investitionsbedarf in 
die Schlüsseltechnologien auf 50 Milliarden Euro bis 2020. Um 
die gesteckten Ziele zu erreichten, bräuchten die Bereiche Solar-
energie (Photovoltaik und Solarthermie) davon 16 Milliarden 
Euro, CCS 13 Milliarden Euro, Bioenergie 9 Milliarden Euro, 
Kernfusion 7 Milliarden Euro und Windenergie 6 Milliarden Euro. 
Das Ziel, 50 Prozent des Stromnetzes nach dem „smart principle“ 
zu gestalten, um Angebot und Nachfrage zusammenzuführen, 
bedürfe einer Finanzierung von 2 Milliarden Euro.  
 
Die Mittel sollen nach der Vorstellung der Kommission aus den 
nationalen Haushalten, aus Einnahmen des EU-
Emissionshandelssystems (EU-ETS), von europäischen Finanzin-
stituten wie der Europäischen Investitionsbank (EIB) und von der 
Privatwirtschaft bereit gestellt werden. Derzeit erfolgt die Ener-
gieforschung mit Ausnahme des Bereichs Nuklearenergie zu 
etwa 70 Prozent privat und zu 30 Prozent öffentlich. Die Kom-
mission argumentiert, dass ein "signifikanter Anstieg" der öf-
fentlichen Finanzierung nötig ist, um die Klimaschutzziele zu 
erreichen.  
 

 
 
Große Hoffnungen setzt die EU auch in die Potenziale der 
Solarthermie. Das spanische Kraftwerk „Andasol 1“ mit einer 
Nennleistung von 50 Megawatt (MW) ist seit Ende 2008 am 
Netz. 
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Eine CCS-Pilotanlage in Brandenburg. Die EU-Kommission sieht 
für die CO2-Abscheidung und –Speicherung (CCS) einen zusätz-
lichen Förderungsbedarf von 13 Milliarden Euro bis 2020.   
 

EU-Energy Programme for Recovery  
Das Anti-Krisen-Budget der EU fließt teilweise in Energie-
Projekte. Ab 2010 werden rund 4 Milliarden Euro investiert. 
Priorität ist  neben der Versorgungssicherheit die Förderung 
klimafreundlicher Technologien.  
 
Sechs Pilot-Anlagen zur Kohlenstoffabscheidung und –
speicherung (CCS) werden mit einer Milliarde Euro gefördert. 
Für eine Testanlage in Brandenburg sind zum Beispiel 180 Milli-
onen Euro vorgesehen. „Mit der Förderung der CCS-Technologie 
erkennt die Kommission die anhaltende Bedeutung fossiler 
Brennstoffe für die Energiegewinnung und die Notwendigkeit 
des Übergangs zu einem CO2-armen Energiesystem an“, heißt es 
von Seiten der Behörde.  
 
Neun Offshore-Windenergie-Parks erhalten 565 Millionen Euro. 
Darunter sind auch die deutschen Anlagen „Borkum West II“ und 
„Nordsee Ost“. „Die Projekte stärken die Entwicklung und Kon-
solidierung einer wettbewerbsfähigen Offshore-Windenergie-
Industrie in Europa und schaffen zahlreiche „grüne“ Arbeitsplät-
ze“, heißt es zur Begründung. . 
 
Mit 2,3 Milliarden wird die Energieinfrastruktur unterstützt. In 
Deutschland wird zum Beispiel eine neue Hochspannungsleitung 
von Halle/Saale bis Schweinfurt mit 100 Millionen Euro geför-
dert. Außerdem investiert die EU in die Netzintegration von 
Regionen mit Randlage wie den drei baltischen Staaten, Irland 
und Malta. Stromleitungen zwischen Frankreich und Spanien 
werden mit 225 Millionen unterstützt – der größte Einzelposten 
innerhalb des Budgets.  
 
Im Zuge des Programms soll auch die Versorgungssicherheit im 
Gassektor erhöht werden. Die Unterwasser-Gasleitung Galsi von 
Algerien nach Italien wird mit 120 Millionen Euro unterstützt. 
Für den Bau der Nabucco-Pipeline von der Türkei nach Öster-
reich wurden 200 Millionen Euro bewilligt. Kommissionspräsi-
dent José Manuel Barroso erklärte: „Wir haben aus der jüngsten 
Gaskrise unsere Lehren gezogen.“ 
 
Die Kommission rechnet mit einer großen Hebelwirkung der 
öffentlichen Mittel. Sie würden in den kommenden 3 bis 5 Jah-
ren private Investitionen von 22 Milliarden Euro ermöglichen. 
„Neben der Erhöhung der Versorgungssicherheit wird das Kon-
junkturpaket auch dazu beitragen, ein weiteres wichtiges Ziel zu 
erreichen: nämlich das eines vollständig integrierten Gas- und 
Strom-Binnenmarktes“, so EU-Energiekommissar Günther Oet-
tinger. 
 

Thorsten Herdan (VDMA) zu Greentech 
Gigantische Chancen  
 
Welche Möglichkeiten bietet Europas Umstieg auf 
eine „Green Economy“? Thorsten Herdan, energie-
politischer Sprecher des Verbandes Deutscher Ma-
schinen- und Anlagenbau (VDMA), formuliert seine 
Erwartungen.  
 
Herr Herdan, wenn es um Perspektiven für Europas Industrie 
geht, wird zuallererst „Greentech“ genannt. Wie schätzen Sie 
die Potenziale ein?  
Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat die europäische Industrie 
immer noch fest im Würgegriff. Ein probates Mittel, den Würge-
griff etwas zu lockern, ist die Investition in Energieeffizienz und 
Klimaschutz. Ob erneuerbare Energien, effiziente fossile Kraft-
werke, oder die Nutzung effizienter Produkte in industriellen 
Prozessen und im täglichen Leben – die Chancen für die Wirt-
schaft sind gigantisch.  
 
Welche Entwicklung erwarten Sie in den Bereichen Energieeffi-
zienz und Erneuerbare? 
Gemeinsam mit der prognos AG und Roland Berger hat der 
VDMA nachgewiesen, das allein durch den Einsatz effizienter 
Maschinenbauprodukte in Deutschland in 10 Jahren im Ver-
gleich zu vor 10 Jahren eine Energiemenge eingespart wird, die 
dem Strombedarf von rund 140 Millionen privaten Haushalten 
entspricht. Das sind 80 Prozent aller Haushalte Westeuropa‘s.  
Bei der Strombedarfsdeckung gehen wir davon aus, dass der 
europäische Bedarf in 2030 zu rund 45 Prozent (heute rund 16 
Prozent) von erneuerbaren Energien gedeckt werden wird. Die 
„restlichen“ 55 Prozent werden von hocheffizienten fossilen und 
nuklearen Kraftwerken gedeckt.  
 
Welche politischen Rahmenbedingungen braucht die Industrie, 
um die Chancen zu nutzen?  
Zum einen die Erkenntnis, dass es nicht die Greentech-Produkte 
gibt, sondern dass in allen Produkten des Maschinen- und Anla-
genbau Greentech enthalten ist. Ein hocheffizientes Getriebe 
beinhaltet Greentech, ob es in einer Windenergieanlage oder in 
einem Containerschiff eingebaut ist. Zum zweiten ist die Indust-
rie auf verlässliche politische Rahmenbedingungen in der EU 
angewiesen. Dies bedeutet, dass die EU Ziele für die Steigerung 
der Effizienz, den Ausbau der erneuerbaren Energien oder den 
Einsatz der CCS Technologie konsequent weiterverfolgt werden. 
Nur dann werden die Unternehmen nachhaltig in diese Techno-
logien investieren. Das bedeutet aber auch, dass für den Umbau 
des Energiemarktes der koordinierte Ausbau des europäischen 
Stromnetzes ein vorrangiges Thema wird. Hier sind national-
staatliche Alleingänge problematisch.   
 
Eines muss jedoch bei aller Harmonisierung klar sein: Was unter 
den Leitlinien der EU auf der Ebene der Mitgliedstaten mit glei-
chem Ergebnis geregelt und entschieden werden kann, soll 
letztlich in deren Kompetenz verbleiben. Nur so bleibt der Wett-
bewerb der Mitgliedsstaaten um verschiedene Energiekonzepte 
und -technologien erhalten und nur so kann den gewachsenen 
Strukturen, der geografische Lage und den geopolitischen Inte-
ressen einzelner EU-Mitgliedstaaten Rechnung getragen wer-
den.  

 

Der VDMA vertritt 3.000 vorrangig mittelständische Mit-
gliedsunternehmen. Der deutsche Maschinen- und Anla-
genbaubau setzte 2009 rund 160 Milliarden Euro um und 
beschäftigt rund 920.000 Menschen. Weitere Informatio-
nen: www.vdma.org  
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Gespräch mit Gregor Czisch  

Die Vision  
vom Super Grid 
 
Eine Vollversorgung Europas mit erneuerbarer 
Energie ist kostengünstig möglich, errechnet der 
Physiker Gregor Czisch. Im Interview erklärt der 
Mitbegründer des DESERTEC-Vorläufers TREC seine 
Skepsis gegenüber Solarthermie, Photovoltaik und 
einer kleinräumigen Energieversorgung. Czischs 
Forderung: Die EU soll den Aufbau eines Super 
Grids koordinieren.  

 
Der Physiker Gregor Czisch berechnet in 
verschiedenen Szenarien, wie erneuerba-
re Energien möglichst kostengünstig 
Europas Stromnachfrage decken können. 
Sein Modell bezieht 67 Staaten ein - von 
Marokko bis Kasachstan. Czischs Lösung 
für die Versorgungsaufgabe führt zu einer 
großräumigen Stromversorgung, basie-
rend auf einem  "Super Grid" ("Super 

Netz"), das die Produktionsstandorte mit den Verbrauchszentren 
verbindet. Das Hauptergebnis: Eine emissionsfreie Stromversor-
gung ist relativ kostengünstig möglich. Czisch gehörte zu den 
Gründungsmitgliedern der Initiative "Trans-Mediterranean 
Renewable Energy Cooperation" (TREC), die sich für die Strom-
Übertragung aus  Nordafrika einsetzte. Czischs Forschungen und 
TREC bereiteten dem Wüstenstromprojekt DESERTEC den Weg.  
 
Herr Dr. Czisch, im Jahr 2001 stellten Sie erstmals Ergebnisse 
eines Optimierungsmodells für die Stromversorgung mit erneu-
erbaren Energien vor und ließen im Jahr 2005 dazu eine umfas-
sende Doktorarbeit folgen. Was war Ihr Ansatz, als Sie 1997 
mit der Arbeit über die regenerative Vollversorgung begannen? 
Am Anfang meiner Arbeiten habe ich mir die Frage gestellt, wie 
eine vollständige Versorgung mit Erneuerbaren Energien mög-
lichst kostengünstig zu erreichen ist. Dazu musste ich zuerst die 
weltweiten Potenziale der Erneuerbaren Energien ermitteln und 
mich auch mit dem zeitlichen Dargebotsverhalten dieser Poten-
ziale auseinander setzen. Dabei fiel mir zum Beispiel auf, dass 
wir in Europa fast ein geschlossenes Winterwindgebiet haben, 
dass aber schon in Europas Nachbarschaft, in Nordafrika, Som-
merwindgebiete überwiegen, und somit die Kombination beider 
Gebiete interessant wäre. Die Potenziale und gegebenenfalls ihr 
Zeitverhalten habe ich für die verschiedensten Energieformen  

ermittelt. Also beispielsweise für Windenergie, die Solarthermie, 
für Photovoltaik, Wasserkraft, Goethermie und Biomasse. Dann 
habe ich nach dem optimalen Kraftwerks- und Leitungspark 
sowie nach dessen optimalem Betrieb gefragt.  Die Potenziale 
der 19 Regionen, in die das Versorgungsgebiet aufgeteilt wurde, 
fließen in einem Optimierungsmodell zusammen inklusive der 
Kosten der einzelnen Technologien, Zins- und Tilgungskosten 
sowie der Wartungs-, Instandhaltungs- und Betriebskosten. 
Schließlich sind der Optimierung - wie für das Energiedargebot 
der erneuerbaren Energien auch - Stundenzeitreihen für den 
Stromverbrauch in den einzelnen Regionen hinterlegt. Ziel war 
es, den Verbrauch am kostengünstigsten zu decken, also das 
Kostenoptimum beziehungsweise -minimum zu finden. 
 

Vollversorgung mit Ökostrom erreichbar 
Was sind die Hauptergebnisse? 
Ich habe verschiedene Szenarien gerechnet. Im Grundszenario 
habe ich nur die heute verfügbare Technologie zu heute übli-
chen Marktpreisen einbezogen. Dabei ergibt sich ein Kraft-
werkspark, der von der Windenergie dominiert wird. Windener-
gie wird großräumig genutzt, sowohl in Afrika als auch in Europa, 
Sibirien und Kasachstan, und deckt etwa zwei Drittel des Strom-
bedarfs. Die Windenergie wird dadurch in diesem Umfang nutz-
bar, dass ein HGÜ-System (Hochspannungs-Gleichstrom-
Übertragung) leistungsstark ausgebaut wird, um die Erzeugungs-
standorte mit den Verbrauchszentren zu verbinden. Die skandi-
navischen Wasserkraftwerke werden leistungsstark eingebun-
den. Diese wertvollen Speicherkraftwerke gibt es dort schon, ich 
habe in diesem Szenario keinen Zubau von Wasserkraftwerken 
zugelassen. Das Biomassepotenzial, das ich vorsichtig niedrig 
angesetzt habe, wird in fast allen Regionen vollständig ausge-
schöpft. Obwohl die Stromerzeugung aus Biomasse relativ teuer 
ist, ist sie mit ihren Eigenschaften als "Back-Up-Komponente" 
sehr interessant - das heißt, sie ist unabhängig von Jahreszeit 
und Wetter verfügbar und kann so genutzt werden, dass sie bei 
Engpässen aushilft. Soweit das Ergebnis des Grundszenarios mit 
heutiger Technologie…. 
 
...das zu den günstigsten Stromkosten führt… 
Die Stromkosten bis zum Übergabe-Punkt vom HGÜ-Transport-
Netz an die vorhandenen Drehstromnetze liegen im Grundsze-
nario bei 4,65 Cent pro Kilowattstunde, und das unter der An-
nahme eines volkswirtschaftlich üblichen Realzinssatzes von 5 
Prozent. Ich kann also nachweisen: Wir können eine Vollversor-
gung mit Erneuerbaren erreichen, und zwar zu denkbar günsti-
gen Konditionen. 
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Zweifel an der Photovoltaik  
Ihre Ergebnisse dürften Anhänger des Solarstroms nicht freuen. 
Sonnenergie spielt in der optimalen Variante kaum eine Rolle… 
Im Grundszenario kommt ein kleiner Teil der Stromversorgung 
aus solarthermischen Anlagen, und zwar 1,6 Prozent. Die Photo-
voltaik (PV) kommt nicht zum Einsatz, weil sie keinen kostensen-
kenden Einfluss auf das Gesamtsystem nehmen kann. Das hat 
mich auch beschäftigt. Ich habe zum Beispiel die Frage gestellt, 
wie billig die Photovoltaik werden muss, damit sie genutzt wird. 
Zunächst war ich von damals üblichen PV-Stromkosten ausge-
gangen, wie sie etwa bei Solaranlagen auf Hausdächern typisch 
waren. Dann habe ich die Kosten der PV versuchshalber halbiert 
und neu optimiert. Das Ergebnis war das gleiche wie zuvor: 
Keine PV. Erst nach der dritten Halbierung, also bei einem Achtel 
ihrer heutigen Kosten, wird die PV im Modell genutzt und stellt 
dann etwa 4 Prozent des gesamten Stroms.  
 
Haben Sie auch nach der erstaunlich kleinen Rolle der 
Solarthermie nach der Optimierung gefragt? 
Die Kosten für solarthermische Kraftwerke habe ich ebenfalls 
probehalber gesenkt. Meine zunächst angenommenen Kosten-
daten liegen sehr nahe bei den damaligen Daten des Deutschen 
Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) in Stuttgart. Das Prob-
lem ist aber, wenn ich diese angenommenen Kosten mit den 
realen Kosten des solarthermischen Kraftwerks Andasol I in 
Spanien vergleiche, sind sie nur halb so hoch. Das heißt, wir 
müssten die Kosten für die Solarthermie erst mal halbiert haben, 
bevor die Ergebnisse der Optimierung auf richtigen Kostenan-
nahmen für die Solarthermie beruhten. Dann würden die solar-
thermischen Kraftwerke als Ergebnis überhaupt erst, wie im 
Grundszenario, die 1,6 Prozent des Stroms liefern. 
 
Auf Grundlage dieser Ergebnisse bewerten Sie eine mögliche 
Dominanz der Solarthermie im Wüstenstromprojekt DESERTEC 
skeptisch… 
Schon in den Vorläufer-Organisationen zu DESERTEC, an denen 
ich zum Teil beteiligt war, gab es Widerstand gegen diejenigen, 
die sich unvoreingenommen auch für Windenergie einsetzten. 
Windkraft wird in den Konzepten immer irgendwo am Rand 
erwähnt, aber nicht in dem Maße, in dem man sie berücksichti-
gen müsste. Warum man möglicherweise auf teurere Lösungen 
setzen will, bleibt Spekulation. 
 

Windkraft immer billiger? 
Die Dominanz der Windkraft im Grundszenario ist groß. Hat sie 
wirklich so viel Potenzial? 
Es gibt neue Studien mit neueren Daten, wonach acht der Saha-
ra-Staaten jeweils in der Lage sind, mehr Strom aus Windenergie 
zu erzeugen, als Afrika und Europa zusammen verbrauchen. Das 
Argument, es fehle Potenzial, ist grundfalsch.  
 
Für Solarthermie spricht, dass die Kosten langfristig sinken, 
wenn die Technik im großen Stil genutzt wird… 
Das Argument halte ich für absurd. Windenergie ist doch jetzt 
schon viel billiger, etwa um den Faktor Fünf. Und Windkraftan-
lagen werden ja auch noch günstiger. Bisher wird in der Produk-
tion noch viel handgemacht. Es bestehen noch große Kosten-
senkungspotenziale in der automatisierten Herstellung. Mit der 
heutigen Windtechnologie kann ich heute an den besten Stan-
dorten, etwa in Ägypten, Strom für unter drei Cent produzieren. 
Solarkraftwerke in Spanien liegen bei 27 Cent die Kilowattstun-
de. Das ist ein Faktor von 10. In Afrika schaffen wir mit der 
Solarthermie vielleicht an sehr guten Standorten 15 Cent, das ist 
immer noch mehr als fünf Mal so teuer.  Wollen wir denn wirk-
lich noch darauf warten, bis sich die Solarthermie etabliert? Das 
ist absurd. Ich habe ja nichts dagegen, diese Technologie zu 
entwickeln, aber warten sollten wir nicht darauf. 

 
Für die Solarthermie sprechen auch ihre Eigenschaften. Die 
Kraftwerke können Strom konstant liefern. Man wäre unab-
hängiger von wetterbedingten Fluktuationen… 
Das ist auch mit der Windkraft möglich. Kurzfristige Fluktuatio-
nen lassen sich kompensieren, indem die Anlagen in relativ 
kleinen Räumen verteilt werden. Je länger der Zeitraum des 
Erzeugungsausgleichs sein soll, desto größer wird die notwendi-
ge Ausdehnung der Gebiete. Am schwierigsten ist der saisonale 
Bereich. Wir haben ja in Europa typischer Weise Winterwinde 
und im Sommer sehr viel weniger Windenergieangebot. Da 
bieten sich Sommerwindregionen zum Ausgleich an, und solche 
Regionen überwiegen in Nordafrika. Um eine möglichst ausge-
glichene Versorgung aus Windenergie zu gewährleisten, kann 
man entweder an ausgeglichenen Standorten wie Russland 
produzieren, oder Standorte mit Sommer- und Winterpeaks 
kombinieren. Wenn das nicht reicht, sollte man andere Systeme 
als Back-Up heranziehen, um den Ausgleich zu schaffen. Dabei 
liegt es nahe, die bestehenden Speicherwasserkraftwerke zu 
nutzen. So lange Wasser im Speicher ist, können sie den Strom 
so produzieren, wie man ihn gerade braucht. Als zweites Ele-
ment bieten sich Biomassekraftwerke an, die auch in gewissem 
Maße zur Bereitstellung von Regelenergie eingesetzt werden 
können. Zusammengenommen reicht das. Dann nutzt man 
Windenergie, Wasserkraft und Biomasse und kommt zu einem 
sehr kostengünstigen Strom-Mix, der unseren Strom so liefert, 
wie wir ihn brauchen. Das ist das eindeutige Ergebnis meiner 
Optimierung für verschiedenste Szenarien. 
 

 
 

Entscheidend ist der Stromtransport 
Voraussetzung für Ihr kostengünstiges Modell ist ein großräu-
miges Energiesystem, das regionale Unterschiede der Produk-
tionspotenziale ausgleicht. Welche Bedeutung kommt dabei 
dem Stromtransport zu? Selbst in einem Szenario, in dem er-
zwungen wird, dass jede der 19 Regionen im Szenario-Gebiet die 
Hälfte ihres Verbrauchs selbst herstellt, wird der Stromtransport 
in großem Maße genutzt. Es hat einfach große Vorteile, Strom 
von A nach B zu liefern. Der Stromtransport ist in jedem Szenario 
- in dem er zugelassen wird - ein ganz wesentlicher Bestandteil 
eines kostengünstigen Systems zur Versorgung aus Erneuerba-
ren Energien. Es sei denn, man legt viel Wert auf Autarkie und 
will um jeden Preis ohne seine Nachbarn auskommen. Das ist ein 
klares Ergebnis. 
 
Durch die Integration vieler Standorte ergeben sich internatio-
nale  Abhängigkeiten in der Energieversorgung… 
Im Gegenteil, mit einer vernünftigen Diversifizierungsstrategie 
lösen sich all die Ängste vor schwierigen politischen Konstellati-
onen auf. In diesem System ist ja sowieso implizit vorgesehen, 
dass Regionen wetterbedingt ausfallen und das kompensierbar 
sein muss. Das heißt, die Abschaltung einzelner Regionen be-
deutet keine so große Gefahr für das Gesamtsystem.  
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Trotzdem wäre Europa abhängig, etwa wenn im Sommer 
Windkraft aus Afrika genutzt wird… 
Wir wären nicht sehr abhängig. Man muss das mal mit heutigen 
Systemen vergleichen. Nehmen Sie die Gasversorgung. Wir 
haben heute ein Gasnetz, das sich im Prinzip über den fast iden-
tischen Raum erstreckt wie das HGÜ-Super Grid, das wir in Zu-
kunft für die Erneuerbaren brauchen. Das Gas-Netz reicht von 
Algeriens Wüste bis zur Jamal-Region in Nord-West-Sibirien. 
Jetzt muss man wissen, dass Europa etwa 25 Prozent seines 
Erdgasimports aus Algerien und mehr als 40 Prozent aus Russ-
land bezieht. Das geht seit vielen Jahren so. Wir beziehen also 
von nur zwei Ländern einen essentiellen Teil unseres Erdgases. 
Ohne diese Länder würde die Versorgung zusammenbrechen. 
Das ist doch eine absurde Abhängigkeit. Bei der Versorgung mit 
Erneuerbaren Energien sind einzelne Standorte nicht derart 
wichtig. Man kann bei recht stabilen Kosten sehr breit diversifi-
zieren. Mit der technischen Reife der relativ jungen Technolo-
gien wird es zudem möglich sein, Strom immer günstiger an 
immer schlechteren Standorten zu produzieren. Mit der Zeit 
wird die Redundanz im System also immer günstiger. 

Bräuchte es für Ihre Vision eine Art politische Initialzündung?  
Ich denke, Günther Oettinger sollte dieses Projekt als EU-
Energiekommissar zur Chefsache machen. Nur unter Einbezug 
dieses Ansatzes können wir dem Klimawandel schnell mit einer 
kostengünstigen Lösung begegnen. Aufgrund sozialer Fragen 
muss die Versorgung kostengünstig sein. Teure Lösungen kön-
nen sich ärmere Länder sicherlich nicht leisten. Selbst für 
Deutschland spielen die Kosten eine Rolle. Selbst hier werden 
jährlich viele hunderttausende Gas- und Stromanschlüsse ge-
sperrt, weil sich die Leute Energie nicht mehr leisten können. 
 

Stück für Stück zum Super Grid 
Warum sollte Energiekommissar Oettinger eingreifen? 
Die Koordinierung ist entscheidend. Wenn wir am Ende das 
Super Grid brauchen und dieses aus Einzelprojekten zusammen 
wächst, müssen wir darauf achten, dass die Transportsysteme 
kompatibel sind. Wir sollten vermeiden, allzu viel technischen 
Aufwand zu haben. Man müsste sich zum Beispiel beim Ausbau 
der HGÜ-Leitungen auf eine feste Spannung einigen, um sie zu 
einem Netz zu verknüpfen. Einige Komponenten sind auch noch 
nicht auf die heute möglichen Leistungen vorbereitet. Hier brau-
chen wir Entwicklungsarbeit. Hier sollte die Politik die Zusam-
menarbeit mit den Herstellern suchen, um die Komponenten 
innerhalb weniger Jahre, also rechtzeitig, verfügbar zu machen. 
Dazu gehören etwa HGÜ-Leistungsschalter und 800-Kilovolt 
HGÜ-Kabel. 
 
Was passiert ohne europäische Koordinierung? 
Ohne eine gewisse Koordinierung der Bemühungen würde man 
wirtschaftliches Potenzial verschenken. Es wäre doch sehr scha-
de, wenn ein Wildwuchs aus Projekten entsteht, die am Ende 
nur mit Mühe zusammen passen.  

Außer der EU-Kommission fällt mir keine politische Institution 
ein, die in der EU so gut für diese Koordinierung geeignet wäre. 
Auch wenn ich hier eine weitgehende Kompetenzaneignung der 
Kommission für sinnvoll halte, heißt das ja nicht, dass die Staa-
ten und Regionen nicht selbst handeln sollen. Die EU muss 
längst nicht alles im Detail vorschreiben oder planen. Es sollte 
auf den Erhalt der eigenständigen Initiative auf den nationalen 
und regionalen Ebenen geachtet werden und vor allem auf 
Transparenz in alle Richtungen. 
 
Könnte die Vision nicht  zu ambitioniert wirken? 
Das Super Grid muss nicht "auf einen Schlag" in die Welt gesetzt 
werden. Ein großer Wurf vom Reißbrett wäre zwar machbar, 
aber davor schrecken vielleicht mehr Menschen zurück, als 
wenn wir in einzelnen Schritten vorgehen. Am Ende muss ein 
leistungsstarkes Stromnetz entstehen, das geringe Transportver-
luste aufweist und die guten Standorte für verschiedene Erneu-
erbare Energien mit den Verbrauchszentren verbindet. Dieses 
Netz kann Stück für Stück in Einzelprojekten wachsen –  wie bei 
der Ostsee-Ring-Idee oder der deutsch-schweizerischen Offsho-
re-Wind-Wasserkraft-Kooperation oder bei der marokkanisch-
spanischen Kooperation zur Nutzung der Windenergie und den 
vielen weiteren Initiativen.   
 
Ist der notwendige Leitungsausbau politisch umsetzbar? 
Es gibt ja teilweise - und zum Teil auch zu Recht - starke Vorbe-
halte gegenüber dem Leitungsbau: In Deutschland haben wir 
bereits ungefähr 100.000 Kilometer Hoch- und Höchstspan-
nungs-Freileitungen. Der zusätzliche Ausbaubedarf, den wir für 
das erneuerbare Super Grid in Deutschland noch hätten, läge 
etwa bei 10 Prozent davon. Teilweise könnten wahrscheinlich 
auch bestehende Trassen durch HGÜ-Trassen ersetzt werden. 
Der Aufwand wäre gemessen am Bestand nicht sehr hoch. Des-
halb meine ich, dass man die Sinnhaftigkeit in der Öffentlichkeit 
gut vermitteln kann, wenn man die Fakten transparent macht. 
 

Viele Standorte können Beitrag leisten 
Zwischen Befürwortern einer emissionsfreien Stromversorgung 
gibt es Meinungsunterschiede zur Beschaffenheit des Netzes 
gibt. Manche fordern ein "Smart Grid" zur Integration vieler 
kleiner Produktionseinheiten, etwa von Solarmodulen auf 
Privathäusern… 
Ich habe in meine Rechnungen keine "Intelligenz" des Netzes 
einbezogen, wie sie derzeit diskutiert wird. Ich habe das "Last-
management" nur in sehr kleinem Umfang genutzt. Wir können 
die Aufgabe mit sehr einfachen, konventionellen Mitteln lösen. 
Die Smart-Grid-Idee, bei der sich ganz viele kleine Einheiten aktiv 
ein- und ausschalten, ist im großräumigen Konzept lange nicht 
so gefragt, weil wir hier nicht relativ große kleinräumige 
Schwankungen im Verbrauch und in der Erzeugung ausgleichen 
müssen. Wenn wir kleine autarke Systeme haben, brauchen wir 
sehr viel mehr "Intelligenz". Ich habe nichts gegen die Smart-
Grid Idee, sie könnte sicher einiges erleichtern. Aber sie ist nicht 
notwendig, um unsere derzeitigen Problemen zu lösen. 
 
Was spricht gegen die Idee, mit vielen kleinen lokalen Einhei-
ten die Stromversorgung zu sichern? 
Prinzipiell gibt es natürlich Skaleneffekte. Die Produktion in 
kleinen Einheiten ist ungünstiger. Kleine Einheiten sind spezi-
fisch teurer und gleichzeitig ineffizienter. Das spricht eindeutig 
für die Nutzung größerer Anlagen. Es gibt also klare wirtschaftli-
che und energetische Argumente gegen eine zu kleine Gestal-
tung der Komponenten. Das gilt auch für solarthermische Kraft-
werke und Biomassekraftwerke. Die Kraftwärmekopplung kann 
etwa im größeren Verbund sehr viel günstiger sein als in einer 
Kleinanlage für ein Privathaus. Man kann Dezentralität allerdings 
nicht per se für schlecht erklären, auch weil sie ein Mittel der 
Diversifizierung ist. Solange sie nicht in Autarkie ausartet, kann 
von vielen Standorten ein Beitrag geleistet werden. 
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Gespräch mit Hermann Scheer  

 „EURATOM-Vertrag 
ad acta legen“ 

Die EU-Förderung der Nuklear-Technik und der EU-
Emissionshandel müssen beendet werden, fordert 
der Energie-Experte Hermann Scheer (SPD). Das 
„Wüstenstrom-Monstrum“ DESERTEC würde zu 
spät kommen. 

 
Hermann Scheer (65) ist SPD-
Bundestagsabgeordneter, Präsident der 
Europäischen Vereinigung für Erneuerba-
re Energien EUROSOLAR e.V., Vorsitzen-
der des World Council for Renewable 
Energy (WCRE) und Träger des Alternati-
ven Nobelpreises. Scheer war maßgeb-
lich an der Konzeption und Umsetzung 
des deutschen Einspeisegesetzes für 

erneuerbare Energien (EEG) beteiligt.    
 
Herr Scheer, welche Rahmenbedingungen muss die EU-
Kommission setzen, um Europas Energieversorgung und Ener-
gieeffizienz zukunftsfähig zu gestalten?  
Für erneuerbare Energien muss es in der Europäischen Union 
einen eindeutigen Marktvorrang geben. Und die EU sollte die 
strikte Eigentümertrennung von Stromproduktion und Netzbe-
trieben durchsetzen. Das ist nur möglich durch öffentliche Netz-
betriebsgesellschaften. Versorgungssicherheit ist nur durch den 
Wechsel zu erneuerbaren Energien sicherzustellen. Allein mit 
diesen ist auch die Nachhaltigkeit herstellbar.  
 
Welchen Prioritäten sollte die EU-Kommission bei Förderungs-
maßnahmen im Energie-Sektor folgen? Welche Forschungen 
brauchen politische Unterstützung?  
Zuallererst den EURATOM-Vertrag ad acta legen! Sodann das 
ITER-Projekt zur Atomfusion einstellen! Und die Energiesteuern 
europaweit in eine Emissionssteuer umwandeln, so dass die 
emissionsfreien Energien steuerbefreit werden. Dann kann man 
auch den bürokratisierten, ineffektiven und missbrauchsträchti-
gen Emissionshandel einstellen. 
 
Wie muss Ihrer Meinung nach die künftige Infrastruktur der 
Energieversorgung aussehen? 
Wir stehen vor dem größten Strukturwandel der Wirtschaft seit 
Beginn des Industriezeitalters: Energieautonomie. Das heißt: 
Statt wenigen monopolistischen Eigentümern werden wir hun-
derttausende oder sogar Millionen Eigentümer haben. Die Ener-
gieversorgung wird demokratisiert. Es gibt immer mehr Eigen-
versorger, mehr individuelle Autonomie, mehr lokale 
Autonomie, mehr regionale, mehr nationale Autonomie.  
 
In Optimierungsmodellen wirkt sich der grenzüberschreitende 
Stromtransport in hohem Maße kostensenkend auf ein System 
aus erneuerbaren Energiequellen aus. Warum bestehen Sie auf 
einer dezentralen, kleinteiligen Versorgung? 
Solche Modellrechnungen kenne ich. Alles nur Papier. Die Be-
hauptung, dezentrale Versorgung sei teuer, ist unbewiesen. Die 
Rechenspiele von Dr. Czisch („Die Vision vom Super Grid“) sind 
nicht überzeugend. Die Kostensenkung für Solarstrom ergibt sich 
allein aus der Massenfertigung und kommt dezentralen Anwen-
dern ebenso zugute. Dezentral erzeugter Strom wird in Zukunft 
fast zum Nulltarif gespeichert werden können. Zum Beispiel 
durch doppelte Nutzung von Batterien in Elektromobilen. Und 
Das bei der fassaden- und dächerintegrierten Solarenergie wird 
kein Fremdlieferant aus Kraftwerken mithalten können.    

  Kommt es mit Hilfe der Photovoltaik zur Energieautonomie? 
 
Kritiker sagen, die kleinräumige Energieversorgung macht 
ökonomisch keinen Sinn. Im großen Stil kann billiger produziert 
werden, etwa mit Windkraft aus verschiedenen Klimazonen… 
Welch beschränkte Vorstellung von Ökonomie! Es ist nicht egal, 
woher der Strom kommt. Wenn er aus Sahara- oder aus Offsho-
re-Anlagen kommt, haben wir eine hoch konzentrierte Kapital-
akkumulation und Wertschöpfung. Bei dezentraler Anwendung 
gibt es breit gestreute Produktion und regionale Wertschöpfung. 
Ich bin aus volkswirtschaftlichen Überlegungen und aus sozialen 
Motiven für Dezentralisierung. 
 

EEG führt zu Technologiewettbewerb 
Warum sollte Europa auf Kostensenkungen der Photovoltaik 
setzen, wenn Windkraft heute weit günstiger ist und auf ab-
sehbare Zeit auch bleiben wird? 
Weil es künftig einen Mix aus allen erneuerbaren Energien ge-
ben muss und wir nicht nur auf eine einzige setzen dürfen. Nur 
dann geht der Plan auf, eine hundertprozentige Versorgung aus 
erneuerbaren Stromquellen zu schaffen. Recht hat Dr. Czisch mit 
diesem Satz: „Wir können eine Vollversorgung mit Erneuerbaren 
erreichen, und zwar zu denkbar günstigen Konditionen.“ Dem 
stimme ich voll zu.  
 
Kann das DESERTEC-Projekt mit Sonnenstrom aus der Sahara 
langfristig eine Lösung für die Energieversorgung Europas 
bringen?  
Nein, niemals. Bis dieses Wüstenstrom-Monstrum verwirklicht 
wird, das bisher nicht einmal auf dem Papier existiert, sondern 
nur als Idee, haben wir längst einen so hohen Versorgungsgrad 
aus erneuerbaren Energien erreicht, dass wir DESERTEC für 
Nordeuropa nicht mehr brauchen. Aber DESERTEC wäre ein 
großartiges europäisches Entwicklungsvorhaben für die regiona-
le Versorgung Nordafrikas. Darauf sollte sich die EU lieber kon-
zentrieren als Fördermittel für eine Fata Morgana zu ver-
schwenden. 
 
Derzeit steht die deutsche Förderung der Photovoltaik in der 
Kritik:  Sie kostet viel und bringt mit Blick auf den gegenwärti-
gen Energiemix wenig. Außerdem wird von den Herstellern 
vergleichsweise wenig geforscht. Setzt das EEG die falschen 
Anreize? 
Nichts hat die Photovoltaiktechnologie kostengünstiger gemacht 
als der vom Erneuerbare Energien-Gesetz ausgelöste Industriali-
sierungsschub. Nicht zuletzt durch immer produktiver werdende 
Industrieanlagen für die Zellenfertigung. Alle anderen Behaup-
tungen haben keine Basis. Warum ist denn das EEG wohl in fast 
50 Ländern mittlerweile als Konzept übernommen worden? 
Warum ist denn Windstrom in Deutschland deutlich preiswerter 
als im windreichen England? Die gesetzlichen Vergütungssätze 
führen zu einem knallharten Technikwettbewerb: Wer produkti-
vere Anlagen hat, erzielt höhere Renditen. Dass die Kosten 
schneller sinken und damit die Vergütungssätze gesenkt werden 
können, ist hauptsächlich darauf zurückzuführen. Im Übrigen ist 
das EEG kein Forschungsförderungsgesetz. 
 
Interview: Alexander Wragge 
Weitere Informationen: www.hermannscheer.de  
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Gespräch mit Michaele Schreyer 

 „Europa ist reich“  
 
Jeder EU-Staat entscheidet selbst über seinen Ener-
giemix. Wie es trotzdem zur europäischen Gemein-
schaft für erneuerbare Energien kommen könnte, 
erklärt die ehemalige EU-Kommissarin Michaele 
Schreyer (Grüne) Interview. 
 

Michaele Schreyer (59) ist Vizepräsidentin 
des Netzwerks Europäische Bewegung 
Deutschland. Zwischen 1999 und 2004 
war die Grünen-Politikerin Haushalts-
kommissarin. Schreyer war das erste und 
bisher einzige grüne Mitglied der EU-
Kommission. Michaele Schreyer entwarf 
mit dem Politikwissenschaftler Lutz Metz 
die Vision einer Europäischen Gemein-

schaft für Erneuerbare Energien (ERENE). Ziel ist die vollständige 
Deckung des Strombedarfs der EU aus erneuerbaren Energie-
quellen.  
 
Frau Schreyer, Sie fordern den vollständigen Umstieg Europas 
auf Erneuerbare. Ist das realistisch? 
Es wird ja oft gesagt, Europa sei arm an eigenen Energiequellen. 
Das ist eine veraltete Sicht, die nur die fossilen Energieträger 
betrachtet. Mit Blick auf die Erneuerbaren ist das Bild ein völlig 
anderes: Europa ist reich. Wir haben Wasser, Sonne, Wind, 
Wellenkraft und Geothermie. Dieses Potenzial gilt es nun zu 
heben, und zwar gemeinsam. Die eine Region hat mehr Wind, 
die andere mehr Sonne oder mehr Biomasse. Gemeinsam kann 
man die fluktuierenden Angebote der Erneuerbaren viel besser 
ausgleichen und erreicht auch wirtschaftliche Vorteile. Der eine 
kann Windenergie günstiger produzieren als der andere. Man 
braucht auch weniger Speicher. Zusammengenommen ist ein 
völliger Umstieg auf Erneuerbare nicht nur möglich, er ist auch 
die sichere Versorgungsoption. 
 

Ostseeregion könnte vorangehen 
Welche Schritte wären auf EU-Ebene notwendig? 
Wir behandeln erneuerbare Energie immer noch als etwas Nati-
onales. Aber natürlich sind die nationalen Grenzen nicht entlang 
eines optimalen Mixes erneuerbarer Energie gezogen. Wir müs-
sen die dezentralen erneuerbaren Energiequellen mit den Stan-
dorten verknüpfen, an denen erneuerbare Energie konzentriert 
auftritt – etwa mit den windreichen Gebieten im Norden Euro-
pas und den sonnenreichen im Süden.  

Das erfordert Kooperation. Das erfordert natürlich auch ein 
gemeinsames europäisches Netz. 
 
Ist der Gedanke der gemeinsamen Transformation des Energie-
systems bei den Regierungen schon angekommen? 
Erfreulicherweise arbeiten die EU-Staaten seit dem EU-
Klimaschutzpaket daran, ihre nationalen Ziele für die Erneuerba-
ren zu erreichen. Aber am gemeinsamen Handeln hapert es 
noch. Der Energiemix gehört zur nationalen Hoheit. Alle EU-
Entscheidungen, die signifikant in den Energiemix eingreifen, 
müssen einstimmig gefällt werden. Das macht Veränderungen 
natürlich schwierig. Aber diese Regelung ist auch verständlich. 
Der eine hat Atomenergie, der andere will sie nicht. Da hat man 
Angst, dass der eine in die andere Hoheit hinein agiert. 
 
Es ist also angesagt, dass erst mal einige Mitgliedstaaten koope-
rieren, beispielsweise die Anrainerstaaten der Ostsee und der 
Nordsee. Sie sollten überlegen, wie sie den Ausbau der Erneuer-
baren nicht nur national betreiben, sondern in der gemeinsamen 
Anstrengung. Es wäre sinnvoll, wenn zum Beispiel die Ostseere-
gion sagen würde: Wir wollen 100 Prozent Erneuerbare, zumin-
dest für den Stromsektor. Ähnliches wäre für eine Nordseeko-
operation denkbar. So wird Europa nach und nach zu einer 
Europäischen Gemeinschaft für Erneuerbare Energien. 
 

Ängste um den Arbeitsplatz 
Warum hat sich diese Vision noch nicht überall durchgesetzt? 
Wir sehen natürlich, dass die Widerstände relativ groß sind, 
nicht nur von Seiten der Konzernleitungen, sondern auch bei 
den Menschen. Die Arbeiter in der Kohleindustrie haben natür-
lich Angst um ihren Arbeitsplatz. Das heißt, man muss hier ein 
schrittweises Szenario haben. Die Frage der wirtschaftlichen 
Widerstände ist insofern ein großes Problem, weil man die 
langfristigen Investitionen in die richtige Richtung lenken muss. 
 
Die EU wird in diesem Jahr Visionen für das Jahr 2050 entwi-
ckeln. Bis 2050 müssen wir als Industrieregion unsere Emissio-
nen um 80 bis 85 Prozent reduzieren. Das bedeutet für den 
Stromsektor, er muss völlig CO2-frei werden. Es ist unbedingt 
notwendig, dass man sich diesen Weg nicht verbaut. 
 
Was würden Sie Energiekommissar Günther Oettinger raten? 
Günther Oettinger sollte sich überlegen, wie er ein zukunftsfähi-
ges Profil entwickeln kann. Was kann die Botschaft seiner Amts-
zeit sein? Ich würde mich sehr freuen, wenn er sagen würde: Wir 
müssen endlich anfangen, die großen Potenziale an erneuerba-
ren Energien in Europa gemeinsam zu heben. 
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Gespräch mit Friedrich Führ 

Desertec  
ist keine Utopie 
 
Für manche klingt Desertec immer noch wie eine 
Utopie von Jules Verne: Solarthermische Kraftwer-
ke in Nordafrika sollen rund 15 Prozent des europä-
ischen Strombedarfs decken. Über den regulatori-
schen Rahmen, den Förderungsbedarf und die 
Vorzüge der vergleichsweise teuren Technologie 
spricht Desertec-Vorstand Friedrich Führ im Inter-
view. Führ hofft auf eine sich selbst erfüllende Pro-
phezeiung. 
 

Der Rechtsanwalt Friedrich Führ ist 
selbstständiger Unternehmensberater 
und Coach, Gründer und Gründungsvor-
stand der Desertec Foundation, sowie 
deren Verhandlungsführer bei der Grün-
dung Desertec Industrial Initiative  (Dii). 
Als Mitglied der Deutschen Gesellschaft 
des Club of Rome setzt er sich für Lösun-
gen der globalen Herausforderungen ein. 

 
Desertec hat sich zum Ziel gesetzt, mit Solarthermie-, Photovol-
taik- und Windkraftanlagen in Nordafrika rund 15 Prozent des 
europäischen Strombedarfs zu decken. Die notwendigen Investi-
tionen werden auf mehrere Hundert Milliarden Euro geschätzt. 
Der Planungshorizont reicht bis 2050.   
 
Herr Führ, noch im Jahr 2008 erhielt die Desertec-Initiative zwei 
„Utopia Awards“ in der Kategorie „Ideen“. Seitdem sich große 
Unternehmen für das Jahrhundertprojekt interessieren, scheint 
die Umsetzung schon festzustehen. Ist Desertec noch eine  
Utopie? 
Desertec ist zunächst einmal die Vision, die Wüsten der Erde 
schnell für eine saubere Energieversorgung der Menschheit zu 
nutzen. Der Begriff „Utopie“ wird ja oft für etwas verwendet, 
das sehr weitreichend ist, und vielleicht auch völlig unrealistisch, 
wie die Vorstellung einer „schönen neuen Welt“. Viele meinen, 
Desertec sei zu groß, um Wirklichkeit werden zu können. Die 
Stärke von Desertec ist es gerade, keine „schöne neue Welt“ zu 
sein. Wir sehen die Welt so wie sie ist. Wir wollen das, was 
heute technisch verfügbar und möglich ist, dazu nutzen, die 
globalen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts anzugehen 
und zu einer Lösung beizutragen. Es geht um eine sehr konkrete, 
bodenständige Lösung. Zugegeben in einem großen Maßstab 
gedacht. 

Wozu es viel Unterstützung braucht… 
Wir brauchen Zusammenarbeit von unterschiedlichsten Akteu-
ren in Wirtschaft und Gesellschaft, national und vor allem inter-
national. Wir fangen einfach mit denen an, die wollen und bereit 
für den nächsten Schritt sind. Wir brauchen, um anzufangen, 
nicht den weltweiten Konsens, der zu Blockadepolitik einladen 
kann. Wir brauchen den Willen derjenigen, die bereit sind, einen 
Unterschied zu machen und anzufangen. Wer jetzt nicht mit-
macht, wird das vielleicht später bedauern. Wir sind überzeugt, 
dass der Umstieg auf die erneuerbaren Energien sowieso kom-
men wird, nur vielleicht zu spät, deshalb wollen wir diesen Um-
stieg beschleunigen und die Beharrungstendenzen des alten 
Systems überwinden. 
 

Subventionen für Öl, Gas, Kohle… 
Noch ist die favorisierte Technologie der Solarthermie 
(Concentrated Solar Power) vergleichsweise teuer… 
Die vorhandene Technik auszubauen heißt, zur Massenproduk-
tion zu kommen und dadurch kostendegressive Effekte zu erzie-
len. Im Moment ist es so, dass diese Anlagen ein Stückchen 
teurer sind als die konventionellen Kraftwerke, weil jede Anlage 
noch eine Einzelanfertigung ist. Nun geht es darum, die Verfüg-
barkeit dieser Technologien und die sogenannte Konkurrenzfä-
higkeit zu den fossilen und atomaren Energien schneller herzu-
stellen, als das der Fall wäre, wenn man das den Marktkräften 
überlässt. Dass der Markt nicht alles regelt, haben wir gesehen. 
Die Finanzmärkte sind ein gutes Beispiel dafür, dass es einen 
regulatorischen Rahmen braucht. Desertec ist der Versuch, dem 
Markt für diese voll entwickelten Zukunftstechnologien zum 
Durchbruch zu verhelfen. 
 
Wie viel Starthilfe ist nötig und wer bezahlt dafür? 
Gute Frage. Es ist natürlich so, am Ende trifft man sich an der 
Kasse und dann ist die Frage: „Wer zahlt's?“. Würde man alle 
Kosten, die mit dem alten Energiesystem in Zusammenhang 
stehen, auch in die Stromkosten einrechnen, wäre schon heute 
der komplette Umstieg auf erneuerbare Energien günstiger. 
Kaum jemand weiß, in welchem Maße Öl, Gas, Kohle und Atom 
in der Vergangenheit und Gegenwart subventioniert wurden 
und werden. 
 
Welche Subventionen meinen Sie? 
Die Ölkatastrophe im Golf von Mexiko führt es uns gerade wie-
der mal vor Augen. Die Kosten eines Unfalls tragen die Allge-
meinheit und die Natur. Die Industrieunternehmen haften in der 
Regel nur begrenzt. Selbst bei einer unbegrenzten Haftung - 
würde man sie einführen - fände diese ihre Grenzen in der Leis-
tungsfähigkeit der Unternehmen. Wenn ein Unternehmen pleite 
geht, kann es auch keine Reparatur mehr bezahlen. 
 
Und nicht alle Schäden sind versichert und versicherbar. Denn es 
werden ja längst nicht alle schädlichen Auswirkungen beseitigt  
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werden können, und manche wirken sich nicht monetär aus, 
weil wir keine Preise haben für diese Schadensarten. Ähnliches 
gilt für einen atomaren Unfall. 

Viel schlimmer als die spektakulären Unfälle sind die massive 
schleichende Vergiftung und die Umweltverschmutzung im 
sogenannten Normalbetrieb unserer Energiewirtschaft und 
unserer Lebensweise. Diese Schäden haben sich über einen 
langen Zeitraum angehäuft. Niemand wird dafür zur Verantwor-
tung gezogen. Man sieht, dass die derzeitige Nutzung dieser 
Ressourcen verantwortungslos ist. „Lebe jetzt und hinterlasse 
künftigen Generationen den Müll“, das ist das Gegenteil von 
Nachhaltigkeit. Der Desertec-Visionär Gerhard Knies spricht 
deshalb zu Recht von organisierter Zukunftskriminalität. Wir 
beuten die Ressourcen in einem unverantwortlichen Maße aus 
und gefährden die Zukunft unserer Kinder und Enkel. 
 

 
 

„ Insgesamt wird es günstiger“  
Trotzdem: Bislang bedeuten die Erneuerbaren Mehrkosten für 
die Steuerzahler und Verbraucher… 
 
Selbst wenn man die Kostenkalkulation so lässt wie bisher, wür-
de ein Umstieg auf erneuerbare Energien in Europa nach Be-
rechnungen einer neuen Studie der European Climate 
Foundation rund zehn Prozent Mehrkosten betragen. Ich schät-
ze, wenn man alle volkswirtschaftlichen Effekte einberechnen 
würde, wäre auch dieser Betrag geringer. Die erneuerbaren 
Energien sind heute schon ein Jobmotor und haben das  
Potenzial, es noch stärker zu werden.  
 
Wie viel Anschubfinanzierung braucht Desertec? 
Wir schätzen, dass wir rund 75 Milliarden Dollar für die Markt-
einführung der Concentrated Solar Power-Technologie (CSP) 
benötigen. Und wir brauchen eine internationale Kooperation, 
um diese Kosten zu tragen und zu verteilen. Desertec ist im 
Übrigen mehr als CSP. Wir setzen uns für Kraftwerksprojekte 
bestehend aus einer Kombination von Wind und Solar ein, und 
insbesondere für den Stromtransport mittels HGÜ-Leitungen. 
 
 
 

Wieviel öffentliche Unterstützung nötig sein wird, ist Teil des 
Lernprozesses. Nur eins ist klar: Das Projekt wird insgesamt über 
eine Laufzeit von mehreren Jahrzehnten positive gesamtwirt-
schaftliche Effekte haben. Gesamtwirtschaftlich wird es nicht 
teurer, sondern günstiger. 
 
Der Ausbau des Netzes wird allein schon einen Effizienzgewinn 
bringen. Die Schwankungen in der Erzeugung der erneuerbaren 
Energien können über eine größere Fläche ausgeglichen werden. 
Es ergeben sich neue Chancen auch für die Wasserkraft und 
Pumpspeicherkraftwerke, wenn der Strom zu Zeiten hohen 
Angebots und niedriger Nachfrage zum Auffüllen der Wasser-
speicher genutzt werden kann. Die finanziellen Mehrbelastun-
gen bei der Markteinführung stehen in einem günstigen Ver-
hältnis zum Nutzen für das Gesamtsystem. Nicht nur für die 
Gesellschaft, die den dann dauerhaft kalkulierbaren und saube-
ren Strom nutzt, sondern für die Welt insgesamt. 
 

Solarthermie fördert Netzsicherheit 
Auf diese Weise können alle Anbieter von Ökostrom argumen-
tieren. Warum sollen Regierungen und Verbraucher speziell 
solarthermische Kraftwerke unterstützen? Stattdessen ließe 
sich auch die heute günstigere Windkraft weiter ausbauen... 
Wir sollten nicht auf den Trick hereinfallen, die eine saubere 
Technologie gegen eine andere auszuspielen. Der Ausbau von 
Wind war und ist richtig und hat gezeigt, wie es geht. 
 
Es waren Tüftler und kleine Unternehmen, die in Deutschland 
die Windkraft marktfähig gemacht haben und neue Instrumente 
wie das Erneuerbare Energiegesetz (EEG) haben es ermöglicht, 
dass solche Projekte finanzierbar wurden. Damit hat ihr Sieges-
zug eingesetzt. Bei CSP fehlte bisher die starke Stimme, die sich 
für den Ausbau stark gemacht hätte. Deshalb tun wir es jetzt 
neben den anderen Aspekten, die ich erläutert habe. Wir sind 
technologieoffen. Wir wollen alle Erneuerbaren nutzen, und 
zwar dort, wo sie sinnvoll sind. 
 
Was spricht für die Solarthermie? 
Technisch ist der größte Vorteil von solarthermischen Kraftwer-
ken, dass Wärme sich gut speichern lässt - das heißt, dass man 
den Betrieb der Anlage über die Einstrahlungszeit der Sonne 
hinaus fortsetzen kann. Das ist wichtig, wenn man zu Netzsi-
cherheit kommen will. Diese Lösung ist wissenschaftlich belegt 
machbar, und jetzt müssen wir sie einfach umsetzen. Wenn Sie 
jetzt fragen: Warum?, dann frage ich: Was passiert, wenn wir es 
nicht machen? Was kostet uns das? 
 

Manpower statt Green-Washing  
Warum sollte man nicht großflächig auf Wind setzen, wie es 
etwa der Phsyiker Georg Czisch vorschlägt, ein Mitbegründer 
der Desertec-Vorläufer-Initiative TREC? 
 
Ich denke nicht in den Schein-Alternativen von „Entweder 
Oder“, sondern befürworte in diesem Fall ein „Sowohl als auch“. 
Es ist gut, dass die Windkraft diese Entwicklung genommen hat, 
und es wäre noch besser, wenn es eine parallele Entwicklung im 
Bereich CSP gäbe. Die größte bisher nicht genutzte Ressource ist 
die Sonne. Wir wollen die technischen Möglichkeiten massiv 
ausbauen und nutzen, um die Sonnenenergie zu ernten. Das hat 
nichts damit zu tun, dass es nicht andere gute Dinge gibt wie 
Geothermie und Biomasse. Nur, das größte Potenzial hat Solar. 
Deshalb braucht es eine Stimme, die sich dafür einsetzt. Und der 
Ausbau von Wind ist in Deutschland auf dem Land nicht unbe-
grenzt sinnvoll. Die meisten ertragreichen Standorte sind ge-
nutzt. Klar kann man hier noch optimieren. Aber nicht umsonst 
sprechen wir ja jetzt über große Offshore Windparks. 
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Die Beteiligung von Großkonzernen an der Desertec Industrial 
Initiative hat viele überrascht. Wieso ist es wichtig, Firmen wie 
RWE und Eon an Bord zu haben, die bislang mit Kohle- und 
Atomstrom ihr Geld verdienen?
Wir sind mit der Desertec Foundation auf der Suche nach Part-
nern, die mithelfen, dass die Vision Realität wird. Dass solche 
Großkonzerne dabei sind, war die Nachricht im letzten Jahr. 
Nicht, dass es einfach eine gute Idee gibt, war die Nachricht, 
sondern: „Die Industrie will es wirklich machen“. Indem sie 
mitmachen, stärken wir auch die Kräfte in den Unternehmen, 
die sich für diese Lösungen einsetzen. Sie bekommen Aufmerk-
samkeit, sie erhalten Geld. Man fragt: „Was macht ihr da?“. 
 
Auch in der Unternehmenskommunikation spielt es eine Rolle. 
Wenn das Ganze am Ende nicht als PR-Gag oder Green-Washing 
oder Ähnliches wahrgenommen wird, sondern als ernsthafter 
Schritt in die richtige Richtung - und so verstehe ich die Unter-
nehmen - dann führt das dazu, dass sich die Unternehmen mit 
mehr Manpower und Forschungsinvestitionen dieser Lösung 
widmen. Das finde ich gut. 
 
Und hier wird deutlich, dass es in großen Unternehmen auch 
immer verschiedene Strömungen gibt. Es gilt, die Kräfte zu stär-
ken, die das Richtige tun. Ich sehe, dass hier ein Umdenken 
begonnen hat. Einige haben da noch einen weiten Weg vor sich. 
Wer sich später auf den Weg macht, riskiert die Zukunftschan-
cen des Unternehmens, das er repräsentiert. 
 

„Es muss ein Geschäft sein“ 
Man kann auch sagen, aus dem Idealismus der Ökostrom-
Vorreiter ist mittlerweile ein „Big Business“ geworden… 
Ja. Und es muss sich auch rechnen, es muss ein Geschäft sein. 
Sonst kann es in der Logik eines Unternehmens nicht gemacht 
werden. Ein großes Unternehmen kann zwar hier und dort mal 
was Gutes tun, aber nur mit dem Geld, das es vorher verdient. 
 
Wir wollen, dass ein Markt entsteht, das heißt, dass ein Rahmen 
da ist, in dem man mit dieser nachhaltigen Lösung auch Geld 
verdienen kann. Geld verdienen ist ja nichts Anstößiges. Schau-
en Sie einmal in den Finanzsektor. Hohe Renditen gehen oft mit 
sehr hohen Risiken einher. Was wir dagegen machen, ist grund-
solide „alte“ Wirtschaft. Sie bauen eine Anlage, die über viele 
Jahrzehnte Strom produziert. Das ist Realwirtschaft, nicht ir-
gendein Jonglieren. Damit muss man auch Geld verdienen kön-
nen. 
 
Noch einmal zum regulatorischen Rahmen. Wie soll der ausse-
hen? Brauchen Sie eine Art „Europäisches Einspeise-Gesetz“ für 
Wüstenstrom oder Direktsubventionen? 
Wir sind ja sehr für Beschleunigung. Wir wollen, dass es schnell 
geht. Und was haben wir gemacht, damit wir auf diese Frage 
schnell eine fundierte Antwort geben können, die Akzeptanz bei 
den Industrieunternehmen und der Politik findet? Wir haben im 
Herbst 2009 die Desertec Industrial Initiative gegründet. In 
einem Zeitraum von drei Jahren wird sie Antworten erarbeiten. 
 
Jetzt wäre es falsch zu sagen: Ich habe die Lösung schon. Ich 
habe eine Phantasie, dass es eine Kombination aus verschiede-
nen Elementen geben wird. Natürlich kann man etwas wie 
Einspeisevergütungen machen. Man kann auch überlegen, ob 
ein Netz öffentlich gefördert wird, oder die Frage diskutieren, 
wer eigentlich Eigentümer des Netzes sein soll. Ist der Netzaus-
bau etwas, das wie der Straßenbau von der Gesellschaft geleis-
tet werden sollte, zum Beispiel von der Europäischen Union? 
Dazu kann man eine Meinung haben. Letztlich wird die Industrial 
Initiative eine Antwort auf diese Frage formulieren. Als Stiftung 
werden wir unseren Beitrag dazu leisten. In zweieinhalb Jahren 
werden wir Ergebnisse sehen. 
 

Verantwortung der entwickelten Länder 
Warum soll Europa eigentlich die Stromerzeugung in Afrika 
fördern? 
Manche sagen ja, Desertec sei gut für Afrika, nur der Strom solle 
bitte nicht nach Europa oder genauer nach Deutschland kom-
men. Wer so argumentiert, möchte den Status Quo verteidigen 
– sprich: den Wandel verlangsamen. Diese Sichtweise ist protek-
tionistisch und übersieht, dass wir nur durch den Import des 
Produkts „sauberer Solarstrom“ zu einem nennenswerten Ex-
port der dafür erforderlichen Komponenten kommen. Jedes 
einzelne Projekt muss sich rechnen und braucht deshalb Ab-
nehmer. Im Falle von Kraftwerken ist es der Strom - bei den 
Netzen braucht es den Auftraggeber und hier sehe ich die Euro-
päische Union und die Nationalstaaten in der Verantwortung. 
 
Zudem tragen die entwickelten Länder die historische Verant-
wortung für den allergrößten Teil an den klimawirksamen Emis-
sionen. Es ist daher nur gerecht, wenn diese Länder jetzt auch 
die Kosten für die Lösung übernehmen. Im Ergebnis wird da-
durch die Technologie günstiger, und das bedeutet auch verfüg-
barer für Länder, die es sich gegenwärtig nicht leisten können - 
oder glauben, es sich nicht leisten zu können, in diese Lösung zu 
investieren. 
 

Die sich selbst erfüllende Prophezeiung 
Wie kaum ein anderes Projekt fasziniert Desertec Experten und 
Akteure, bevor es überhaupt umgesetzt ist. Wie haben Sie 
persönlich die große Aufmerksamkeit im vergangenen Jahr 
erlebt? 
Ich habe mich sehr gefreut. Mit der Nachricht, die Industrial 
Initiative zu gründen, ist eine Eigendynamik entstanden, sodass 
Desertec es bis in die Abendnachrichten geschafft hat. Allein 
diese Ankündigung hat das alles ausgelöst. Das Schöne ist, dass 
manche Nachrichten so etwas entwickeln können wie die Kraft 
einer sich selbst erfüllenden Prophezeiung. Das wünsche ich mir 
für Desertec. Als die Nachricht rauskam, gab es ja niemanden, 
der schon gesagt hat, wir wollen 400 Milliarden Euro investie-
ren. Aber letztlich führt das Projekt dazu, dass solche Investitio-
nen möglich werden. Und das ist erst der Anfang, weitere und 
größere Investitionen sind nötig und möglich, die ein Vielfaches 
der genannten Summe betragen werden. 
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Herbert Reul (58) ist Vorsitzender des Ausschusses für In-
dustrie, Forschung und Energie im EU-Parlament. Weitere 
Informationen: www.herbert-reul.de  

Rebecca Harms (54) ist Fraktionsvorsitzende der Grü-
nen/EFA im  EU-Parlament. Weitere Informationen: 
www.rebecca-harms.de  

Herbert Reul (CDU / EVP): 

Höchste Zeit für  
eine Neujustierung   
 

Die globale Energienachfrage wird 
sich Schätzungen zufolge bis 2050 
verdoppeln. Völlig losgelöst vom 
Klimawandel und der Frage nach 
der Rolle von CO2 ist dies die zent-
rale Herausforderung vor der die EU 
steht: Wie kann auch in Zukunft 
sichergestellt werden, dass ausrei-
chend Energie bereits gestellt wer-
den kann, um die Nachfrage zu 
befriedigen? Und wie kann sicher-
gestellt werden, dass diese Energie 
auch beim Verbraucher ankommt 

und dort effizient genutzt wird? 
 
Was die Nutzung fossiler Energieträger anbelangt, so ist die EU 
geografisch sehr gut aufgestellt: Die Regionen bzw. Staaten, die 
über die größten Reserven verfügen, befinden sich alle in großer 
Nähe zur EU. Genannt seien hier nur Russland, die Staaten am 
Persischen Golf und die Arktis. Letzteres mag überraschen, aber 
in den nächsten 20 bis 30 Jahren könnte diese nördliche Dimen-
sion eine zentrale Rolle bei der Diversifizierung unserer Öl- und 
Gasimporte spielen. 
 
Ferner müssen wir in der EU selbst in die Stromerzeugung und in 
die Netze investieren. Bis 2020 hat die EU einen Bedarf an neuen 
Erzeugungskapazitäten in Höhe von 475.000 MW. Erneuerbare 
Energien alleine können diese Menge nicht erzeugen. Und die 
Netze müssen für die Zukunft fit gemacht werden. 
 
Dies setzt vor allem technologische Innovationen voraus. Viele 
werden bereits heute durch die EU unterstützt, etwa über das  
7. Forschungsrahmenprogramm, das jährlich rund 886 Mio. Euro 
für Forschungsprojekte im Energiebereich vorsieht. Ein ganz 
neues Instrument ist der SET-Plan, der strategische Energietech-
nologien unterstützen soll. Hier muss allerdings noch die Frage 
der Finanzierung geklärt werden. Ziel ist eine Verdreifachung der 
EU-Energieforschung auf rund 50 Mrd. Euro pro Jahr in den 
kommenden 10 Jahren. Technologieoffenheit ist hier oberstes 
Gebot - so werden neue erneuerbare Energien ebenso gefördert 
wie die Kernfusion. 
 
Aber wir dürfen und nicht nur auf die Produktion von immer 
mehr Energie konzentrieren. Ganz entscheidend wird auch die 
Reduktion unseres Energieverbrauchs sein. Der Gebäudebereich 
bietet sich hierfür hervorragend an, wobei die ergriffenen Maß-
nahmen auch immer kosteneffizient sein sollen. Wenn die Re-
duktion einer weiteren Tonne CO2 7000 Euro kosten würde, ist 
dies nicht mehr wirtschaftlich. 
 
Eine Neujustierung der drei energiepolitischen Ziele (Versor-
gungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit) ist drin-
gend geboten. Die neue Rechtsgrundlage im Vertrag von Lissa-
bon bildet hierfür eine gute Grundlage. 
 

 

Rebecca Harms (Grüne / EFA): 

Kein Züruck zu  
veralteten Strategien  
 
Über das Ziel die Erderwärmung auf 
2 Grad zu begrenzen, ist man sich in 
Europa auch über Parteigrenzen 
hinweg einig. Über den Weg zu er-
folgreichem Klimaschutz und hin zu 
einer nachhaltigen Energieversor-
gung herrscht jedoch Uneinigkeit.  
 
Wir Grünen haben dazu klare Vor-
stellungen. Eine zukunftsfähige Ener-
gieversorgung muss auf sparsame 
Nutzung erneuerbarer Energien 
setzen. Kohle und Atom haben in 
einer nachhaltigen Energieversorgung keinen Platz. 
 
Seit Jahren wird die Klimadebatte von der Atomlobby genutzt, 
um eine Renaissance der Atomkraft herbeizureden. Die Realität 
sieht allerdings anders aus. In den letzten 4 Jahren wurden in 
Europa 16 Reaktoren stillgelegt. Nur ein Kraftwerk ging in der 
gleichen Zeit in Betrieb - in Rumänien nach 25 Jahren Bauzeit. 
Die einzigen beiden Neubauprojekte in Westeuropa entwickeln 
sich derweil zu Millionengräbern. An den Risiken, die mit dieser 
Technologie verbunden sind hat sich nichts geändert. Der GAU, 
der Müll und die Bombe bleiben unakzeptable Megarisiken für 
Sicherheit und Gesundheit der Menschen.  
 
Atomkraft ist auch als Brückentechnologie in das Zeitalter der 
Erneuerbaren ungeeignet. Unflexible Grundlastkraftwerke ver-
tragen sich nicht mit einem hohen Anteil erneuerbarer Energien. 
Um Schwankungen in der Verfügbarkeit von Erneuerbaren aus-
zugleichen brauchen wir kleinere, flexiblere Anlagen. Eine Sys-
tementscheidung muss jetzt getroffen werden.  
 
Das schließt auch den Neubau von Kohlekraftwerken aus. Durch 
den hohen CO2 Ausstoß der Kohleverstromung und die jahr-
zehntelange Lebensdauer vieler Kraftwerkstypen, bereitet zu-
dem der Neubau solcher CO2 Schleudern bereits den klimapoli-
tischen Misserfolg für das Jahr 2050 vor. Die Verfehlung des  
2 Grad Ziels ist vorprogrammiert. 
 
Wir dürfen uns nicht länger an die schmutzigen und gefährlichen 
Energietechnologien der Vergangenheit klammern. Das Energie-
system der Zukunft muss auf sparsamer, intelligenter und effizi-
enter Nutzung sauberer Energieformen basieren anstatt auf der 
Verschwendung von Energie aus gefährlichen und schmutzigen 
Kraftwerken. In vielen Bereichen sind bereits große Erfolge zu 
verzeichnen. Während die Atomindustrie mit Kostenexplosionen 
und Projektverzögerungen kämpft und ein Kohleprojekt nach 
dem anderen aufgegeben wird, wachsen die Erneuerbaren 
stetig. Wir Grünen setzen darum weiter auf Erneuerbare und 
Effizienz. Denn das garantiert neben einer sauberen und nach-
haltigen Energieversorgung auch das Wachsen neuer Industrien 
und zukunftsfähiger sicherer Arbeit. 
 
 

 
 

18 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                  

                                    EU-Parlament  



Oben: Holger Krahmer (39) ist Mitglied im Umwelt- und im 
Klimaausschuss. Unten: Jorgo Chatzimarkakis (43) ist Mit-
glied im Ausschuss für Industrie, Forschung und  
Energie. Weitere Informationen: www.holger-krahmer.de, 
jorgo-chatzimarkakis.org.liberale.de   

 

Jo Leinen (61) ist Vorsitzender des  Umwelt- und Klimaaus-
schusses. Norbert Glante (57) ist Mitglied im Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie. Bernd Lange (54) ist stell-
vertretendes Mitglied im Ausschuss für Industrie, Forschung 
und Energie. Weitere Informationen: www.joleinen.de, 
www.glante.de, www.bernd-lange.de  

 

Holger Krahmer und  
Jorgo Chatzimarkakis (beide FDP / ALDE) 

Fokus auf Sicherheit 
 
Die Energiepolitik der Europäischen 
Union hat bislang versucht drei Ziele 
gleichzeitig zu erreichen: Schutz des 
Klimas, eine geringere Abhängigkeit 
vom Import fossiler Energieträger bei 
gleichzeitiger Steigerung des wirt-
schaftlichen Wachstums durch leis-
tungsfähige Energieversorgung. Dies 
entspricht in etwa dem Versuch mit 
dem Zug von Berlin aus nach Ham-
burg, Köln und München zu fahren 
und zwar nicht nacheinander son-
dern gleichzeitig. 
 
Da sich diese drei Ziele teilweise ausschließen, ist die Bildung 
von Prioritäten nötig. Diese gab es auch: viel Energie und Auf-
wand wurden dem 20-Prozent-Ziel bei der Minderung des CO2-
Ausstoßes, dem Emissionshandel, Glühbirnenverboten und 
dergleichen gewidmet. Dem lag der Wunsch nach Klimaschutz 
zugrunde, nicht die Sicherheit der europäischen Energieversor-
gung – eine ideologische Entscheidung. Sie führte dazu, dass 
Energie in Europa künstlich verteuert und der Energiemix ver-
nachlässigt wurde. Einseitige Abhängigkeiten, vor allem von 
Russland, sind die Folge. Von leistungsfähigen internationalen 
Netzen und dem Binnenmarkt für Energie ist die EU weit ent-
fernt.  
 

Dabei sind einige der Mittel, die für den 
Schutz des Klimas herangezogen wer-
den, zu begrüßen. Der Einsatz erneuer-
barer Energiequellen ist einer der 
Schlüssel auch zur Linderung des Prob-
lems der Importabhängigkeit, jedoch 
nicht als Allheilmittel sondern als Teil 
eines Gesamtkonzeptes, das auch die 
beiden anderen Aspekte der Energiepo-
litik angemessen berücksichtigt. Dazu 
gehört ein vernünftiger Energiemix aus 
erneuerbaren und fossilen Energiequel-

len, damit sowohl Sauberkeit als auch Stabilität der Versorgung 
gewährleistet ist. Kohle und Atom nicht zu nutzen, ist nicht die 
Lösung, sie müssen effizient und sicher genutzt werden.  
 
Zum Gesamtkonzept gehören auch leistungsfähige Netze, die 
den Strom vom Erzeuger zum Verbraucher leiten, damit Sonnen- 
und Windenergie dort erzeugt werden kann, wo die Sonne 
scheint und der Wind weht – nicht dort, wo der Staat die größ-
ten Fördertöpfe ausgießt. Auf diese Weise ließen sich in Sachen 
Effizienz leicht größere Potentiale heben, als über Glühbirnen-
verbote und bürokratische Ökodesign-Standards. Die Europäi-
sche Energiepolitik hat diesen Teil ihrer Hausaufgaben lange vor 
sich her geschoben, teils weil Mitgliedsstaaten bei Interessen-
konflikten Entscheidungen blockiert haben. Zu einer europäi-
schen Energiepolitik gehört auch ein Bekenntnis zu strategischen 
Forschungszielen. Die Erforschung neuer Energieträger und von 
Speichertechniken müssen Priorität bekommen. 

Norbert Glante, Bernd Lange  und 

 Jo Leinen (alle SPD / S&D) 

Sauber. Sicher. Fair. 
 
Eine sichere und nachhaltige Energieversorgung gehört zu den 
entscheidenden Grundlagen unserer modernen Gesellschaft. 
Eine durchdachte und zwischen den Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union koordinierte Energiepolitik stellt eine der wichtigs-
ten Voraussetzungen für eine florierende Europäischen Union 
dar. 
 
Moderne Energiepolitik muss langfristig gedacht und nachhaltig 
ausgestaltet, d.h. wirtschaftlich, sozial und ökologisch ausbalan-
ciert sein. Aus diesem Grund muss einerseits die Förderung 
erneuerbarer Energien strategisch vorangetrieben werden und 
andererseits die effiziente Nutzung von Energie sowie Energie-
einsparungen weiter forciert werden. Wir erwarten dazu mit 
Spannung die Vorschläge der EU-Kommission zur Revision des 
Energieeffizienzaktionsplans in den kommenden Monaten. 
Neben dem Ausbau regenerativer Energiequellen, der Effizienz-
steigerung und dem bewussten Umgang mit Energie müssen 
auch die Innovationsfähigkeit und die Forschung im Energiebe-
reich ausgebaut werden. Neue Technologien wie die Abspaltung 
und Speicherung von Kohlenstoffdioxid (CCS) müssen auf ihre 
wirtschaftliche Eignung sowie ihren klimapolitischen Nutzen hin 
geprüft und als Option einer umweltverträglichen Energiepolitik 
gefördert werden. Fördermaßnahmen für erneuerbare Energien 
und CCS im Rahmen des Europäischen Konjunkturpakets gehen 
in die richtige Richtung, sind aber noch nicht ausreichend. 
 
Für uns Sozialdemokraten im Europäischen Parlament ist neben 
umweltpolitischen Erwägungen auch die Versorgungssicherheit 
zu fairen Preisen von großer Bedeutung. Energie muss für die 
Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union sowie für die 
europäische Industrie bezahlbar sein. Damit hängt auch die 
Verringerung der Energieabhängigkeit der Europäischen Union 
von Gas- und Öllieferungen aus dem Ausland zusammen. Eine 
diversifizierte und unabhängige Energieversorgung spielt eine 
wesentliche Rolle und lässt der Europäischen Union mehr Hand-
lungsspielraum auf politischer Ebene. 
 
Wir wollen, dass Energie zu jeder Zeit und von allen Bürgerinnen 
und Bürgern zu bezahlbaren Kosten verfügbar ist. Dabei sind wir 
jedoch der Meinung, dass die Kosten für Energie auch ihren 
wahren Preis für die Gesellschaft widerspiegeln sollten. Die 
unabschätzbaren Folgekosten der Lagerung ausgedienter Atom-
brennstäbe, das enorme Risiko und die potentielle Zerstörungs-
kraft eines Zwischenfalls sind Faktoren, die Atomenergie als 
zuverlässige und kostengünstige Energieressource daher aus-
scheiden lassen. 
 
Schließlich stellt das weitere Voranbringen des Energiebinnen-
marktes eine große Herausforderung dar. Bevor hier jedoch 
voreilig neue Maßnahmen ergriffen werden, sollte die Wirkung 
der beschlossenen Binnenmarktregelungen des zweiten und 
dritten Energiebinnenmarktpakets für die Verbraucher und die 
Funktionsfähigkeit der Märkte abgewartet werden. 
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Sabine Wils (Die Linke / GUE / NGL): 

CO2 und Atommüll 
verhindern  
 

Europa trägt eine besondere Ver-
antwortung, die ökologisch nachhal-
tige Energiewende zu vollziehen und 
Ansätze zum Schutz des Klimas glo-
bal zu fördern. Sozial-ökologische 
Verantwortung und wirtschaftliche 
Entwicklung sind dabei kein Wider-
spruch! Das Problem des Klimawan-
dels und die Aufgaben in der Ener-
giepolitik sind auch in der Wirt-
schaftskrise aktueller denn je. Die 
Energiepolitik der EU ist allerdings 
nach wie vor von einer Denkweise 

geprägt, die die großen europäischen Energiekonzerne zu Lasten 
der Umwelt schützt und unterstützt. 
 
Themen wie Versorgungssicherheit und Nachhaltigkeit werden 
primär aus der Perspektive fossiler Brennstoffe betrachtet. Um 
die europäische Energieversorgung zu sichern und unabhängiger 
zu machen, soll zum Beispiel die Nabucco-Pipeline gebaut wer-
den. Diese Pipeline würde viele Milliarden Euro verschlingen und 
ist politisch sowie ökologisch höchst umstritten.  
 
Auch das Thema Nachhaltigkeit wird von der EU verklärt. Kohle-
kraftwerke werden als C02-freie Energieproduzenten deklariert. 
Mit Hilfe von CCS sei es möglich, nachhaltig und umweltfreund-
lich Strom zu erzeugen. Obwohl es unwahrscheinlich ist, dass 
diese Technologie jemals und im größeren Maßstab einsetzbar 
sein wird, wird der Bau neuer Kohlekraftwerke mit CCS gerecht-
fertigt.  
 
CCS birgt, ähnlich wie die Kernenergie, unkalkulierbare Gefahren 
und kostet sehr viel Geld. Des Weiteren ist beiden Technologien 
das Problem der ungelösten Endlagerung gemein. Leere Gas- 
und Ölfelder sind durchlöchert, die Versiegelung auf Dauer 
schwierig. Wird C02 in tiefe salinare Aquifere unter der Nordsee 
gepumpt, wird dort enthaltenes Salzwasser verdrängt und kann, 
wie das CO2 auch, weit entfernt aufsteigen. CO2, das in großen 
Mengen austritt, ist potenziell tödlich. Die Priorität der europäi-
schen Energiepolitik muss ganz klar den erneuerbaren Energien 
gelten. Der neue Energiekommissar, Günther Oettinger von der 
CDU, hat sich allerdings in seiner Vergangenheit als Ministerprä-
sident für längere Laufzeiten von Atomkraftwerken eingesetzt 
und wurde bereits des Öfteren für seine Nähe zu den deutschen 
Energieriesen kritisiert. DIE LINKE im Europäischen Parlament 
fordert eine klare, auf den Schutz des Klimas ausgerichtete 
Politik. Dazu gehören ambitionierte Reduktionsziele von 40 
Prozent, das Aufbrechen von Oligopolen im Energiebereich 
sowie die Abkehr von Kohle und Atomkraft. Die bisherige markt- 
und wettbewerbsorientierte Politik der EU fördert eher die 
Profite der Energiekonzerne, als dass die Umwelt davon profitie-
ren würde. Einen radikalen Umbau der Energiesysteme hin zu 
erneuerbaren Energien und einer nachhaltigen Entwicklung lässt 
sich nur mit einer starken Regulierungspolitik erreichen.  
 

 

 
 

Der Lissabon-Vertrag stärkt die Macht des EU-Parlaments. 
Künftig kommt auch in der EU-Energiepolitik das „ordentliche 
Gesetzgebungsverfahren“ (bisher „Mitentscheidungsverfah-
ren“ genannt) zur Anwendung. Eine Mehrheit der 736 Abge-
ordneten muss neuen EU-Gesetzgebungen zustimmen.   
 
 

 
 

Günther Oettinger (57) unterbreitet als EU-Energiekommissar 
der Europäischen Union und dem Europäischen Parlament 
Vorschläge für die Gesetzgebung. Als Prioritäten nennt Oettin-
ger die Entwicklung einer CO2-armen Energieversorgung, die 
Versorgungssicherheit und die Wettbewerbsfähigkeit. „In den 
nächsten fünf Jahren möchte ich mit Ihnen zu einer Europäisie-
rung unserer Energiepolitik beitragen”, erklärte er bei seiner 
Anhörung im Europaparlament.  
 

 
 

Die Energiepolitik ist einer der Grundpfeiler der neuen EU-
Wirtschaftsstrategie „Europa 2020“. Auf der Agenda der Kom-
mission steht unter anderem: „Die Vorlage einer Initiative für 
den Ausbau der europäischen Netzwerke einschließlich der 
transeuropäischen Energienetze zu einem europäischen Super-
netz sowie intelligenter Netze mit Zusammenschaltungen vor 
allem der erneuerbaren Energiequellen mit dem Netz.“   
 
 

Sabine Wils (51) ist Sprecherin der Europaabgeordneten der 
LINKEN. Als Mitglied im Ausschuss für Umweltfragen, Volks-
gesundheit und Lebensmittelsicherheit beschäftigt sie sich 
auch mit Energiepolitik.  
Weitere  Informationen: www.sabine-wils.eu  
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Europas Energie -  
Klimaschonend, 
und bezahlbar?  

 
Bis zur gemeinsamen Energiepolitik der EU-Staaten 
ist es noch ein weiter Weg. Gefragt sind eine Euro-
päische Regulierungsbehörde und ein festes 
Einspeisesystem für Erneuerbare Energien. 
 
Von Claudia Kemfert. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW Berlin). 
 
Die Gesellschaft steht wie keine vor ihr vor zwei großen Heraus-
forderungen: Durch die Verbrennung von fossiler Energie wie 
Kohle, Öl und Gas entstehen klimagefährliche Treibhausgase, 
welche drastisch vermindert werden müssen. Zudem werden die 
fossilen Ressourcen wie Öl und Gas in den kommenden Jahr-
zehnten knapp und müssen ersetzt werden. Da Europa selbst 
nicht über ausreichende Energieressourcen verfügt, wird in 
Zukunft die Importabhängigkeit, gerade auch aus politisch insta-
bilen Ländern, immer höher.  
 
Die Energieversorgung muss klimaschonend, sicher aber auch 
bezahlbar sein. Fossile Energien allen voran Öl und später auch 
Gas werden knapper und teurer. Die fossile Ressource Kohle 
steht uns zwar noch sehr lange zur Verfügung, die Verbrennung 
verursacht jedoch klimagefährliche Treibhausgase. Das bedeu-
tet, dass die Kohletechnologie umweltschonend werden muss, 
die erneuerbaren Energien müssen ausgebaut werden, muss 
Europa viel mehr Energie einsparen und verstärkt Wärme und 
Stromproduktion gleichzeitig produzieren und nutzen sowie 
klimaschonende Antriebsstoffe und – techniken einsetzen. Lang-
fristig sollte die Energieversorgung auf erneuerbare Energien 
umgestellt werden.  
 

Verbesserung des Wettbewerbs 
Europa muss ihren Handlungskatalog für mehr Klimaschutz und 
Energiesicherheit verbessern und fortführen. Zentrale Elemente 
der Energiepolitik sind der Klimaschutz, die Reduktion der Ener-
gieimportabhängigkeiten durch die Stärkung heimischer Ener-
gieträger wie insbesondere erneuerbarer Energien, die Diversifi-
kation von Energieanbieterländern, die Verbesserung der 
Energieeffizienz, und die Erforschung von innovativen, CO2 
freien Energietechniken. Zudem ist es ein wichtiges Anliegen der 
Europäischen Kommission, den Wettbewerb im Strom- und 
Gassektor zu stärken und zu verbessern. Europa hat sich seit 
über einem Jahrzehnt zum Ziel gesetzt, einen einheitlichen und 
zuverlässigen EU-Binnenmarkt für Strom und Gas sicherzustel-
len. Der Wunsch besteht vor allem darin, ein zuverlässiges Ener-
gieangebot und Versorgungssicherheit zu gewährleisten und 
marktwirtschaftliche Preise zu garantieren. Doch der Wunsch ist 
noch lange nicht Wirklichkeit. Zur Verbesserung des Wettbe-
werbs auf dem Strom- und Gasmarkt übersieht Europa noch 
immer, dass derzeitige Strukturen nur schwer aufzubrechen 
sind, die Struktur der Energieanbieterstaaten oligopolistisch ist.  
 
Eine Europäische Regulierungsbehörde wäre notwendig, um die 
verkrusteten Marktstrukturen aufzubrechen, einen einheitlichen 
und diskriminierungsfreien Marktzugang für alle Marktakteure in 
Europa zu garantieren und die notwendigen Ausgangsbedingun-
gen für einen langfristig stabilen Energiemarkt in Europa sowie 
der Anbindung an Europäische Nachbarländer sicher zustellen.  

 
Europas so genannte „20-20-20 Ziele“ umfassen die Reduktio-
nen der Emissionen bis zum Jahre 2020 um 20 Prozent, der 
Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien an der Energiever-
sorgung auf 20 Prozent, zudem soll die Energieeffizienz deutlich 
verbessert werden. Im Bereich Klimaschutz soll zudem das Emis-
sionsrechtehandelssystem weiter ausgebaut und verbessert 
werden. Insbesondere werden die Emissionsrechte künftig 
zentral verteilt, gesteuert und überwacht. Im Bereich Versor-
gungssicherheit wird Europa zudem verstärkt eine Diversifizie-
rung der Energieanbieterländer voranbringen, u. a. durch den 
Ausbau weiterer Pipelines und den Bau von Flüssiggasterminals. 
 

Europa muss Monitoring erarbeiten 
Besonders dringend ist der starke Ausbau der Infrastruktur, dazu 
sollten Großprojekte, die sowohl den Energiehandel zwischen 
Europäischen Ländern verbessern als auch die Energieversor-
gung aus erneuerbaren Energien sicherstellen, gefördert wer-
den. In den kommenden 30 Jahren sollten alle Projekte zur 
Verbesserung der Versorgungssicherheit gefördert werden, 
zudem Forschungsprojekte zur klimaschonenden Energieerstel-
lung unterstützt werden wie die Solarenergie, die Einlagerung 
von CO2 (CCS), sowie innovative und klimaschonende Antriebs-
techniken. Zudem sollte die Energie- Infrastruktur ausgebaut 
werden, Europa muss hierfür die notwendigen Rahmenbedin-
gungen und zudem durch einen klugen außenpolitischen Dialog 
die notwendige Basis der Energieversorgungssicherheit schaffen. 
 
Es ist noch ein langer und weiter Weg zu einer wirklich gemein-
samen Europäischen Energiepolitik. Die einzelnen EU-Länder 
sind in unterschiedlichem Maße von den EU-Zielen entfernt. 
Einzelne Länder innerhalb der EU setzen unterschiedlichste 
Instrumente zum Ausbau der erneuerbaren Energien ein und 
tragen mehr oder weniger gut zum Klimaschutz bei. Europa 
muss hier ein Monitoring- und Bestrafungssystem bei Nichtein-
haltung erarbeiten und umsetzen. Zum Ausbau der erneuerba-
ren Energien wäre es wünschenswert, dass möglichst viele Län-
der ein festes Einspeisevergütungssystem einsetzen, welches 
dann in ein marktwirtschaftliches Instrumentarium in allen 
Ländern münden sollte. Eine EU-Binnenstrategie für eine nach-
haltige Energieversorgung und mehr Klimaschutz muss eine 
Harmonisierung der politischen Instrumente und Maßnahmen 
voranbringen und gemeinsam die notwendigen Ziele umsetzen. 
 
 

 
 
 

Prof. Dr. Claudia Kemfert (41) leitet seit April 2004 die 
Abteilung Energie, Verkehr, Umwelt am Deutschen Institut 
für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) und ist Professorin für 
Energieökonomie und Nachhaltigkeit an der Hertie School of 
Governance in Berlin. Sie ist Wirtschaftsexpertin auf den 
Gebieten Energieforschung und Klimaschutz. Claudia 
Kemfert ist Beraterin von EU-Kommissionspräsident José 
Manuel Barroso und Gutachterin des Intergovernmental 
Panel of Climate Change (IPCC). Sie ist eine mehrfach ausge-
zeichnete Spitzenforscherin und gefragte Expertin für Politik 
und Medien. Sie hat im Herbst 2008 ein Buch mit dem Titel 
„Die andere Klima-Zukunft - Innovation statt Depression“ 
veröffentlicht (www.claudiakemfert.de). Im Juni 2009 er-
schien ihr Buch „Jetzt die Krise nutzen“, in dem sie die Chan-
cen des Klimaschutzes als Weg aus der Krise beschreibt. 
Weitere Informationen: www.diw.de  
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Johannes Kindler ist Vize-Präsident der Bundesnetzagentur 
für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah-
nen (BNetzA). Die Bonner Behörde soll den Wettbewerb in 
den so genannten Netzmärkten sicherstellen und fördern. 
Weitere Informationen: www.bundesnetzagentur.de  
 

Was bedeutet ACER 
für nationale 
Regulierer?  
 
Die neue Energieregulierungsbehörde ACER wird 
die Koordination und Kooperation der nationalen 
Stellen und der EU-Kommission erheblich erleich-
tern. Um eine Kompetenzverlagerung handelt es 
sich nicht. 
 
Von Johannes Kindler. Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (BNetzA).  
 
Im Rahmen der Umsetzung des Dritten Energiebinnenmarkt-
pakets wird in diesem Sommer eine EU-Agentur für die Zusam-
menarbeit der Energieregulierungsbehörden gegründet: ACER. 
Sie hat zum Ziel, die Regulierungsaufgaben, die gemäß der 
Strom- und Gasrichtlinien 2009/72/EG und 2009/73 von den 
nationalen Regulierungsbehörden wahrgenommen werden, 
optimal zu koordinieren und auf Gemeinschaftsebene zu ergän-
zen. 
 
Die Struktur der Agentur ist dabei an die besonderen Bedürfnis-
se der Regulierung im Energiebereich angepasst, insbesondere 
ist der spezifischen Rolle der nationalen Regulierungsbehörden 
Rechnung getragen, indem der Regulierungsrat innerhalb der 
Agentur der Hauptentscheidungsträger ist. Durch dieses Gremi-
um werden Konsultation, Koordination und Kooperation der 
nationalen Regulierungsbehörden untereinander sowie zwi-
schen den Regulierungsbehörden und der Kommission erheblich 
intensiviert und erleichtert, so dass es sich hier nicht um eine 
Verlagerung der Kompetenzen der nationalen Regulierungsbe-
hörden an ACER handelt. 
 

Agentur für grenzüberschreitende Netze 
Diese verstärkte Zusammenarbeit auf EU-Ebene ist insbesondere 
für die Überwachung der Koordinierung zwischen den Übertra-
gungs-Fernleitungsnetzbetreibern erforderlich, um EU-
Netzkodizes für die Bereitstellung und die Handhabung des 
konkreten und transparenten Zugangs zu den Netzen über die 
Grenzen hinweg zu schaffen. 
 
Auch die geplante zukunftsorientierte Planung und solide tech-
nische Entwicklung der Übertragungs- und Fernleitungsnetze, 
einschließlich der Schaffung von Verbindungskapazitäten, unter  

gebührender Berücksichtigung der Umwelt, ist künftig auf EU-
Ebene besser sicherzustellen. Dies gilt ebenso zum Beispiel für 
die Einrichtung eines Ausgleichmechanismus zwischen Netzbe-
treibern oder für eine bessere Berücksichtigung der besonderen 
regionalen Merkmale. 
  
Dennoch wird die Agentur die Funktion der nationalen Regulie-
rungsbehörden auf EU-Ebene ergänzen, das heißt, dass die 
Agentur primär für grenzüberschreitende Angelegenheiten 
zuständig sein wird. Auch EU-Netzkodizes gelten nur für Angele-
genheiten der grenzüberschreitenden Netze und der Marktin-
tegration. Das Recht der Mitgliedstaaten, für Angelegenheiten, 
die nicht den grenzüberschreitenden Handel betreffen, und 
nationale Netzkodizes aufzustellen, bleibt unberührt. 
 

 
 
Die nationalen Regulierungsbehörden haben aber weiterhin mit 
der Sicherheit der Energieversorgung als Kernelement der öf-
fentlichen Sicherheit zu tun, das mit allen Netzzugangsfragen 
(z.B. Netzentgelte - Anreize schaffen) sowie mit der neuen Ge-
staltung der Energieversorgungsunternehmen (EVU) - Stichwort 
"Unbundling" - verbunden ist. 
 
Zukünftig könnte ein maßgeschneidertes Marktintegritäts- und 
Transparenzregime die Kompetenzen der nationalen Regulie-
rungsbehörden um Aufgaben und Aufsichtsbefugnisse im Be-
reich der Marktintegrität und Transparenz ergänzen, wobei 
gegebenenfalls ACER auch Aufgaben für die europaweite Koor-
dination und grenzüberschreitende Themen wahrnehmen  
könnte. 
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Dr. Peter Slominski ist Experte für EU-Energiepolitik am 
Institut für europäische Integrationsforschung (eif) an der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften (OAW) Wien. 
Slominski ist Ko-Autor des Übersichtswerkes „Die Energiepoli-
tik der EU“ (UTB), das im Mai 2010 erscheint. Weitere Infor-
mationen: www.eif.europa.eu  

Energiebinnenmarkt 
Theorie = Praxis? 
 
Die EU-Staaten haben 2009 zahlreiche Beschlüsse 
zum Energiebinnenmarkt gefasst. Die Umsetzung 
hängt von der EU-Kommission, den nationalen Re-
gulierungsbehörden und der neuen europäischen 
Energieagentur ACER ab.  
 
Von Peter Slominski. Institut für europäische Integrationsfor-
schung (eif) an der Österreichischen Akademie der Wissenschaf-
ten (OAW) Wien. 
 
Das Jahr 2009 brachte erhebliche Veränderungen in Bezug auf 
die europäische Energiepolitik. Drei Ereignisse standen dabei im 
Zentrum. Zum einen existiert mit der erfolgreichen Ratifikation 
und dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon nunmehr eine 
explizite primärrechtliche Kompetenzgrundlage auf europäischer 
Ebene; zweitens wurde im April ein umfassendes Energie- und 
Klimaschutzpaket verabschiedet, dass eine Verringerung der 
Treibhausgasemissionen ebenso anvisiert wie eine Erhöhung der 
Energieeffizienz und des Anteils erneuerbarer Energien; und 
drittens wurde im Juni 2009 das nunmehr dritte Legislativpaket 
beschlossen, das die Vollendung des europäischen Energiebin-
nenmarktes ein Stück weiter vorantreiben soll. Im Folgenden 
werden kurz die wichtigsten Punkte zusammengefasst: 
 

Entflechtung 
Im Zentrum der politischen Kontroversen stand die Entflechtung 
vertikaler Energieunternehmer, die letztendlich mit einem politi-
schen Kompromiss beendet wurden. Grundsätzlich soll eine 
effektive Trennung von Energieproduktion und –verkauf einer-
seits vom Bereich Energietransport andererseits gewährleistet 
sein. Den Mitgliedstaaten stehen dafür drei unterschiedliche 
Möglichkeiten offen, dies zu erreichen. Ob diese flexiblen Ent-
flechtungsregelungen tatsächlich einen signifikanten Beitrag zur 
Vollendung des Energiebinnenmarktes leisten, wird stark von 
der Umsetzung dieser Vorschriften abhängen. Den Überwa-
chungsaufgaben der Kommission wird hier eine besondere 
Bedeutung zukommen. 
 

Stärkung der nationalen Regulierer 
Die Aufgaben und die Unabhängigkeit der nationalen Regulie-
rungsbehörden wurden auf europarechtlicher Ebene weiter 
ausgeweitet, was im Ergebnis zu einer einheitlicheren Energie-
marktregulierung führen wird. Erwähnenswert ist in diesem 
Zusammenhang auch, dass es nunmehr Aufgabe der nationalen 
Regulierungsbehörde sein wird zu entscheiden, ob bzw. in wel-
chem Ausmaß sich Energieunternehmen aus Drittstaaten in der 
EU engagieren dürfen. Die Regulierungsbehörde darf hier die 
Zulassung verweigern, wenn das betreffende Unternehmen den 
Entflechtungsanforderungen nicht genügt oder die Sicherheit 
der Energieversorgung des Mitgliedstaates und der Gemein-
schaft gefährdet (sog. Drittstaaten-Klausel). 
 

Gründung der EU-Energieagentur ACER 
Im März 2011 soll in Ljubljana (Slowenien) eine neue EU-Agentur 
für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden 
(ACER) ihren Vollbetrieb aufnehmen. Nach intensiven politi-
schen Verhandlungen über die Kompetenzen dieser Agentur soll 
diese nun die Arbeit der nationalen Regulierungsbehörden 
ergänzen und koordinieren, an der Ausarbeitung europäischer 

Netzvorschriften ebenso mitwirken wie die EU-Organe im Ener-
giebereich beraten. Entscheidend wird sein, inwieweit ACER von 
der Möglichkeit Gebrauch machen wird, verbindliche Entschei-
dungen bei grenzüberschreitenden Infrastrukturfragen zu tref-
fen und wie die Mitgliedstaaten darauf reagieren werden. Insbe-
sondere bleibt abzuwarten, ob dieses Instrument ein taugliches 
Mittel bei der Herstellung einer gesamteuropäischen Energieinf-
rastruktur sein wird. 
 

Stärkung des Konsumentenschutzes 
Vor allem auf Betreiben des Europäischen Parlaments erfolgte 
im dritten Legislativpaket eine Stärkung des Konsumentenschut-
zes in Bezug auf die Wahl und den Wechsel des jeweiligen Gas- 
oder Stromanbieters. Flankiert werden diese Rechte durch die 
beabsichtigte Einführung intelligenter Messsysteme (Smart 
Meters) und intelligenter Netze. Für die Errichtung des Energie-
binnenmarktes sind diese Maßnahmen positiv zu bewerten. Die 
Kommission muss nun darüber wachen, dass sie umgesetzt 
werden. 
 

Richtlinien schaffen noch keine Realität 
Der beachtlichen legislativen Produktivität des Jahres 2009, 
muss nun zuvorderst eine Phase der ordnungsgemäßen Umset-
zung folgen. Wie bereits die ersten beiden Legislativpakete 
gezeigt haben, garantiert die „bloße“ Verabschiedung von Richt-
linien und Verordnungen noch keine Umsetzung und schafft 
infolgedessen auch noch keinen Energiebinnenmarkt (dies gilt 
insbesondere für den Erdgasmarkt). Auch sollte die Kommission 
Abstand nehmen von der Strategie sämtliche energiepolitischen 
Ziele als gleich wichtig bzw. als alle miteinander vereinbar darzu-
stellen. Vielmehr sollten in Zukunft deutlicher Prioritäten gesetzt 
und politische „trade-offs“ stärker thematisiert werden. 
 
 

 

23 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                  

                                                                                           Standpunkt  



Ökostrom – 
Integration statt 
bloßer Ausbau 
 
Die EU muss sich darauf konzentrieren, wie sie kli-
mafreundliche Energie in ein effizientes System 
einbezieht. Größte Hürde bleibt die Volatilität der 
Erneuerbaren.   
 
Von Sebastian Schröer. Hamburgisches Weltwirtschaftsinstitut 
(HWWI).  
 
Die Europäische Union strebt vor allem aus Gründen des Klima-
schutzes den Übergang in ein Zeitalter der erneuerbaren Ener-
gieversorgung an. Dieses Ziel ist jedoch noch weit entfernt und 
seine Erreichung bedarf einiger Änderungen der aktuellen För-
derpolitik. Das energiepolitische Ziel hinsichtlich der erneuerba-
ren Energien (EE) sollte nicht der Aufbau von Kapazität sein, 
sondern die Integration in ein effizientes Energieversorgungssys-
tem. 
 
Die nationalen Fördermaßnahmen haben sich zwar insgesamt 
als sehr erfolgreich beim Aufbau der noch nicht wettbewerbsfä-
higen EE erwiesen und führten zu einer deutlichen Kostensen-
kung bei vielen EE-Technologien. Einige Länder werden die von 
der EU gesetzten Ausbauziele deutlich übertreffen. Dabei muss 
jedoch beachtet werden, dass mit der Erreichung bestimmter 
Anteile an der Energieerzeugung nicht automatisch die Etablie-
rung einer auf EE basierende Energieversorgung verbunden ist. 
Die bisherigen EE-Technologien können zwar bedeutende Ener-
giemengen erzeugen, sie sind jedoch allein aus technischen 
Gründen noch nicht in der Lage, eine sichere und kostengünstige 
Energieversorgung zu gewährleisten, die für eine moderne In-
dustriegesellschaft notwendig ist. Nach wie vor ist dies nur mit 
den etablierten, zumeist fossilen Erzeugungstechnologien mög-
lich. 
 

Schwierige Integration der Erneuerbaren 
Die problemlose Integration der EE in die bestehenden Energie-
systeme und damit der Ersatz der konventionellen Kraftwerke ist 
jedoch nur schwer möglich, weil sich die EE im Gegensatz zu den 
etablierten Technologien durch vier Eigenschaften auszeichnen: 
Erstens sind viele EE von Wettereinflüssen abhängig und somit 
nicht grundlastfähig.  
 
 

Zweitens ist die Energieerzeugung aus dem gleichen Grund sehr 
volatil. Drittens sind ihre variablen Kosten typischerweise sehr 
niedrig und viertens erfolgt die Energieerzeugung zumeist regio-
nal konzentriert. Aus diesen Eigenschaften ergeben sich Schwie-
rigkeiten, die technisch aber auch ökonomisch bedeutsam sind. 
Das größte Hindernis für die Etablierung eines auf EE gestützten 
Energiesystems ist nach wie vor die mangelnde Grundlastfähig-
keit, weshalb immer noch konventionelle Kraftwerke notwendig 
sind. Untersuchungen haben ergeben, dass der Kapazitätseffekt 
der EE, also die Substitution konventioneller Kraftwerke durch 
EE lediglich bei ca. 30 Prozent  liegt und mit steigenden EE-
Anteilen stark zurückgeht. Daneben existiert eine Reihe weiterer 
Problemen wie die mangelnde Integration der Energiemärkte 
der einzelnen Staaten, die eine große Barriere für den Austausch 
von EE ist. Darüber hinaus geraten auch die bestehenden Netze 
innerhalb der Staaten an ihre Grenzen, wenn aufgrund der 
lokalen Konzentration z. B. bei Windenergieparks Spitzenlasten 
aufgefangen werden müssen. Weiterhin sind auch dynamische 
Effekte zu beachten: So haben Untersuchungen ergeben, dass 
hohe Marktanteile der EE mit ihren niedrigen variablen Kosten 
negative Auswirkungen auf Investitionsanreize sowohl für ande-
re EE als auch für konventionelle Kraftwerke haben. 
 

 
 
Diese Schwierigkeiten machen deutlich, dass die Förderungspoli-
tik für EE keineswegs nur daraus bestehen sollte, den Aufbau 
von EE-Kapazitäten zu gewährleisten. Die bisherige Förderung 
des bloßen Kapazitätsausbaus sollte durch Maßnahmen zur 
Integration der EE in ein Energiesystem ersetzt werden, dass den 
Anforderungen an einen Wirtschaftsraum mit Lissabon-Zielen 
gerecht wird. Im Vergleich zur Erreichung der Ausbauziele, die 
letztlich durch bloße Subventionierung bewältigt wurde, stellt 
diese Aufgabe eine weitaus höhere Herausforderung dar. Not-
wendig hierfür ist vor allem eine effiziente Förderung von For-
schung und Entwicklung und somit eine stärkere Gewichtung 
des technischen Fortschritts. Weiterhin sollte nicht nur die In-
tegration der Energienetze vorangetrieben werden, sondern 
insgesamt von einer nationalen zu einer europäischen Energie-
politik übergegangen werden. Dabei muss jedoch auch berück-
sichtigt werden, dass ein Marktdesign mit entsprechenden 
Regulierungsmechanismen etabliert wird, das effiziente Anreize 
setzt. 
 
 

 
 

Sebastian Schröer ist Energie-Experte am Hamburgischen 
Weltwirtschaftsinstitut (HWWI). Schröer ist Ko-Autor der 
Studie „Power für Deutschland - Energieversorgung im 21. 
Jahrhundert“ (2008) und veröffentlichte zahlreiche Facharti-
kel  zur deutschen Energiepolitik. Weitere Informationen: 
www.hwwi.org  
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Alexander Rahr ist Programmdirektor Russland/Eurasien bei 
der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik e.V. Rahr 
berät die Bundesregierung, deutsche und russische Wirt-
schaftsunternehmen. Weitere Informationen: www.dgap.org  
 

Energieallianz als 
Integrationsprojekt 
 
Nach dem Vorbild der „Montanunion“ sollte die EU 
mit Russland eine strategische Partnerschaft einge-
hen. Im Konfliktfall könnte Moskau als Retter auf-
treten. Langfristig wird der vermeintliche Gasriese 
seine dominante Stellung verlieren.  
 
Von Alexander Rahr. Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik 
(DGAP).  
 
Für die EU gibt keinen Grund, wegen der seit 2006 auftretenden 
Gaskonflikte zwischen dem Energieproduzenten Russland und 
dem Energietransitland Ukraine, auf das ökologisch saubere 
Erdgas aus Russland zu verzichten. Aber die Energiepartner-
schaft mit Russland benötigt Korrekturen und eine neue Ver-
rechtlichung.  
 
Die Energiepolitik ist das Fundament, das die EU im Sinne einer 
strategischen Partnerschaft langfristig mit Russland verbindet. 
So wie vor 60 Jahren nach dem II. Weltkrieg die damaligen Erz-
feinde Deutschland und Frankreich die „Montanunion“ entwi-
ckelten, um eine wirtschaftliche Basis für die gesamteuropäische 
Integration entlang pragmatischer ökonomischer Interessen zu 
schaffen, muss die EU durch die Begründung einer Energieallianz 
mit Russland ein ähnlich zukunftsträchtiges europäisches Integ-
rationsprojekt konzipieren. Es geht um eine EU-Russland Strate-
gie zur Modernisierung Sibiriens -- dem an Bedeutung gewin-
nenden Rohstoffreservoir Europas.  
 
Die Energieallianz ist keine Sackgasse, weder in die eine, noch in 
die andere Richtung. Auf der Basis der Energiekooperation muss 
eine Interdependenz oder Reziprozität der Interessen beider 
Seiten erreicht werden. Wenn ein gemeinsamer Energieraum 
geschaffen ist, kann die Zusammenarbeit in anderen Bereichen 
folgen, wie in der Rüstungs-, Atom- und Automobilindustrie. Auf 
lange Sicht kommt Russland nicht nur als Exporteur fossiler 
Energieträger in Betracht. Russland könnte in der zweiten Hälfte 
dieses Jahrhunderts mit seinem Wasserreichtum und einer hoch 
entwickelten Atomindustrie zum Stromlieferanten für die EU 
werden.    
 
Eine Politik der gegenseitigen Wirtschaftsverflechtung kann 
europäische Firmen stärker an der Modernisierung Russlands, 
inklusive der Energieförderung, beteiligen. Im Gegenzug könnte 
die EU russischen Energiekonzernen Zugänge zum europäischen 
Markt öffnen. Während heute Russland 88 Prozent der gesam-
ten Erdgasausfuhren und 58 Prozent der gesamten Erdölaus-

fuhren in europäische Länder verkauft, könnte es in fünfzehn 
Jahren zwei Drittel seiner Erdgasexporte und Erdölexporte nicht 
der EU, sondern den wachsenden Wirtschaften Asiens zukom-
men lassen. Die einzige Voraussetzung dafür ist, dass Russland in 
die bisher kaum vorhandene Transportinfrastruktur Richtung 
Osten investiert. Eine Hinwendung Russlands in Richtung Asien 
liegt nicht im EU-Interesse, denn sie schwächt die Energiever-
sorgungssicherheit Europas. Die explosive Lage im Mittleren 
Osten könnte Energielieferungen aus dem Persischen Golf un-
terbrechen. Ein Russland, das sich selbst als Teil Europas defi-
niert, wäre dann in der Rolle des Retters.  
 
Nachdem die europäische Energieversorgung durch den Gas-
streit 2009 ernsthaft beeinträchtigt wurde, entschloss sich die 
EU zur Diversifizierung ihrer Gasimporte aus dem zuvor stets 
verlässlichen Russland. Die EU unternahm ebenfalls die notwen-
digen Schritte, um sich vom ukrainischen Transitmonopol unab-
hängiger zu machen. Mit den Pipelineprojekten Nord Stream, 
Nabucco und South Stream werden diese Ziele erreicht. Die 
weitere Diversifizierungsstrategie der EU beinhaltet den Ausbau 
der Versorgung durch LNG (per Tanker).  
 
Die EU benötigt ein korrigiertes Energieverhältnis zu Russland. 
Praktisch könnten die Beziehungen durch folgende Schritte 
vertieft werden: (1) Neuauflage der veralteten Energiecharta, 
die sichtbarer die Interessen der Produzenten berücksichtigt; (2) 
Gründung eines trilateralen Gaskonsortiums Ukraine-Russland-
EU zur Modernisierung und stärkeren Verrechtlichung des ukra-
inischen Transitsystems; (3) gemeinsame Betreibung von neuen 
Gasspeichern, LNG-Terminals, sowie Förderstätten wie in 
Schtockman oder der Arktis.   
 
Durch die erwartete Überflutung der Energiemärkte mit ameri-
kanischem Shale-Gas wird der vermeintliche Gasriese Russland 
seine dominante Stellung als Hauptlieferant gegenüber der EU 
verlieren. Wahrscheinlich müssen die Langzeitverträge, die das 
bisherige Fundament in den internationalen Gasbeziehungen 
bildeten, einer Zäsur unterworfen werden. Der entstandene 
Überfluss an Gas auf den Weltmärkten verschafft Konsumenten 
zahlreiche Diversifizierungsoptionen. Die Produzenten werden 
gezwungen sein, einen Spotmarkt für Gas zu akzeptieren. Die 
20-Prozent-Energieeinsparungen, die im Vorfeld des Kopenha-
gener Klima-Gipfels von der EU beschlossen wurden, werden 
nicht zur Verdopplung von Gasimporten in die EU führen, wie 
noch vor einigen Jahren prognostiziert. Die strategische Partner-
schaft der EU mit Russland wird in die Richtung einer stärkeren 
Reziprozität korrigiert.     
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Dr. Oliver Geden (SWP) forscht zur Energiestrategie der EU 
und einzelner Mitgliedstaaten, der Energieversorgungssi-
cherheit und der Entwicklung des Energiebinnenmarkts. 
 
Geden ist Mitglied im Koordinierungskreis "Wissenschafts-
jahr 2010 - Jahr der Energie" des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung (BMBF).  
Weitere Informationen: www.swp-berlin.org  

Mehr Binnenmarkt, 
weniger 
Energieaußenpolitik! 
 
Verschiedene Gaskrisen haben gezeigt: Europa 
spricht in der Energieaußenpolitik nicht mit einer 
Stimme. Die EU muss mit ihrer eigenen Rechtset-
zung beweisen, dass sie es mit einer gemeinsamen 
Politik für Versorgungssicherheit ernst meint. 
 
Von Oliver Geden. Forschungsgruppe EU-Integration der Stiftung 
Wissenschaft und Politik (SWP) Berlin. 
 
Wenn in der Europäischen Union über die Sicherheit der Gasver-
sorgung debattiert wird, richtet sich die Aufmerksamkeit meist 
auf die wichtigsten Liefer- und Transitländer. Versorgungssi-
cherheit und Energieaußenpolitik werden faktisch gleichgesetzt.  
 
Doch statt Pipelineplänen mit ungewisser Zukunft und einer 
Vielzahl von nur schwer beeinflussbaren Partnerländern Priorität 
einzuräumen, sollte eine europäische Versorgungssicherheitspo-
litik zunächst einmal ihre Hausaufgaben erledigen. Im Mittel-
punkt sollten also nicht symbolisch  aufgeladene Importpipelines 
wie „Nabucco“ stehen. Weitaus zielführender wäre eine deutli-
che Steigerung der Energieeffizienz und ein weiterer Ausbau 
erneuerbarer Energieträger, vor allem aber die Schaffung eines 
Energiebinnenmarkts. 
 

Illusion der EU-Energieaußenpolitik 
Das Hauptziel einer europäischen Energiemarktintegration 
besteht in der Schaffung eines weitgehend einheitlichen Markt-
gebiets, in dem jeder Anbieter seine Ware an jedem Ort unge-
hindert verkaufen und jeder Konsument seinen Lieferanten 
umgekehrt frei auswählen kann. Um dies zu ermöglichen, ist 
eine stärkere infrastrukturelle Verknüpfung der 
mitgliedstaatlichen Energiemärkte sowie die europaweite Har-
monisierung der Handelsregeln und technischen Netzkodizes 
notwendig, kurzum: der koordinierte Aufbau eines europäischen 
Netzverbunds, der einer einheitlichen Energiemarktregulierung 
unterworfen ist. 
 
Heute existieren 27 mitgliedstaatliche Energiemärkte, die nur 
unzureichend miteinander verknüpft sind und sich in ihrem 
Energieträgermix und ihrer Importabhängigkeitsstruktur stark 
voneinander unterscheiden. Da jeder EU-Mitgliedstaat für seine 
Versorgungssicherheit letztlich selbst verantwortlich ist, kann es 
nicht verwundern, dass 27 differierende Marktstrukturen in 27 
energieaußenpolitische Interessenlagen münden. Das viel be-
schworene Prinzip des „Sprechens mit einer Stimme“ gegenüber 
Gaslieferländern lässt sich unter diesen Bedingungen kaum 
umsetzen. Zudem würde kein europäisches Gasimportunter-
nehmen so weit gehen, die außenwirtschaftlichen Präferenzen 
der EU über seine eigenen Geschäftsinteressen zu stellen. Ein 
einheitlicher europäischer Auftritt in den Energieaußenbezie-
hungen ist unter den derzeitigen Bedingungen illusorisch.  
 

 
 
 
 

„Nabucco nur eine Option unter vielen“ 
Während des russisch-ukrainischen Gasstreits im Januar 2009 
kam es in einigen der schlecht vernetzten Staaten Mittel- und 
Südosteuropas zu Lieferunterbrechungen, obwohl in der EU 
jederzeit ausreichende Mengen an Erdgas vorhanden waren. In 
einem funktionierenden europäischen Energiebinnenmarkt 
wären Haushalte und Unternehmen wesentlich besser gegen 
das Risiko von Lieferunterbrechungen gewappnet. Denn solange 
in dem dann wesentlich größeren Gesamtmarkt noch irgendwo 
Reservekapazitäten verfügbar wären, würden diese in Krisenfäl-
len auch geliefert werden – wenn denn der Preis stimmt. Nord-
afrikanisches Gas könnte ungehindert nach Osteuropa fließen, 
norwegisches nach Griechenland, russisches nach Spanien. 
Würde man den Binnenmarkt zudem noch um ein gemeinschaft-
liches System der Gaskrisenvorsorge ergänzen, das den Mit-
gliedstaaten eine Mindestreservehaltung sowie eine gegenseiti-
ge Unterstützung im Krisenfall vorschreibt, wäre es 
ausgeschlossen, dass Gasproduzenten versuchen, einzelne EU-
Mitglieder durch Lieferstopps unter Druck setzen. 
 
Zwar können neue Importpipelines wie „Nabucco“ oder „South 
Stream“ wichtige Mosaiksteine für die zukünftige Versorgungssi-
cherheit der EU sein. Aber im Rahmen eines pragmatischen 
Risikomanagements sind es lediglich zwei Optionen unter vielen. 
Wie ernst es den Europäern mit einer gemeinsamen Versor-
gungssicherheitspolitik tatsächlich ist, wird sich nicht daran 
erweisen, mit welcher Haltung sie energieaußenpolitisch gegen-
über Russland oder den Lieferländern des Kaspischen Raums 
auftreten. Den Beweis muss die EU im Rahmen ihrer eigenen 
Rechtssetzungskompetenz erbringen – in vergleichsweise un-
spektakulären Politikfeldern wie Infrastrukturausbau, Energie-
marktregulierung und Krisenvorsorge. 
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Jan S. Voßwinkel und Dr. Götz Reichert sind wissenschaftli-
che Referenten am Centrum für Europäische Politik (CEP) in 
Freiburg. Das CEP ist der europapolitische Think-Tank der 
Stiftung Ordnungspolitik. Es versteht sich als ein Kompe-
tenzzentrum zur Recherche, Analyse und Bewertung von 
EU-Politik. Die Analysen des CEP beruhen auf den Grundsät-
zen einer freiheitlichen und marktwirtschaftlichen Ordnung. 
Weitere Informationen: www.cep.eu  

 

Ineffizienz in der  
Effizienzpolitik  

 
Innerhalb des EU-Emissionshandelssystems (ETS) 
erzielen Vorgaben für die Energieeffizienz keinen 
Effekt für den Klimaschutz - im Gegenteil. 
 
Von Jan S. Voßwinkel und Götz Reichert. Centrum für Europäi-
sche Politik (CEP). 
 
Das Ziel einer gesteigerten Energieeffizienz wird ein zentrales 
Thema der europäischen Energiepolitik der kommenden Jahre 
sein. Seit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon verfolgt 
die Europäische Union gemäß Artikel 194 Abs. 1 lit. c AEUV 
ausdrücklich das Ziel, die Energieeffizienz zu fördern. 
 
Energiekommissar Günther Oettinger äußerte während seiner 
Anhörung vor dem Europäischen Parlament am 14. Januar 2010 
seine Bereitschaft, im Jahr 2012 mit dem Europäischen Parla-
ment zu überprüfen, ob das bislang unverbindliche Ziel der 
Steigerung der Energieeffizienz in der EU um 20 Prozent bis 2020 
erreicht werden könne, um dann gegebenenfalls „die rechtliche 
Verbindlichkeit anzugehen, wenn (…) nicht genügend geschehen 
ist (…).“ 
 
Vor diesem Hintergrund stellt sich aus ökonomischer Sicht die 
Frage, wie diese Zielsetzung der EU-Energiepolitik zu beurteilen 
ist und wie sie mit Inhalt gefüllt werden sollte. Hierzu ist zu-
nächst der Begriff der „Energieeffizienz“ klären. Technisch be-
zeichnet Energieeffizienz das Verhältnis von nutzbarem Energie-
output zum Energieinput. Indem Energieoutput- und -
inputmengen sowie sonstige eingesetzte Faktoren monetär 
bewertet werden, wird Energieeffizienz ein ökonomisches Krite-
rium. Nicht jede technische Effizienzsteigerung ist auch eine 
ökonomische. Einige technische Effizienzsteigerungen sind öko-
nomisch schlicht „zu teuer“.  
 

Zielgenaues Instrument: ETS  
Aus ökonomischer Perspektive ist eine erhöhte Energieeffizienz 
kein eigenständiges Ziel, sondern bestenfalls Mittel zum Zweck. 
Eine erhöhte Energieeffizienz kann anderen Zielen wie bei-
spielsweise einem geringeren Energieverbrauch dienen, der 
wiederum die Versorgungssicherheit stärkt und weniger klima-
schädliche Energieerzeugung erfordert.  
 
Hohe Energieversorgungssicherheit und Klimaschutz sind un-
strittige Ziele der Energiepolitik der EU. Fraglich ist jedoch, ob 
die neue Kommission den Weg weiterverfolgen sollte, Energieef-
fizienz – entweder als eigenständiges Ziel oder als Mittel zur 
Erreichung andere Zwecke – politisch vorzugeben. So will die EU 
insbesondere zum Schutz des Klimas beispielsweise im Rahmen 
der Ökodesign-Richtlinie präzise Anforderungen an die Gestal-
tung und den Produktionsprozess von energieverbrauchsrele-
vanten Produkten stellen und im Rahmen der Richtlinie über die 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden Mindestanforderungen 
bezüglich des Energieverbrauchs festlegen.  
 
Dabei steht der Politik bereits ein großer Werkzeugkasten zur 
Verfügung, um klimapolitische Ziele zu erreichen: Das EU-
Emissionshandelssystem (EU-ETS) ist ein zielgenaues Instrument 
zur Reduktion klimaschädlicher Gase. Hier wird für die betroffe-
nen Industrien eine EU-weite Obergrenze der zulässigen Treib-
hausgasemissionen festgelegt. Innerhalb dieser Obergrenze 
können Unternehmen untereinander Emissionsrechte handeln.   

Das EU-ETS sollte auf noch nicht erfasste Bereiche der Volkswirt-
schaft ausgedehnt werden. Eine Besteuerung von Energie, die 
möglichst mit dem System des EU-ETS abgestimmt ist, kann eine 
Option für jene Bereiche sein, die durch das EU-ETS nicht abge-
deckt werden. Entlang der Wertschöpfungskette können dann 
Industrie, Dienstleister und Verbraucher entscheiden, wie sie auf 
die so erzeugten Preissignale reagieren. Hierfür müssen aber 
keine Energieeffizienzziele durch die Politik definiert werden. Es 
genügt die Kontrolle der klimapolitischen Ziele in Form von 
reduzierten Treibhausgasen.  
 

Kostenverschiebung statt Klimaschutz 
Dabei ist zu beachten, dass in den Bereichen, die dem EU-ETS 
unterliegen, eine erhöhte Energieeffizienz ja nicht zu insgesamt 
verringerten Treibhausgasen führt. Innerhalb der Obergrenze 
des EU-ETS werden die Treibhausgasemissionen innerhalb der 
EU nur verlagert. Eingesparte Treibhausgase führen zu unge-
nutzten Emissionsrechten, die dann an anderer Stelle eingesetzt 
werden. Hier wird mit regulatorisch induzierten Effizienzsteige-
rungen gar kein Effekt für den Klimaschutz erreicht. Stattdessen 
werden Klimaschutzkosten zwischen verschiedenen Bereichen 
der Volkswirtschaft verschoben. Da das EU-ETS grundsätzlich zu 
den kostengünstigsten Emissionseinsparungen führt, werden 
durch die künstliche Verlagerung von Emissionen die Klima-
schutzkosten insgesamt sogar erhöht. Es ergibt sich daher eine 
Ineffizienz der Effizienzpolitik. 
 
Dem gelegentlich zu hörenden Argument, eine erhöhte Energie-
effizienz steigere auch die Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Volkswirtschaften, kann nicht gefolgt werden. Die Wett-
bewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft hängt von einem Bündel 
an Rahmenbedingungen ab, nicht aber davon, dass einzelne 
Bereiche durch politische Maßnahmen zu Höchstleistungen 
getrimmt werden. Dessen unbeschadet ist aber zu erwarten, 
dass Unternehmen in der EU ein erhebliches eigenes Interesse 
an einer erhöhten Energieeffizienz haben werden, um langfristi-
gen Trends der Ressourcenknappheit zu begegnen und unab-
hängiger von kurzfristigen Lieferstörungen zu werden.  
 
Hier hineinzuregieren, führt nur zu weiteren Ineffizienzen durch 
die Energieeffizienzpolitik. 
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Dilemma der 
E-Mobility  
 
Elektroautos sollen Europas Autoindustrie aus der 
Krise führen. Während die EU-Kommission neue 
Strategien zur Markteinführung vorbereitet, ste-
cken die Hersteller in einem Dilemma. Die EU-
Vorgaben greifen zu kurz und zwingen die Anbieter 
zu einer "konservativen Haltung" gegenüber Inno-
vationen. 
 
Von Georg Erdmann. Institut Energiesysteme der TU Berlin. 
 
Die politische Diskussion um die Elektromobilitiät steckt in ei-
nem Dilemma. Angesichts des derzeitigen Stands wesentlicher 
technischer Komponenten (Akkumulatoren, Brennstoffzellen) 
wird diese Form des Fahrzeugantriebs bis zum Jahr 2020 kaum 
einen signifikanten Beitrag zum Klimaschutz leisten, selbst wenn 
man von einer CO2-armen Elektrizitätserzeugung ausgeht, wie 
dies in einigen EU-Ländern wie beispielsweise Frankreich und 
Schweden der Fall ist. 
 

 
 
Dies hat zur Folge, dass die Fahrzeughersteller ihre Bemühungen 
zur Reduktion der CO2-Emissionen ihrer Fahrzeuge auf 130 g 
CO2 pro km zwangsläufig auf konventionelle Technologien aus-
richten müssen. Man kann dies auch so formulieren: Die von der 
Politik vorgegebene Zeitachse zur Senkung der fahrzeugbeding-
ten CO2-Emissionen ist nicht mit der Zeitachse zur Technologie-
entwicklung im Bereich der Elektromobilität kompatibel.  
Anhand von Artikel 5 der im Frühjahr 2009 erlassenen EU-
Verordnung Opens external link in new window443/2009 zur 
Festlegung von CO2-Emissionsgrenzwerten von neuen Pkw lässt  

sich dies besonders deutlich machen. Dieser Artikel begünstigt 
die Hersteller von Elektro-Pkw, indem diese Fahrzeuge mit dem 
Faktor 3,5 bewertet werden, um den CO2-Flottendurchschnitt 
zu berechnen. Gerade für Premium-Hersteller wäre damit die 
Markteinführung von Elektro-Pkw sehr attraktiv, da sie dadurch 
für jedes verkaufte Elektrofahrzeug mehrere Tausend Euro an 
Strafzahlungen gemäß Artikel 9 dieser Verordnung vermeiden 
könnten. 
 

Zeitliche Abläufe schlecht berücksichtigt 
Gerade für Premium-Hersteller wäre die forcierte Entwicklung 
der Elektromobilität damit im Prinzip sehr lohnend. Doch da 
dieser Faktor gemäß Artikel 5 bereits bis zum Jahr 2016 voll-
ständig abschmelzen soll, ist der Anreiz zur Entwicklung von 
Elektrofahrzeugen praktisch aufgehoben, denn bis dahin werden 
die Hersteller kaum größere Absatzzahlen von Elektrofahrzeu-
gen erreichen können. 
 
Damit erweist sich die EU-Verordnung 443/2009 als ein Beispiel 
für meine These, dass die Politik bei ihren umweltpolitischen 
Entscheidungen die mit der Entwicklung und Markteinführung 
grundlegend neuer Technologien verbundenen zeitlichen Abläu-
fe nicht ausreichend berücksichtigt. Die Politik zwingt die Her-
steller und Entwickler dadurch in unnötiger Weise zu einer kon-
servativen Haltung gegenüber grundlegenden Innovationen. 
Nicht nur bei innovativen Fahrzeugantrieben drohen mit einer 
dergestalt kurzfristigen Klimaschutzpolitik langfristige ökologi-
sche Nachteile. 
 
 
 
 

Prof. Dr. Georg Erdmann leitet das Institut Energie-
systeme an der TU Berlin. Weitere Informationen: 
www.ensys.tu-berlin.de  
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Plädoyer  
für eine europäische 
Netzplanung  
 
Der vielbeschworene europäische Strommarkt ist 
noch lange nicht in Sicht. Hierfür notwendig wären 
eine europäische Netzplanung und ein zonales Sys-
tem des internationalen Stromhandels –  
mit zentraler Optimierung. 
 
Von Georg Zachmann. Bruegel.  
 
Der gemeinsame europäische Strommarkt ist ein Projekt, wel-
ches seit etwa 20 Jahren in Brüssel verhandelt wird. Das Haupt-
argument für die Schaffung eines integrierten Marktes ist, dass 
aufgrund von Größenvorteilen und besserer internationaler 
Koordinierung Strom kostengünstiger, umweltfreundlicher und 
sicherer zur Verfügung gestellt werden kann - dies stärkt die 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrie und erhöht den Wohlstand 
der Europäer. 
 
Zur Erreichung dieses Zieles verabschiedete die EU bisher drei 
Gesetzespakete (1996, 2003 und 2009). Diese schufen in vielen 
Mitgliedsstaaten die Voraussetzung für die Entstehung nationa-
ler Strommärkte. Die Verknüpfung dieser nationalen Märkte zu 
einem einzigen gemeinsamen europäischen Strommarkt ist auf 
Basis der gegenwärtigen europarechtlichen Bestimmungen 
allerdings nicht zu erwarten. 
 

Ungenutzte Potenziale 
Zurzeit wird üblicherweise jeder Mitgliedsstaat als eine Strom-
preiszone betrachtet. Das Hauptaugenmerk der europäischen 
Politik richtet sich dabei auf eine verbesserte Vergabe der be-
grenzten Kapazitäten grenzüberschreitender Stromleitungen, 
um die nationalen Strompreise einander anzugleichen. In die-
sem Zusammenhang soll ein multinationales Marktkopplungs-
system die Versteigerung der Kapazitäten an einzelnen Grenzen 
bis 2015 ablösen. 
 

 
 
Überschüssige Energie im nationalen Stromnetz wird in Pump-
speicherkraftwerken „geparkt“, zum Beispiel in Wendefurth im 
Harz. Alternativ könnten auch niederländische Gaskraftwerke 
herunter geregelt werden. 
 

 

 
 Der EU-Stromtransport will effizient organisiert sein.  
 
Dabei übermitteln die nationalen Netz- und Marktbetreiber 
stundenscharfe Kerndaten an eine zentrale Stelle, welche basie-
rend darauf die grenzüberschreitenden Stromflüsse optimiert. 
Dieses neue  - 2010 für die Verknüpfung von Deutschland, 
Frankreich und den Benelux-Ländern geplante - System wird zu 
einer Angleichung der Preise und einer besseren Nutzung der 
grenzüberschreitenden Leitungskapazitäten führen. Allerdings 
wird das Marktkopplungssystem allein einen Großteil der vor-
handenen Effizienzpotenziale nicht erschließen können: 
 
1. Innerstaatliche Leitungsengpässe werden gegenwärtig durch 
nationale Umverteilung der Erzeugung gelöst, auch wenn es 
kostengünstiger wäre, bestimmte leicht regelbare grenznahe 
ausländische Kraftwerke in diesen Prozess mit einzubeziehen. 
Beispielsweise könnten niederländische Gaskraftwerke herunter 
geregelt werden, um einen Ausgleich in Deutschland zu schaf-
fen.  
 
2. Im gegenwärtigen System können Strompreise nicht als Hin-
weis für kostenoptimale Standortentscheidung von Kraftwerks-
investitionen herangezogen werden, da Strom in verbrauchsfer-
nen Regionen die gleiche Vergütung erhält wie Strom der in 
industriellen Zentren hergestellt wird. Dies führt zum Überaus-
bau in verbrauchsfernen Regionen, welcher einen teuren Netz-
ausbau notwendig macht und zu höheren Leitungsverlusten 
führt. 
 
3. Im gegenwärtigen System erfolgt der Leitungsausbau durch 
die nationalen Netzbetreiber. Diese beantragen bei den nationa-
len Regulierungsbehörden, die Kosten für den Netzausbau auf 
die einheimischen Kunden umlegen zu können. Da allerdings in 
Stromnetzen jeder nationale Leitungsausbau auf das gesamte 
internationale System zurückwirkt, wird eine nationale Kosten-
Nutzen Bewertung nicht der realen Bedarfssituation gerecht. 
Europäische Netzplanung und zonales System 
 

Ende der überflüssigen Investitionen? 
Daraus lassen sich zwei Forderungen für die Schaffung eines 
integrierten Marktes ableiten, welcher in der Lage wäre, die 
hohen Effizienzpotenziale zu erschließen. Zum einen sollte eine 
gemeinsame bindende europäische Netzplanung etabliert wer-
den, bei der die national anfallenden Kosten und Nutzen der 
Leitungsbauten so umverteilt werden, dass sich alle Staaten 
gegenüber dem Status quo besser stellen. Zum anderen wäre 
die Einführung eines zonalen Systems des internationalen 
Stromhandels mit möglichst kleinen Preiszonen und zentraler 
Optimierung wünschenswert. Aufgrund der offensichtlichen 
Vorteile eines zonalen Systems mit zentraler Netzplanung und 
Steuerung ist zu erwarten, dass sich ein entsprechendes System 
langfristig etablieren wird. Je eher dies geschieht, desto weniger 
überflüssige Investitionen in langlebige Kraftwerke und Leitun-
gen werden die Konsumenten mit bezahlen müssen. 
 

 

Georg Zachmann ist Energie-Experte der Brüsseler Denkfab-
rik Bruegel. Im Rahmen von Projekten der deutschen Bera-
tungsgesellschaft Berlin Economics berät Zachmann Ent-
scheidungsträger in der Ukraine und Weißrussland in 
Energiefragen. Weitere Informationen: www.bruegel.org  
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Erneuerbares 
Europa 
 
Einspeisegesetze, intelligente Netze und Stromau-
tobahnen sind die entscheidenden Faktoren für 
Europas zügigen Umstieg auf Ökostrom.   
 
Von Stefan Schurig. World Future Council (WFC). 
 
Über die Hälfte der in Europa verbrauchten Energie stammt 
nicht aus den Europäischen Mitgliedsstaaten. Diese Abhängig-
keit wird in den kommenden Jahren weiter zunehmen und kann 
nur durch den raschen Ausbau von Erneuerbaren Energien ver-
ringert und schließlich überwunden werden. Zu diesem Zweck 
und aufgrund des dringend notwendigen Klimaschutzes und der 
Erschließung von Zukunftsmärkten hat die Europäische Kommis-
sion eine Richtlinie zum Ausbau von Erneuerbaren Energien bis 
zum Jahr 2020 verabschiedet.  
 
Die EU-Richtlinie hat gemessen an der Ausgangssituation ehrgei-
zige Ziele gesetzt: 20 Prozent des Endenergieverbrauchs aus 
erneuerbaren Energien sowie ein Mindestanteil von 10 Prozent 
Erneuerbare Energien im Verkehrssektor. Für Deutschland ist ein 
nationales Ziel von 18 Prozent am gesamten Endenergiever-
brauch vorgesehen, was im Vergleich zu dem, was hier in den 
vergangenen Jahren erreicht worden ist, viel zu vorsichtig ist.  
 

Agenda: EEG, Smart Grids, Super Grids 
Wie schnell der Ausbau der Erneuerbaren Energien im Strom-
sektor geht, hängt im Wesentlichen ab von drei Stellschrauben:  
 
1. Einspeisegesetze auf nationaler Ebene - Das richtige Förder-
system für die Stromproduktion aus Erneuerbaren Energien.  
 
Deutschland, Spanien, Portugal und viele andere Europäische 
Länder haben es vorgemacht. Sie haben ein Gesetz geschaffen, 
dass die Energiekonzerne verpflichtet, Strom aus Erneuerbaren 
Energien in das Stromnetz einzuspeisen und dem Stromprodu-
zenten einen fairen, gesetzlich geregelten Tarif per Kilowatt-
stunde zu bezahlen. Wichtig ist, dass die so genannten 
Einspeisegesetze keine Obergrenze für die absolute Menge an 
grünem Strom haben und die Laufzeit dieser Regelung für min-
destens 20 Jahre festgeschrieben wird. Andere Länder wie zum 
Beispiel England und Schweden setzen immer noch auf das so 
genannte Quotenmodell. Hierbei wird nicht die Vergütungshöhe 
sondern die absolute Menge an Strom aus Erneuerbaren Ener-
gien festgesetzt wobei der günstigste Anbieter den Zuschlag für 
die staatliche Förderung erhält. Ein Vergleich beider Systeme 
spricht eine klare Sprache: Überall dort wo es das 
Einspeisemodell gibt, haben sich die Erneuerbaren Energien 
rasant entwickelt. Länder mit einem Quotenmodell hinken der 
Entwicklung weit hinterher.  
 
2. Smart Grids – Die Anpassung der Stromnetze an einen dezen-
tralisierten Energiemarkt. 
 
Die gesamte Industrialisierung baut auf der Verbrennung von 
fossilen Brennstoffen auf. Öl, Gas und Kohle werden mit immer 
besseren Techniken abgebaut und zu den Kraftwerken transpor-
tiert und dort unter großen Verlusten verbrannt. Der produzier-
te Strom wird dann über die Stromleitungen zu den Verbrau-
chern transportiert, erneut mit Verlusten. Mit den Erneuerbaren 
Energien verhält es sich genau anders herum.  

Die Ressource muss nicht zum Kraftwerk transportiert werden 
sondern das Kraftwerk zur Ressource. Windräder müssen dort 
stehen, wo am meisten Wind weht, Solarkraftwerke dort, wo die 
Sonne am meisten scheint.  
 
Auf diese ‚Richtungsänderung’ ist das europäische Stromnetz 
nicht eingestellt. Es hat weder die Aufnahmekapazität, noch die 
Möglichkeit, Produktion und Bedarf intelligent zu steuern. Die 
Idee des so genannten Smart Grids ist zwar noch am Anfang, 
wird aber künftig eine sehr wichtige Rolle im Energiemarkt spie-
len: Computer verteilen in Smart Grids den Strom aus Erneuer-
baren Energien und Kleinkraftwerken ständig neu, um eine 
gleichmäßige Versorgung zu sichern. Bei Stromüberschuss – 
wenn etwa die Sonne scheint oder starke Windverhältnisse 
herrschen– speichert das System die Energie in Akkus oder 
Pumpspeicherkraftwerken.  Darüber hinaus, im Fall einer Flaute 
oder wenig Sonnenstrom, kann Strom aus angeschlossenen 
Speichermedien wie Autobatterien, Kühlschränken oder ande-
ren Haushaltsgeräten wieder abgerufen werden, ohne deren 
Betriebsverlässlichkeit in Frage zu stellen.  
 
3. Super Grid – Einbeziehung von möglichen Großkraftwerken 
für Erneuerbare Energien. 
 
Der Bau von so genannten Stromautobahnen, oder Hochspan-
nung-Gleichstrom-Übertragungsnetzen (HGÜ) wird in Europa 
eine ebenso wachsende Bedeutung bekommen wie die Smart 
Grids. Regenerative Energiequellen haben bisher den Ruf, Strom 
zwar sauber, aber mit großen Produktionsschwankungen zu 
liefern. Das macht sie auf den ersten Blick ungeeignet, Atom- 
oder Kohlekraftwerke in der Grundlast zu ersetzen. Anders aber, 
wenn man Strom künftig ohne große Verluste quer über den 
Kontinent von Nordafrika bis Skandinavien, von Irland bis Sibiri-
en leiten kann. Mit den bisher üblichen Wechselstromleitungen 
ist das nicht möglich.  
 
In Europa wird Gleichstrom zum Energietransport bislang selten 
eingesetzt. Ein Beispiel ist das 262 Kilometer lange Baltic Cable 
quer durch die Ostsee zwischen Lübeck und Trelleborg. Es ver-
bindet das deutsche mit dem schwedischen Stromnetz. Über 
Land sind die Leitungsstrecken im kleinteiligen europäischen 
Stromnetz in der Regel zu kurz, als dass sich die teurere HGÜ 
rechnen würde. Zumindest bisher. Denn neue Technik ver-
schiebt derzeit die Maßstäbe, der Gleichstrom Ferntransport 
kann heute schon ab 150 Kilometern wirtschaftlich betrieben 
werden. HGÜ Leitungen haben auch noch einen weiteren Vor-
teil: Weil um die Gleichstromkabel keine störenden Magnetfel-
der auftreten, sind viel geringere Sicherheitsabstände etwa zu 
Siedlungsgebieten nötig.  Um diese Investitionen zu fördern 
müssen von der EU notwendige Anreize geschaffen werden.  
 
Bis Juli 2010 müssen die Mitgliedsländer der EU Nationale Akti-
onspläne für den Ausbau der erneuerbaren Energien vorlegen. 
Nationale Anreizprogramme wie Einspeisetarife und konkrete 
Schritte für ein „Multi Grid Enhancement“ sollten dabei das 
Kernstück sein.   
 
 
 
 

Stefan Schurig ist Director Climate Energy des World Future 
Council (WFC) Hamburg.  
 
Der WFC betrachtet sich als globaler Fürsprecher für die 
Interessen zukünftiger Generationen in der internationalen 
Politik. Ein Schwerpunkt sind Studien und Beratungen zum 
Klimaschutz. Erstmals kam der Rat 2007 zusammen. Aus-
gangspunkt war die Initiative des Gründers des Alternativen 
Nobelpreises, Jakob von Uexküll. Dem Rat gehören bis zu 50 
Personen aus allen Erdteilen an. Weitere Informationen: 
www.worldfuturecouncil.org  
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Dr. Holger Krawinkel ist Fachbereichsleiter Bauen, Energie, 
Umwelt des Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv). 
Auf EU-Ebene ist der vzbv im Dachverband „Europäisches 
Büro der Verbraucherorganisationen“ (Bureau Européen des 
Unions de Consommateurs / BEUC) vertreten. Weitere 
Informationen: www.vzbv.de  
 

Wettbewerb 
im Sinne 
der Verbraucher 
 
Die Entwicklung der Energiepreise zeigt: Die EU 
muss den nachhaltigen Wettbewerb auf den Ener-
giemärkten stimulieren.  Zudem sollten dezentrale 
Stromerzeugungskonzepte eine besondere Rolle 
spielen. Der Verbraucher könnte als aktiverer Part 
im Versorgungssystem profitieren.  
 
Von Holger Krawinkel. Verbraucherzentrale Bundesverband 
(vzbv).  
 
Die EU-Energiepolitik steht weiter vor großen Herausforderun-
gen. Kurzfristig muss eine funktionierende Wettbewerbsord-
nung etabliert werden, die die langfristigen Ziele einer sicheren, 
günstigen und zugleich umweltverträglichen Energieversorgung 
nicht aus den Augen verliert. Neben der Versorgungsicherheit 
müssen ambitionierte und verbindliche Einsparziele auf EU-
Ebene festgelegt werden, deren Einhaltung die weiteren Ent-
wicklungen der Energiepolitik lenken sollten.   
 
Die bisherigen Erfahrungen lassen den Schluss zu, dass wir der-
zeit in Europa von einem nachhaltigen Wettbewerb auf den 
Energiemärkten noch weit entfernt sind. Die Entwicklung der 
Energiepriese in den letzten Jahren ist dafür nur ein Indikator 
unter vielen. Um den Wettbewerb im Sinne der Verbraucher zu 
fördern, sollte der Markt daher insbesondere in folgenden Be-
reichen gefördert werden: 
 
·  Stimulierung des Wettbewerbs auf der Ebene der 

Stromerzeugung und des Gasimports 
·  Loslösung der Infrastrukturen der Strom- und Gasnetzen 

von der Erzeugungs- und Vertriebsebene  
·  Effizienter Ausbau und Bewirtschaftung der Netze 
·  Berücksichtigung der Verbraucherinteressen sowohl in 

kartellrechtlichen Missbrauchsverfahren wie bei der Re-
gulierung 

·  Aufbau schlagkräftiger Marktwächter 
·  Ausschöpfung bestehender Einsparpotenziale vor allem 

im Gebäudebestand und Verkehrssektor 
 

Ökodesign-Prozess muss weiterlaufen 
Neben der Förderung des Wettbewerbs muss mehr Transparenz 
im Markt geschaffen werden, um Verbrauchern einen Anbieter-
wechsel zu erleichtern. Dazu gehören die Abschaffung kompli-
zierter Tarifmodelle, intransparente Preisgestaltung oder miss-
verständliche Werbeangaben. Informationen müssen 
verständlich sein und auch auf der Ebene energieverbrauchen-
der Produkte zum Kauf der effizientesten Technologien anrei-
zen. In diesem Zusammenhang muss der Ökodesignprozess 
weiterlaufen und insbesondere in Hinblick auf Marktüberwa-
chungsmechanismen evaluiert werden.   
 
Der Ausbau erneuerbarer Energien muss weiter fokussiert wer-
den, sollte jedoch eine finanzielle Überförderung einzelner 
Branchen vermeiden und nationale Gegebenheiten berücksich-
tigen. Die Förderung dezentraler Stromerzeugungskonzepte 
sollte außerdem eine besondere Rolle spielen und Maßnahmen 
begünstigen, die es Verbrauchern ermöglichen von einem akti-
veren Part im Versorgungssystem zu profitieren.  
 
Europäische Politik muss in diesen Bereichen richtungsweisend 
sein und einen Vertrauensverlust der Verbraucher in das Versor-
gungssystem sowie gegenüber neuen und effizienteren Techno-
logien und erneuerbaren Energien aufhalten. 
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ERENE - Europäische 
Gemeinschaft für 
Erneuerbare  
 
Der vollständige Umstieg auf erneuerbare Energien 
kann das neue Integrationsprojekt für Europa wer-
den.  
 
Von Frederik Lottje. Heinrich Böll Stiftung. 
  
Das Wüstenstromprojekt „Desertec“ und das geplante Nordsee-
netz „North Sea Grid“ zeigen: Es entwickelt sich eine Energiepo-
litik in Europa, die sich bei der Nutzung erneuerbarer Energie-
quellen nicht mehr nur an nationalen Grenzen, sondern an den 
Möglichkeiten und Chancen transnationaler Kooperationen 
orientiert. Denn wenn Europa wirklich alle Chancen nutzen will, 
die erneuerbare Energiequellen bieten, darf die Nutzung nicht 
an nationalen Interessen scheitern. Tatsächlich könnte Europa 
bis 2050 seinen Strom komplett aus erneuerbaren Energiequel-
len generieren, wenn es sein Potenzial gemeinschaftlich nutzen 
würde. Das Projekt einer Europäischen Gemeinschaft für Erneu-
erbare Energien (ERENE) will die Kräfte und Ressourcen inner-
halb der EU bündeln und so die Erschließung und Nutzung er-
neuerbarer Energien optimieren. Notwendig wäre ein neuer 
europäischer Vertrag, der ERENE die Kompetenzen für folgende 
Aufgaben erteilen könnte: 
 
- Aufbau eines gesamteuropäischen Stromverbundnetzes 
- Gründung eines europäischen Binnenmarktes für Erneuerbare    
- Förderung der staatenübergreifenden Forschung 
- Errichtung von Demonstrationsanlagen für die Erzeugung und     
   Verteilung von Energien aus erneuerbaren Quellen 
- Kooperation mit den Ländern des Mittelmeerraumes aufgrund  
  ihres riesigen Potenzials für thermische Solarkraft 
 

 
 
Angesichts des Klimawandels und der langfristigen Folgen von 
energiepolitischen Entscheidungen muss Europa schon heute 
über das Jahr 2020 hinaus planen und den Ausstieg aus der 
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen und Atomstrom in An-
griff nehmen. Gleichzeitig könnte die Europäische Union mit der 
Gründung von ERENE ihren BürgerInnen das Signal geben, dass 
die EU auch auf drängende Herausforderungen mit Hilfe von 
zukunftsweisenden Projekten eine Antwort finden kann.  
 

 

EHI: 
Mehr Effizienz 
Mehr Erneuerbare 
 
Die energetische Modernisierung des Gebäudebe-
standes und energieeffiziente Heizungssysteme 
bieten große Chancen, CO2-Emissionen zu senken.   
 
Von Udo Wasser. Verband der Europäischen Heizungsindustrie. 
 
Die Verantwortung für die Umwelt, die effiziente Nutzung knap-
per Energieressourcen und steigende Energiepreise rücken 
energieeffiziente Systeme und die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien im Wärmemarkt zunehmend in den Mittelpunkt des öffent-
lichen Interesses.  
 

Doppelstrategie der Heizungsindustrie 
Über 35 Prozent des Endenergieverbrauchs in Europa entfallen 
auf den Gebäudebestand. Etwa 85 Prozent davon dienen der 
Deckung des Heizwärmebedarfs von Gebäuden und der Trink-
wassererwärmung. Das entspricht etwa einem Drittel des ge-
samten Endenergieverbrauchs in Europa. Über die energetische 
Modernisierung des Gebäudebestandes mit energieeffizienten 
Heizungssystemen in Verbindung mit erneuerbaren Energien 
können sehr hohe Energieeinspar- und CO2-
Minderungspotenziale erschlossen werden. Die Heizungsindust-
rie vertritt hier eine Doppelstrategie: 
 
1. Die Erhöhung der Effizienz der Bestandsanlagen in Gebäu-

den kann Energieeinsparungen von 30 Prozent und mehr 
realisieren. Dazu wäre es allerdings nötig, die Modernisie-
rungsquoten zu verdoppeln. 

2. Parallel hierzu sollte der Einsatz erneuerbarer Energien 
erheblich verstärkt werden, inklusive der Erhöhung des An-
teils biogener Brennstoffe. Das Tempo der thermischen 
Modernisierung der Gebäudehülle müsste ebenfalls erhöht 
werden. 

 
Zudem sollte verstärkt das Instrument des Europäischen Bin-
nenmarktes eingesetzt werden, um Kostenvorteile europaweiter 
Lösungen zu heben. Für weiterführende Informationen und eine 
erste Kontaktaufnahme steht die EHI Geschäftsstelle gerne zur 
Verfügung. 
                                                                                                        

 

Eigendarstelllung 
Udo Wasser ist Generalsekretär des Verbandes der Europä-
ischen Heizungsindustrie (EHI). EHI vertritt die gemeinsa-
men Interessen von 30 Marktführern, die moderne Hei-
zungsanlagen, wie Öl- Gas- und Biomassekessel, Brenner, 
alle Arten von Wärmepumpen, Mikro-KWK, Solaranlagen 
sowie Steuerungen und Radiatoren herstellen. Sie erarbei-
ten einen Umsatz von über 20 Milliarden Euro und beschäf-
tigen rund 140.000 Mitarbeiter. Sie repräsentieren mehr als 
90 Prozent des Europäischen Marktes. Aufgrund der hohen 
Aufwendungen für F&E nehmen die EHI-Mitglieds-
unternehmen auf den internationalen Märkten eine Spit-
zenposition ein und sind technologisch führend. Zusätzlich 
sind 13 nationale Verbände Mitglied des EHI, in Deutsch-
land werden die Unternehmen durch das Mitglied BDH, den 
Bundesindustrieverband Deutschland, Haus-, Energie- und 
Umwelttechnik e.V. vertreten. Weitere Informationen: 
www.ehi.eu  

Frederik Lottje ist Projektmanager von ERENE. Die Initiative 
geht auf eine Machbarkeitsstudie zur europäischen Energie- 
und Klimapolitik (2008) zurück,  verfasst von der ehemali-
gen EU-Kommissarin Michaele Schreyer und dem Energie-
experten Lutz Mez (Freie Universität Berlin). ERENE ist ein 
Projekt der Heinrich-Böll-Stiftung. Weitere Informationen: 
www.erene.org .  
Kontakt: Frederik Lottje, Heinrich Böll Stiftung, 
lottje@boell.de , Tel.: 030 285 34 – 389. 
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Steinkohleverband: 
Heimische Energie 
berücksichtigen  
 
Hohe EU-Umweltstandards bei der Energieversor-
gung dürfen nicht einseitig zu Lasten der europäi-
schen Industrie gehen. Die forcierte Förderung von 
Clean Coal- und CCS-Technologien benötigt politi-
sche Unterstützung.  
 
VonFranz-Josef Wodopia. Gesamtverband Steinkohle e. V.. 
 
Um Europas Energieversorgung zukunftsfähig zu gestalten und 
die Energieeffizienz zu steigern, müssen innerhalb der EU ent-
sprechende Rahmenbedingungen geschaffen werden. Die we-
sentlichen Anforderungen gibt dabei das Energiekapitel des 
Vertrags von Lissabon vor: Sicherstellung des Funktionierens des 
Energiemarktes, Gewährleistung der Energieversorgungssicher-
heit, (generelle und damit technologieoffene) Förderung der 
Energieeffizienz und von Energieeinsparungen, Entwicklung 
neuer und erneuerbarer Energiequellen sowie Förderung der 
Interkonnektion (Kopplung) der Energienetze. Im Rahmen der 
Subsidiarität und dem Einvernehmen über Förderziele für die 
regenerativen Energien bis 2020 muss jeder Mitgliedstaat über 
seinen Energiemix frei entscheiden können. Dazu zählt auch die 
Möglichkeit, heimische Energieträger einzusetzen.  
 

Wettbewerb ist kein Selbstzweck 
Grundsätzlich muss eine Balance zwischen den drei zentralen 
energiepolitischen Zielen Versorgungssicherheit, Umweltver-
träglichkeit und Wirtschaftlichkeit gewahrt sowie der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit beachtet werden.  
 
Die hohen EU-Standards im Bereich des Umweltschutzes bei der 
Energieversorgung dürfen nicht einseitig zu Lasten der europäi-
schen Industrie gehen, da dies bereits innerhalb kurzer Zeit 
negative Auswirkungen auf deren Wettbewerbsfähigkeit hätte 
und zu Abwanderung führen könnte. So werden Emissionen nur 
in andere Länder verlagert, häufig sogar in Länder mit niedriger 
Energieeffizienz. Klimavorsorge ist eine globale Aufgabe, zu der 
die EU mit ihrem Ziel, bis zum Jahr 2020 die CO2-Emissionen 
sowie den Energieverbrauch um jeweils 20 Prozent zu verringern 
und den Anteil der erneuerbaren Energien auf 20 Prozent zu 
steigern, einen wichtigen Beitrag, aber eben nur einen Teilbei-
trag leisten kann. 
 
Wettbewerb ist für effiziente Marktergebnisse notwendig, aber 
kein Selbstzweck und stößt gerade im Energiesektor in einigen 
Bereichen an immanente ökonomische Grenzen wie natürliche 
Monopole etwa im Netzbereich oder die optimale Versorgung 
mit öffentlichen Gütern wie im Bereich der Daseinsvorsorge.  
 
Die Herausforderungen der Versorgungssicherheit sind in der EU 
in Anbetracht der zunehmenden Abhängigkeit von Importen aus 
Drittländern in den letzten Jahren unterschätzt worden und 
bedürfen nun größerer strategischer Aufmerksamkeit und 
besserer Prävention. 
 

 
 

Kohle verantwortungsvoll nutzen 
Bei Förderungsmaßnahmen im Energie-Sektor sollte die EU-
Kommission auf Ausgewogenheit achten. So benötigt insbeson-
dere die zielgerichtete Forschung bei Exploration und Gewin-
nung ebenso wie die forcierte Förderung von Clean Coal- und 
CCS-Technologien politische Unterstützung. Die im Rahmen des 
zweiten „Strategic Energy Review“ (SER II) genannten Schwer-
punktthemen, die vom Europäischen Frühjahrsgipfel 2009 er-
neut bekräftigt wurden (Infrastrukturbedarf und Diversifizierung 
der Energieversorgung, Außenbeziehungen im Energiebereich, 
Öl- und Gasvorräte und Krisenreaktionsmechanismen, Energieef-
fizienz, optimale Nutzung eigener Energieressourcen der EU) 
sollten durch geeignete EU-Aktionspläne für Energieversor-
gungssicherheit und -solidarität unterstützt und in die Praxis 
umgesetzt werden. Vordringlich für den europäischen Steinkoh-
lenbergbau ist eine neue Beihilfenverordnung ab 2011, da die 
derzeit gültige Beihilferegelung ausläuft. 
 

 
Betrachtet man die voraussichtliche Entwicklung des europäi-
schen Energiemix bis zur Mitte des Jahrhunderts, so ist zu erwar-
ten, dass der Ausbau der regenerativen Energien sowie die 
Entwicklung und Einführung neuer sauberer und effizienterer 
Nutzungstechnologien für fossile Energieträger anhalten wird. 
Darüber hinaus wird die Kernenergie in einigen Mitgliedsstaaten 
der EU auch weiterhin eine Rolle spielen.  
 
Heimische Energien, insbesondere die Kohle, sollten im Ener-
giemix im Interesse von Versorgungssicherheit, Wertschöpfung, 
Technologieentwicklung, Arbeitsplätzen und sozialem Zusam-
menhalt verantwortungsvoll genutzt werden, damit alle verfüg-
baren Optionen weiter Berücksichtigung finden. 
 
 
 
 

Franz-Josef Wodopia ist geschäftsführendes Vorstandsmit-
glied und Hauptgeschäftsführer des Gesamtverbands Stein-
kohle e. V., Herne, Deutschland. Weitere Informationen: 
www.gvst.de  

 

33 

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                  

                                                                                       Standpunkt  



Frauke Thies ist EU Energy Policy Adviser bei der  
Greenpeace European Unit. Weitere Informationen: 
www.greenpeace.org  

Wanted: 
Fokus der  
EU-Energiepolitik  
 
Anstatt einen „Alles-Ansatz“ in der Energiepolitik zu 
verfolgen, sollte die EU eine 2050-Vision entwi-
ckeln. Subventionen für Kohle und Atom-
Technologien sind einzustellen. 
 
Von Frauke Thies. Greenpeace.  
 
In der EU-politischen Diskussion ist es keine Frage mehr, dass 
Europas Energieversorgung in den nächsten 40 Jahren weitge-
hend emissionsfrei werden muss. Der Europäische Rat hat sich 
im Oktober 2009 eine 80-95-prozentige Reduktion der europäi-
schen Treibhausgasemissionen bis 2050 zum Ziel gesetzt und 
EU-Kommissionspräsident Barroso hat die vollständige 
“Dekarbonisierung” des Stromsektors zur Priorität für die neue 
Kommission erklärt. Weniger Klarheit besteht allerdings darü-
ber, wie diese Vision erreicht werden soll.  
 

Gegenwärtiger „Alles-Ansatz“ 
Gegenwärtig ist in der europäischen Energiepolitik anstelle einer 
Strategie eher ein „Alles-Ansatz“ zu erkennen: Politische Maß-
nahmen wie der Europäische Strategieplan für Energietechnolo-
gie fördern im Stromsektor sowohl erneuerbare Energien und 
Energieeinsparungen, als auch die Fortschreibung der bestehen-
de Kraftwerkstruktur mit Atomkraft und Kohlekraftwerken, 
deren Emissionen in Zukunft einmal durch Kohlenstoffspeiche-
rung aus der Atomsphäre gehalten werden sollen.  Dieser Ansatz 
ist jedoch aus vielen Gesichtspunkten unstrategisch. 

 
Dies ist zunächst der Fall, weil Atomkraft und Kohlenstoffspei-
cherung selbst mit Problemen behaftet sind. Die Technologie zur 
Kohlenstoffabspaltung und -speicherung ist nicht großtechnisch 
erprobt, und es ist zweifelhaft, ob sie jemals in einem größeren 
Rahmen verfügbar sein wird. In jedem Fall aber wird sie immer 
mit Effizienzeinbußen verbunden sein und könnte die Kraft-
werkskosten verdoppeln.  Gleichzeitig belegen unzählige Störfäl-
le die Unsicherheit der Atomkraft, eine Lösung für die hochradi-
oaktiven Abfälle ist nicht in Sicht, und Kernenergie ist trotz 
jahrzehntelanger Subventionen unwirtschaftlich.   
 

Dagegen sind erneuerbare Energien und Effizienzmaßnahmen 
sicher und sauber. Die Investitionskosten sind in der Anfangs-
phase auch für erneuerbare Energien höher als für konventionel-
le fossile Stromerzeugung. Diese Investitionen zahlen sich jedoch 
nicht nur durch die Unabhängigkeit von Brennstoffkosten, son-
dern auch durch regionale Wirtschaftsentwicklung und die 
Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze für Europa aus.   
 
Auch aus technischer Perspektive ist der „Alles-Ansatz“ nicht 
sinnvoll. Erneuerbare Energien und eine effiziente Energienut-
zung bedeuten eine moderne Struktur des Stromsektors, die 
Schwankungen von Stromversorgung und –verbrauch flexibel 
und zuverlässig managt. In einem erneuerbaren Strom-Mix 
können intelligente Netztechnologie, überregionaler Versor-
gungsausgleich, die Anpassung der Stromnachfrage von indust-
riellen Prozessen und Haushaltsgeräten und der Einsatz flexibler 
Stromproduktion aus Pumpwasserkraft, Gas oder Biogas auch 
bei schwachen Wind- oder Sonnenverhältnissen die Versor-
gungssicherheit in Europa gewährleisten.   
 

Eine strategische Energie-Vision  
Atom- und Kohlekraftwerke sind zentralisiert und weitgehend 
unflexibel. Sie sind darauf ausgerichtet, möglichst durchgehend 
Strom zu liefern, und können ihre Produktion nur begrenzt oder 
unter hohen Kosten auf die Verfügbarkeit anderer Stromproduk-
tions- oder Nachfragemuster abstimmen. Die Nutzung dieser 
Kraftwerke ist deshalb mit einem wachsenden Anteil erneuerba-
rer Energien nicht sinnvoll vereinbar.   
 
Darüber hinaus zeigt die reale Marktentwicklung schon heute 
einen klaren Trend: Während die Kapazität von Kohle- und 
Atomkraftwerken in den letzten 10 Jahren deutlich abgenom-
men hat, ist die installierte Kapazität der erneuerbaren Energien 
in Europa konsistent gewachsen. Insbesondere Windenergie und 
Photovoltaik machen zusammen mit Gaskraftwerken den größ-
ten Anteil neuer Kraftwerkskapazität aus.   
 
Um diesen Markttrend zu beschleunigen, sollte Europa sich mit 
der Entwicklung einer 2050-Vision für den Energiesektor einen 
strategischen Fokus für eine vollständig erneuerbare Energiever-
sorgung setzen. 
 
Europäische Entscheidungsträger können solch eine vollständig 
erneuerbare Energieversorgung einleiten, indem sie heute - im 
Zuge des angekündigten Energie-Infrastrukturpaketes - die 
Rahmenbedingungen und Anreize für Investitionen in intelligen-
te Stromnetze, Nachfragemanagement, Energieeffizienz und die 
gezielte Nutzung von Speichertechnologien und die Förderung 
erneuerbarer Energietechnologien setzen. Schließlich sollten 
europäische Regierungen, die Europäische Kommission und das 
Europäische Parlament alle Subventionen für Kohle und Atom-
Technologien einstellen, die dem Fokus für eine erneuerbare 
Energieversorgung im Weg stehen. 
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Grid Integration of 
Renewable Energies 
 
The Renewables-Grid-Initiative (RGI) provides the 
necessary platform for relevant stakeholders to 
enable 100% grid integration of renewable energy. 
The initiative was launched by two NGOs and two 
TSOs (transmission system operators). 
 
The share of renewable energy in the European power system is 
expected to increase significantly in the coming years. Driven by 
energy and climate security concerns, this share could become 
dominant. A decarbonized power sector is a precondition for 
meeting the mitigation targets set by the European Commission 
to reduce emissions by at least 80% until 2050. 
 
The question is no longer, whether this type of increase in re-
newable energy is technically feasible; but instead: what are the 
necessary steps to realize it. An upgrade and expansion of the 
electricity grid is urgently needed. Additional transmission ca-
pacity will enable the integration of the fast growing decentra-
lised and large-scale renewable energies into the European 
power system. New strategic interconnections are required for 
transmitting renewable electricity from stranded generation 
sites to centres of consumption and storage sites. The grid is the 
essential link between electricity generation and the societal 
need to have reliable and sustained access to electricity. It is 
crucial to make better use of the existing grid and enable the 
development of this key infrastructure to meet evolving energy 
and environmental needs. Smart grid development is an essen-
tial precondition for substantive renewable energy integration 
and it enables consumers to become part of the energy trans-
formation.  
 
In times of economic distress and mounting pressure to address 
the widespread environmental, economic, and geopolitical 
consequences of our excessive reliance on fossil fuels, the case 
has never been stronger for sustainable investments in renewa-
ble energy generation and into the transmission grid. 
 
 
 
 

 
 
Bringing this transformation to the power sector will require 
strong coalitions across different sectors in society. The business 
sector, government, industry associations and NGOs all have the 
responsibility to promote acceptance of the necessary develop-
ments. A long-term, supportive political and harmonised regula-
tory framework is needed to guarantee that effective and neces-
sary investments in transmission systems can actually be made. 
The Renewables-Grid-Initiative advocates national and EU au-
thorities to achieve efficient, sustainable, clean and socially, 
accepted development of the European network infrastructure 
for both decentralised and large-scale renewable energies. 
 

 
 
The Renewables-Grid-Initiative provides the necessary platform 
for relevant stakeholders to enable 100% grid integration of 
renewable energy. The initiative was officially launched on 3 July 
2009 by two NGOs (non-governmental organizations) and two 
TSOs (transmission system operators): WWF, Germanwatch, 
TenneT and 50 Hertz. As of today, four additional partners have 
joined: Elia, National Grid, RTE and Swissgrid. 
 
 
 
 
 

3 July 2009: The Renewables-Grid-Initiative (RGI) has just 
started with signing the memorandum of understanding. 
 
From left to right: Michael Hogan, European Climate Foun-
dation; Wolfgang Neldner, 50 Hertz Transmission (formerly 
named Vattenfall Europe Transmission); Stephan Singer, 
WWF International; Christoph Bals, Germanwatch; Antonel-
la Battaglini, Potsdam Institute for Climate Impact Research; 
Guido Axmann, THEMA1; Han van Asten, TenneT. 

The signed memorandum of understanding and the com-
plete list of RGI partners is available at: 
 www.renewables-grid.eu . 
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RWE unterstützt  
das „Energiedreieck“  
 
Energie muss überall in Europa zuverlässig und 
umweltfreundlich sowie zu wettbewerbsfähigen 
Preisen bereit gestellt werden. Pflichten und Lasten 
sind ausgewogen zu verteilen. Auch die neue EU-
Kommission trägt bei der Verwirklichung dieser 
drei energiepolitischen Ziele große Verantwortung. 
 

Ziel Versorgungssicherheit 
Wettbewerbsfähige heimische Energieträger müssen gestärkt 
werden. Erforderlich ist ein breiter Energiemix, der die Versor-
gung sichert. Für Importenergien wie Gas braucht Europa zusätz-
liche Lieferquellen und Versorgungswege. Dabei sollte die EU 
helfen. Für Investitionen in Kraftwerke und moderne Netze, die 
die zunehmende Einspeisung aus der volatilen Windkraft auf-
nehmen können, brauchen die europäischen Energieversorger 
geeignete politische Rahmenbedingungen. 
 

 
 
 

 
Ziel Wettbewerbsfähigkeit 
Das 3. Binnenmarktpaket muss vollständig, zügig und in allen 
Mitgliedstaaten umgesetzt werden, um faire Bedingungen für 
alle Marktteilnehmer zu schaffen. So kann europaweit für funk-
tionierenden Wettbewerb gesorgt und damit die Voraussetzung 
für bezahlbare Preise geschaffen werden. Es darf keine zusätzli-
chen Regulierungspakete geben, deren Annahme und Umset-
zung viele Jahre in Anspruch nehmen würde.   
 

 
 

 Vortrocknung der Kohle am Kraftwerk Niederaussem:  
 RWE forscht für Effizienz in der Stromerzeugung. 

 

 
 

Ziel Umweltschutz 
Das Klima muss weltweit geschützt werden. Klimaschutzpolitik 
kann sich nicht nach nationalen Grenzen richten, sondern bedarf 
einer gemeinsamen globalen Anstrengung. Darum muss die EU 
international weiter darauf drängen, dass sich alle wichtigen 
Länder zu deutlichen Emissionsbegrenzungen verpflichten. RWE 
betreibt schon heute 120 internationale Klimaschutzprojekte, 
die im Kyoto-Protokoll geregelt sind (JI/CDM). Diese sollten 
ausgebaut und nicht beschnitten werden. 
 
 
 
 
 
 

Eigendarstellung 
RWE zählt zu den fünf führenden Strom- und Gasversorgern 
in Europa. Der Konzern ist in der Stromerzeugung, dem 
Energiehandel sowie dem Transport und dem Vertrieb von 
Strom und Gas tätig. Über 70.000 Mitarbeiter versorgen 
mehr als 16 Millionen Kunden mit Strom und rund 8 Millio-
nen Kunden mit Gas. Im Geschäftsjahr 2009 erwirtschaftete 
RWE einen Umsatz von rund 48 Mrd. Euro. 
 
RWE ist der führende Stromerzeuger in Deutschland, die Nr. 
2 in den Niederlanden und die Nr. 3 in Großbritannien. Die 
Position in Zentral- und Südosteuropa wird kontinuierlich 
ausgebaut. Mit RWE Dea ist der Konzern in Europa und 
Nordafrika erfolgreich im Upstream-Geschäft mit Öl und Gas 
engagiert. RWE Supply & Trading ist einer der größten 
Energiehändler Europas. 
 
RWE investiert mit Rekordtempo. Zum Aufbau neuer klima-
schonender und flexibler Erzeugungskapazitäten sind pro 
Jahr 7 Mrd. Euro Investitionen in Kraftwerke, Netze und 
Tagebaue geplant, davon mehr als 1 Mrd. Euro in erneuer-
bare Energien, hauptsächlich in Windkraft und Biomasse. 
 
Im Strom- und Gasvertrieb sowie im Effizienzbereich stellt 
sich RWE mit neuen Produkten für Haushalte, Gewerbe und 
Industrie auf veränderte Kundenbedürfnisse ein.  
Klimaschutz und Energieeffizienz werden dabei immer wich-
tiger. Ein Schwerpunkt bildet hier die Elektro-Mobilität. 
Weitere Informationen: www.rwe.com  
 

Strom aus Windkraft: 1 Mrd. Euro investiert RWE pro Jahr in 
den Ausbau der Erneuerbaren.  
 

 Die RWE AG-Zentrale in Essen 
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BEE: 100 Prozent 
erneuerbar bis 2050  
 
Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU muss 
erfolgreich umgesetzt werden. Zugleich sollte die 
Kommission daran arbeiten, bis 2050 drei Sektoren 
auf Erneuerbare umzustellen: Strom, Wärme und 
Mobilität.   
 
Von Rainer Hinrichs-Rahlwes. Bundesverband Erneuerbare Ener-
gie e.V. (BEE)  
 
Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU mit dem Ziel, den 
Anteil regenerativer Energien am europäischen Gesamtenergie-
verbrauch bis zum Jahr 2020 auf mindestens 20 Prozent zu 
steigern, hat einen stabilen Rahmen für den weiteren Ausbau 
der Erneuerbaren in der EU geschaffen. Die europäischen Ver-
bände der Erneuerbaren Energien haben das verbindliche Ziel 
als wichtigen Schritt gefeiert. Aber sie haben stets betont, dass 
diese 20 Prozent nur ein Anfang sind. Nicht nur der Bundesver-
band Erneuerbare Energie (BEE) hat wiederholt aufgezeigt, dass 
das Ziel gemessen an den bestehenden Möglichkeiten wenig 
ambitioniert ist. Es ist deshalb wichtig zu unterstreichen, dass 
die 20 Prozent für Europa und die daraus abgeleiteten verbindli-
chen nationalen Ziele nur Mindestziele darstellen.  
 
Der BEE hat in seinem energiepolitischen Gesamtkonzept und in 
einer nationalen Roadmap Rahmenbedingungen sowie konkrete 
politische Maßnahmen erarbeitet, mit denen das verbindliche 
Ziel der EU für Deutschland nicht nur erreicht, sondern deutlich 
übertroffen werden kann. Die Roadmap wurde im Rahmen des 
EU-Projektes „REPAP 2020“ entwickelt, in dem Europäische 
Verbände der Erneuerbaren die Mitgliedstaaten bei der Erstel-
lung ihrer Ausbaupläne begleiten, unterstützen und antreiben 
wollen, um so den Weg zu einer nachhaltigen Energiepolitik der 
EU zu beschleunigen.  
 

100 Prozent Ökostrom in 2030 
Nach Berechnungen des BEE sieht die Branche für 2020 statt der 
verbindlichen 18 Prozent bereits einen Anteil Erneuerbarer 
Energie am gesamten Endenergieverbrauch in Deutschland von 
über 28 Prozent. Dadurch würden jährlich rund 290 Millionen 
Tonnen CO2 eingespart sowie knapp 50 Mrd. Euro Brennstoff-
kosten vermieden. Voraussetzung für das Erreichen dieser Wer-
te sind stabile politische Rahmenbedingungen – in Deutschland 
und der EU.  
 
 

Konkret sieht der BEE für die drei Sektoren – Strom, Wärme und 
Mobilität – folgende zentrale Bestandteile des weiteren Ausbaus 
der Erneuerbaren: Erstens müssen die Förderbedingungen im 
Stromsektor erhalten werden. Ein Nachsteuern ist hier nur in 
einzelnen Punkten notwendig. Im Wärmesektor bedarf es dage-
gen erheblicher zusätzlicher Anstrengungen. Dazu gehören 
höhere Energiestandards für Altbauten und eine bessere und 
haushaltsunabhängige finanzielle Ausstattung des Markt-
anreizprogramms. Der Verkehrssektor erfordert einen Neustart 
in der Biokraftstoffpolitik für Reinkraftstoffe sowie den gezielten 
Ausbau der Erneuerbaren Elektromobilität.  
 
Das BEE-Szenario zeichnet einen anspruchsvollen und zugleich 
realistischen Weg für den Ausbau der Erneuerbaren Energien in 
Deutschland. Gemeinsam mit den Vorschlägen der anderen 
europäischen Verbände dient es als Wegweiser für die zukünfti-
ge Energieversorgung der EU. Klimaschutz ist dabei als Chance 
zu begreifen, denn die Mitgliedstaaten können aus dem Einsatz 
neuer Technologien und regenerativen Energien einen hohen 
ökonomischen und ökologischen Nutzen ziehen. Daher erwartet 
der Verband trotz der Enttäuschung über den Ausgang der Kli-
makonferenz von Kopenhagen eine deutliche Positionierung der 
neuen EU-Kommission für die Abkehr von fossilen Brennstoffen 
und für den zügigen Ausbau der Erneuerbaren Energien.  
 
Die Kommission muss nicht nur alles dafür tun, dass die Richtli-
nie überall erfolgreich umgesetzt wird, sondern sie muss sich 
schon jetzt an die Arbeit machen, die Energieversorgung der EU 
bis 2050 vollständig – in allen drei Sektoren – auf Erneuerbare 
umzustellen. Dazu gehört als wichtiger Zwischenschritt, schon 
jetzt an die Weiterentwicklung der Richtlinie und an ein an-
spruchsvolles Ziel für 2030 zu denken. Für den Stromsektor 
sollten bis dahin 100 Prozent Erneuerbare möglich sein.  
 

 

 

 

Rainer Hinrichs-Rahlwes ist Vorstand des Bundesverbands 
Eneuerbare Energien e.V. (BEE). Weitere Informationen: 
www.bee-ev.de  
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                                             Geothermisches Kraftwerk in Italien. 

Effizienz  
Erneuerbare  
Energienetze 
 
Mit einer Neuausrichtung der Energiepolitik könnte 
Europa zum Vorreiter auf grünen Wachstumsmärk-
ten werden. Gefragt sind eine Effizienzrevolution, 
ambitionierte Klimaschutzziele und ein Förderungs-
stopp für Atomenergie.   
 
Von Elmar Große Ruse. Naturschutzbund Deutschland e.V. 
(NABU).  
 
Die Europäische Union muss ihre Energiepolitik in den kommen-
den Jahren konsequent neu ausrichten, um sich erfolgreich den 
zentralen Herausforderungen von Klimawandel, Ressourcen-
verbrauch und Erhalt der biologischen Vielfalt zu stellen.  
 
Der NABU erwartet vom deutschen Energiekommissar Günther 
Oettinger, dass er vor allem ehrgeizige und wirksame Maßnah-
men zur Reduzierung des Energieverbrauchs, für mehr Energie-
effizienz und den naturverträglichen Ausbau erneuerbarer Ener-
gien vorantreibt. Dabei ist als übergreifendes Klimaschutzziel der 
europäische Ausstoß an Treibhausgasen von 1990 bis 2020 um 
mindestens 40 Prozent (wenigstens 30 Prozent innerhalb der 
EU) und bis 2050 um mindestens 80 bis 95 Prozent zu senken. 
Mit dieser Strategie kann die EU nicht zuletzt wirtschaftlich von 
einer Vorreiterrolle auf grünen Wachstumsmärkten weltweit 
profitieren und energiepolitische Ziele wie Kosteneffizienz, 
Wettbewerbsfähigkeit und Versorgungssicherheit langfristig 
verwirklichen. 
 

Dringend nötig: Die Effizienzrevolution  
Als wichtigsten Schritt auf dem Weg zu einer zukunftsfähigen 
Energieversorgung muss die EU endlich eine Effizienzrevolution 
initiieren, die diese Bezeichnung auch wirklich verdient. Dabei 
geht es sowohl um die Entkopplung von Wirtschaftswachstum 
und Energieverbrauch als auch um die absolute Reduktion des 
Energiebedarfs. Der NABU fordert daher, dass die neue EU-
Kommission mit höchster Priorität die Umsetzung des vom EU-
Gipfel im März 2007 beschlossenen Ziels verfolgt, den jährlichen 
Endenergieverbrauch in den EU-Mitgliedsstaaten um mindes-
tens 20 Prozent bis 2020 zu senken. Dazu müssen die nationalen 
Aktionspläne analog zur Erneuerbare-Energien-Richtlinie ver-
bindlich und sanktionierbar gemacht werden.  
 

 
Außerdem sind bestehende Instrumente wie die Richtlinien zu 
Ökodesign von energiebetriebenen Produkten und Anwendun-
gen, zur Verbrauchskennzeichnung und zur Gebäudeenergieeffi-
zienz effektiv anzuwenden bzw. weiterzuentwickeln. 
 
Auch den ambitionierten, naturverträglichen Ausbau der erneu-
erbaren Energien muss die neue EU-Kommission unterstützen. 
Neben der Förderung regenerativer Energien gilt es, anspruchs-
volle Klimaschutzziele und Maßnahmenprogramme für die eu-
ropäische Landwirtschaft zu beschließen. Nur so lassen sich bei 
der Erzeugung und Nutzung von Biomasse die zunehmenden 
Flächenkonkurrenzen und Zielkonflikte mit dem Natur- und 
Ressourcenschutz verringern. Hierbei müssen insbesondere 
direkte und indirekte Änderungen der Landnutzung wie Um-
bruch von Grünland und Entwässerung von Feuchtstandorten 
sowie die Intensivierung von Anbauverfahren in der EU einbezo-
gen werden, die zur Freisetzung von klimaschädlichen Treib-
hausgasen führen und gleichzeitig wichtige Lebensräume in der 
Agrarlandschaft zerstören. 
 

Emissionsgrenze für neue Kraftwerke 
In einem europäischen Energiemix, der sich viel stärker als heute 
überwiegend auf dezentrale Versorgungskonzepte und erneuer-
bare Energiequellen stützt, haben fossile und atomare Energie-
technologien mittel- und langfristig keinen Platz. Die Anreize 
durch das europäische Emissionshandelssystem können den 
dafür notwendigen Umbau des Kraftwerksparks in der EU alleine 
nicht ausreichend steuern. Um angesichts der zahlreichen Pla-
nungen für neue Kohlekraftwerke die Erreichung der langfristi-
gen Klimaschutzziele nicht zu gefährden, fordert der NABU, 
künftig nur noch Kraftwerksprojekte mit einem Emissionsgrenz-
wert von 400g CO2 pro kWh zu genehmigen. Der EURATOM-
Vertrag und die damit verbundene, massive Förderung der 
Atomenergie, die alleine die deutschen Steuerzahler bis heute 
schon über 250 Milliarden Euro gekostet hat, ist zu beenden.  
 
Für die effiziente und langfristige Netz- und Systemintegration 
von erneuerbaren Energien sind dringend Um- und Ausbaumaß-
nahmen der Netzinfrastruktur sowie die Ausweitung von intelli-
genten Steuerungs- und Speichermöglichkeiten erforderlich. 
Gerade entsprechende supranationale Anstrengungen müssen 
von der EU angeregt und unterstützt werden. Auch aus wettbe-
werbsrechtlichen Gründen sollte die EU-Kommission nach Auf-
fassung des NABU weiterhin für eine Übertragung der Netze in 
von den Energiekonzernen unabhängige Netzgesellschaften 
eintreten und dabei eine ausreichende Beteiligung der öffentli-
chen Hand sicher stellen. 
 

 

Elmar Große Ruse ist Referent für Energiepolitik und Klima-
schutz des Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU). 
Weitere Informationen: www.nabu.de  
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Ist der 
Emissionshandel 
noch zu retten? 
 
Der Emissionshandel gilt als wichtigstes Instrument 
gegen den Klimawandel, bietet allerdings zahlrei-
che Schlupflöcher. Kommt das System nicht auf die 
Beine, werden Investitionen in den Klimaschutz 
verschleppt. 
 
Von Tina Löffelsend. Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch-
land e.V. (BUND). 
 
Der Klimawandel muss die Marschroute für die EU-Energiepolitik 
vorgeben: Eine drastische Reduktion der Treibhausgase auf nahe 
Null bis zur Mitte dieses Jahrhunderts ist nach Erkenntnissen der 
Klimawissenschaft das notwenige Ziel. Um es zu erreichen, 
müssen Emissionen in allen Bereichen –  von der Energieerzeu-
gung über Verkehr, Gebäude und Landwirtschaft bis hin zur 
Industrie – vermindert werden. Weder die EU noch die meisten 
Mitgliedsstaaten haben hierzu bislang angemessene Strategien 
entwickelt, geschweige denn ausreichende Maßnahmen ergrif-
fen.  
 

Schlupflöcher im Emissionshandel 
Der 2005 von der EU eingeführte Emissionshandel wird von der 
EU-Kommission sowie den meisten Mitgliedsstaaten sowie der 
deutschen Bundesregierung als das wichtigste Instrument zur 
Erreichung des gemeinsamen europäischen Klimaziels angese-
hen. Durch den Handel sind die energieintensive Industrie und 
die Energieerzeuger erfasst, die rund 40 Prozent der EU-
Emissionen verursachen. Doch bislang deutet nichts darauf hin, 
dass der Emissionshandel eine ausreichende Wirkung erzielen 
kann. Tatsächlich wurde er politisch so gestaltet, dass er durch 
Schlupflöcher und Vergünstigungen droht, eine Subventionsma-
schine für die Industrie zu werden. 
 
Der Emissionshandel schafft nicht genügend Anreiz - vor allem 
für die Industrie – Treibhausgase einzusparen: Schon das CO2-
Reduktionsziel von minus 21 Prozent bis 2020 für alle Sektoren, 
die im Emissionshandel erfasst sind, bleibt deutlich hinter dem 
Notwendigen zurück. Es müsste etwa doppelt so hoch liegen.  
 
Durch die Zuteilung zu vieler Zertifikate in der letzten und der 
aktuellen Handelsperiode, besteht nun ein starkes Überangebot. 
Dieses Problem wird sich außerdem weiter fortschreiben, da 
nicht genutzte EU-Zertifikate von der einen in die nächste Han-
delsperiode übertragen werden können. 
 
Zusätzlich wird der „Kuchen“ vergrößert, weil die EU den massi-
ven Zukauf von – besonders billigen - Zertifikaten aus Klima-
schutzprojekten in Entwicklungsländern (Projekte unter dem 
Clean Development Mechanism, CDM) zulässt. Dabei haben 
CDM-Projekte nachweislich oft keinen oder nur einen fragwür-
digen Klimanutzen. Durch sie werden z. B.  neue Kohlekraftwer-
ke in China finanziert. Trotzdem können die Branchen bis zur 
Hälfte ihrer Reduktionsverpflichtungen durch solche Projektzer-
tifikate abdecken und sich so von eigenen Maßnahmen freikau-
fen. Darüber hinaus wird durch die aktuelle Wirtschaftskrise 
weniger emittiert, entsprechend sind mehr ungenutzte Zertifika-
te am Markt. 

Das Überangebot drückt den Preis für Verschmutzungszertifikate 
im Emissionshandel (derzeit bei rund 13 Euro). Statt also Emissi-
onen zu reduzieren fahren Unternehmen günstiger, wenn sie 
Zertifikate einkaufen.   
 
Die Internationale Energieagentur errechnete, dass aufgrund der 
Schlupflöcher das reale Klimaziel im Emissionshandel lediglich 
bei 13 Prozent liegt. Und schon vor Verabschiedung des EU-
Klimapakets vom Dezember 2008 stellte die EU-Kommission in 
einem Hintergrundpapier fest, dass dieser Freikauf-
Mechanismus auch die anderen EU-Ziele bis 2020 – um 20 Pro-
zent gesteigerte Energieeffizienz und 20 Prozent erneuerbare 
Energien - in Frage stellt. Ein nachhaltiger Umbau der europäi-
schen Wirtschaft kann so nicht gelingen.   
 

Reform statt Gießkannensubvention 
Zu allem Überfluss werden die Zertifikate an die Unternehmen 
nicht verkauft sondern zum größten Teil frei zugeteilt; man kann 
also von einer indirekten Subventionierung sprechen. Denn die 
handelbaren Zertifikate haben einen realen (Geld-)Wert, der von 
den Unternehmen eingepreist wird und an die Verbraucher oder 
Abnehmer weitergereicht wird. Auch für die dritte Handelsperi-
ode (2013 bis 2020), die jetzt vorbereitet wird, erhält die ener-
gieintensive Industrie (allerdings nicht mehr der Stromsektor) 
die Zertifikate fast vollständig umsonst. Denn bar jeder Grundla-
ge befanden Mitgliedsstaaten und Kommission mit Beschluss 
vom 24. Dezember 2009 rund 95 Prozent der Branchen für durch 
den Emissionshandel zu stark belastet. Anstatt reale Benachteili-
gungen zu ermessen und mit Härtefallregelungen anzugehen, 
verzichten die EU-Staaten auf wertvolle Einnahmen zugunsten 
einer Gießkannensubvention für die Industrie und zu Lasten des 
Klimaschutzes.   
 
Auch zeichnet sich bereits heute ab, dass der Markt für CO2 
unzureichend reguliert ist. Nicht nur die beiden jüngst bekannt 
gewordenen Fälle von Betrug (Stichworte Mehrwertsteuer und 
Phishing) zeigen eine Anfälligkeit des Systems. Als dramatischer 
können sich mittelfristig Spekulationen erweisen, wie sie heute 
bereits im CO2-Markt stattfinden, und die jenen ähneln, die zum 
Zusammenbruch der Finanzmärkte geführt haben.  
 
Eine Ausweitung des EU-Emissionshandels und gar eine 
Verlinkung mit anderen Emissionsmärkten weltweit wären vor 
dem Hintergrund dieser massiven Fehlleistung unverantwortlich. 
Kommt der europäische Emissionshandel nicht schnell auf die 
Beine, werden Investitionen weiter verschleppt und wird das 
Umsteuern der Wirtschaft zunehmend kostspieliger und schwie-
riger.  
 
Die nationale und EU-Energiepolitik spielt die Schlüsselrolle als 
Weichensteller für den künftigen Energiehunger der europäi-
schen Staaten. Auf EU-Ebene muss die Reform des Emissions-
handels endlich angegangen werden. Das heißt, es braucht ein  
ehrgeiziges Klimaziel, Schlupflöcher müssen gestopft und alle  
Zertifikate versteigert werden. Die Kommission ist gefordert, 
alternative Maßnahmen wie Standards für Effizienz und die 
Förderung der erneuerbaren Energien etwa durch nationale 
Einspeisegesetze voranzutreiben. Das gilt gerade auch für die 
Sektoren, die bislang nicht im Emissionshandel erfasst, aber für 
über die Hälfte der europäischen Emissionen verantwortlich 
sind. 
 
 
 
 
 
 

Tina Löffelsend ist Klima-Expertin des Bundes für Umwelt 
und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND). Auf EU-Ebene ist 
der BUND im Netzwerk Friends of the Earth Europe (FoEE) 
organisiert. Weitere Informationen: www.bund.net  
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„Burgas-
Alexandroupolis “ - 
Ein strategisch 
wichtiges Projekt  
 
Die Trans-Balkan Ölpipeline wird vom Schwarzen 
Meer bis zur griechischen Ägäis führen. Die Ziele: 
Mehr Energiesicherheit für die EU und die Stärkung 
Bulgariens als Transitland. 
 
Von Plamen Rusev. TBP Branch Bulgaria. 
 
Die Burgas-Alexandroupolis-Pipeline, die den Plänen nach im 
Jahr 2014 voll einsatzfähig sein wird, ist strategisch eines der 
wichtigsten Projekte für die Energiepolitik der Europäischen 
Union (EU). Der Bau wird einen neuen, zuverlässigen und ökolo-
gisch sicheren Transportweg für Öllieferungen zu den  europäi-
schen Märkten schaffen und damit einen Beitrag zur Stärkung 
der europäischen Energiesicherheit leisten. 
 
Diese Öl-Pipeline ist von geostrategischer Bedeutung. Sie wird 
ein bedeutsamer Teil der Öl-Transport-Infrastruktur zwischen 
Russland und Europa sein, weil die Schwarzmeer-Route für die 
jährlich steigenden russischen und kaspischen Öl-Exporte auf die 
europäischen und internationalen Märkte die Schlüsselrolle 
spielt. 

Route der Trans-Balkan Pipeline von Burgas (Bulgarien) nach 
Alexandroupolis (Griechenland).  
 
Ein beträchtlicher Teil des Öls wird zu Häfen in Italien, Frank-
reich, Spanien und Holland transportiert. Die Umsetzung des 
Projekts wird direkt zum Schutz europäischer Interessen im 
Energiebereich beitragen, in dem sie zu einer Diversifizierung 
der Öl-Transportwege führt. Seitens der USA, Europas engem 
transatlantischen Partner, besteht außerdem ein direktes Inte-
resse, die restlichen Ölmengen zu importieren. 
 
Zwei EU-Staaten sind in die Umsetzung des Projekts involviert, 
Bulgarien und Griechenland. Die Beteiligung der EU-Staaten bei 
den verschiedenen Stufen der Umsetzung wird dafür sorgen, 
dass die Interessen der Europäischen Union bei diesem wichti-
gen Energie-Projekt gewahrt bleiben.  

 
Eine Gruppe bulgarischer Wissenschaftler, darunter Professor 
Boyan Mednikarov, ist von den Vorteilen und vom Nutzen des 
Projektes überzeugt. "Die Umsetzung des Projekts wird die 
europäischen Energie-Interessen direkt schützen. Zugleich ist die 
Pipeline von besonderer Bedeutung für Bulgarien, weil der Bau 
von Erdölbevorratungseinrichtungen im Rahmen der Burgas-
Alexandroupolis-Ölpipeline dazu beitragen wird, seine Verpflich-
tungen gemäß der EU-Richtlinie 2006/67/EG zu erfüllen, nach 
der die Mitgliedstaaten bestimmte Bestände an Öl lagern müs-
sen", so Mednikarov.  
 
Laut Professor Nina Dyulgerova, Expertin für Geopolitik, ist der 
Bau der Pipeline ein Schlüsselfaktor für die Stärkung der Füh-
rungsposition Bulgariens im Energiesektor auf dem Balkan und 
für die Stärkung als wichtiger Partner bei der Umsetzung der 
europäischen Energiepolitik. Von großer Bedeutung ist zudem 
die strategische Partnerschaft zwischen Russland und den Mit-
gliedsstaaten Bulgarien und Griechenland. "Wie auch andere 
Energie-Projekte, an denen Bulgarien beteiligt ist, wird die Bur-
gas-Alexandroupolis-Pipeline von Europa unterstützt.“ Es gibt 
den Willen, sie erfolgreich umzusetzen, „weil Europa unabhän-
gig von der Entwicklung erneuerbarer Energien seine Energie-
probleme nicht über Nacht lösen kann ", fügt Dyulgerova hinzu.  
 
Die Unterstützung der Burgas-Alexandroupolis-Ölpipeline als 
europäisches Projekt wird dabei helfen, den Umweltschutz zu 
stärken, die Anwendung der europäischen Umweltvorschriften 
zu garantieren und die Beteiligung der EU am Schutz der 
Schwarzmeer-Region zu gewährleisten. Die EU ist sich der Tatsa-
che bewusst, dass das verstärkte Verkehrsaufkommen der ver-
gangenen Jahre und der Wandel der Schwarzmeer-Region zum 
Transitgebiet  für  Energieressourcen aus dem Osten nach einer 
proaktiven Umweltpolitik ruft. Zugleich sollte darauf hingewie-
sen werden, dass der Betrieb der Pipeline den Verkehr von 
Öltankern durch den Bosporus verringern wird, was zur Entlas-
tung der Umwelt beitragen wird. 
 

Bulgarien wird wichtiger Faktor  
Der Bau der Pipeline ist auch eine technologische Herausforde-
rung. Die für den Bau verantwortliche  internationale Projektge-
sellschaft - gemeinsam verwaltet von Russland, Griechenland 
und Bulgarien, wird für Beladungs- und Entladungsprozesse 
ausschließlich modernste Technik nutzen. Der Einsatz dieser 
Technologien eliminiert praktisch das Risiko von Ölverschmut-
zungen. Die Umwelt entlang der Pipeline wird unter Verwen-
dung der neuesten technologischen Innovationen in diesem 
Bereich geschützt werden.  
 
Zusätzlich zum Nutzen, der sich für Bulgarien und die EU aus der 
Umsetzung ergibt, also etwa den Transitgebühren, den Steuer-
einnahmen und den Einnahmen aus dem Pipeline-Betrieb, der 
Schaffung von Arbeitsplätzen, usw., wird für den jüngsten Staat 
in der europäischen Familie der größte Vorteil in seiner Rolle als 
Transitland für einen beträchtlichen Teils des Öls bestehen (etwa 
50 Millionen Tonnen pro Jahr). Diese Tatsache wird Bulgarien 
nutzen, um seine erklärte Absicht umzusetzen, ein wichtiger 
Faktor im europäischen Energie-Markt zu werden.  
 
 
 
 Plamen Rusev ist Direktor Trans-Balkan Pipeline (TBP) 

Branch Bulgaria. Das TBP-Konsortium ist zu 51 Prozent 
russisch, zu jeweils 24,5 Prozent bulgarisch und griechisch. 
Weitere Informationen: www.tbpipeline.com  
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Link-Sammlung:  
EU-Energiepolitik 
 
EU-Gesesetzgebung im Energiesektor 
 
Allgemeine Übersicht 

·  Energieeffizienz  
Energieeffizienz von Produkten, Gebäuden und Dienst-
leistungen  

·  Europäische Energiepolitik  
Eine Energiepolitik für Europa, Marktbezogene Instru-
mente, Technologien im Bereich Energie, Finanzin-
strumente  

·  Versorgungssicherheit, Dimension und Erweiterung  
Versorgungssicherheit, Außenbeziehungen, Europäi-
sche Energiecharta, Vertrag zur Gründung der Ener-
giegemeinschaft, Erweiterung  

·  Energiebinnenmarkt  
Gas- und Elektrizitätsmarkt, Transeuropäische Ener-
gienetze, Infrastruktur, Versorgungssicherheit, Öffent-
liches Auftragwesen, Steuerwesen  

·  Kernenergie  
Euratom, Forschung und Technologie, Sicherheit, Nuk-
leare Abfälle  

·  Erneuerbare Energie  
Elektrizität, Heizung und Klimaanlagen, Kraftstoffe  

·  Strategieplan für Energietechnologie (SET-Plan) 

Europäisches Parlament 
 
Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie (ITRE) 
 
Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit 
(ENVI) 
 
Zusammenfassung und Protokoll zur Anhörung von Günther 
Oettinger 
 

EU-Klimaschutzpaket 2020: Richtlinie über Erneuerbare Energie 
 
EU-Klimaschutzpaket 2020: CO2-Abtrennung und Speicherung 
 
Europäische Kommission 
 
Generaldirektion Energie (GD ENER) 
 
European Energy Programme for Recovery (EEPR) 
 
Politikfelder 
 
Europäische Strategien 
 
Nachhaltige Energie 
 
Erneuerbare Energie 
 
Energieeffizienz 
 
Technologie und Innovation 
 
Erdöl 
 
Steinkohle 
 
Gas und Elektrizität 
 
Kernenergie 
 
Versorgungssicherheit 
 
Energie-Außenbeziehungen 
 
Energieinfrastruktur 
 
Marktüberwachung 
 
Forschung 
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EurActiv.de 
Ihr Zugang zu Europa 
 
Fakten, Dossiers und klare Standpunkte  
EurActiv.de deckt alle Politikfelder der Europäischen Union ab: 
 

·  Thema des Tages und Ressorts 
·  Europäische News und Hintergründe (Online, als 

Newsletter und RSS Feed) 
·  LinkDossiers zu den großen Debatten 
·  Politik-Standpunkte, Analysen, Gastkommentare 
·  Interviews mit Entscheidern aus Politik, Wirtschaft und 

Gesellschaft 
·  Europäische Termin-Agenda   
·  Europäischer Pressetext-Service 
·  EU-Jobs 

 

Welche Partner wir suchen 
EurActiv bietet verschiedene Modelle der Kooperation an. 
 
Sponsoren: EurActiv.de bietet Sponsoren-Pakete, die das 
Gesamtportal oder einzelne Sektionen oder Projekte umfassen. 
Auch Pakete für Deutschland und Brüssel sowie für Drittländer 
des Netzwerks sind möglich. 
 
Anzeigen: Wie andere Portale bietet EurActiv.de klassische 
Banner-Werbung und Kontextwerbung. Wir arbeiten dabei mit 
verschiedenen Partnern zusammen. 
 
Experten: Wir bieten Experten die Möglichkeit, ihre Analysen 
vorab oder in Ausschnitten auf dem deutschen Portal und im 
EurActiv-Netzwerk zu veröffentlichen. 
 
Autoren: Wir arbeiten mit Denkfabriken und Autoren in Europa 
zusammen. 
 
Content-Partnerschaft: Medien, aber auch Unternehmen, 
bieten wir Content-Partnerschaften an, bei der wir Nachrichten 
aus und über der EU liefern. 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 

Was wir Partnern bieten 
Als Portal für Nachrichten und Hintergründe zu Politik und 
Wirtschaft in Europa sind wir ausgewogen und unparteiisch. 
Dies nutzt auch unseren Partnern: 
 
Monitoring und Recherche: Bleiben Sie auf dem aktuellen Stand 
in allen EU-Fragen und nutzen Sie unsere Information für Ihr 
Netzwerk, Medium oder Intranet. 

 
Reputation in EU-Kreisen: Zeigen Sie selbst auf EurActiv.de 
Präsenz und Kompetenz und beziehen Sie Position zu EU-Fragen, 
damit Sie in Berlin und Brüssel Gehör finden. 

 
Kommunikation: Reagieren Sie mit Internet-Anzeigen und 
unseren Dienst „EurActor“ schnell und aktuell, wenn Sie Ihre 
Expertise zeigen, die Presse ansprechen und zu Veranstaltungen 
einladen.  
 
Networking: Vernetzen Sie sich mit anderen EU-Akteuren auf 
Workshops und nutzen Sie unsere Verbindungen zu EU-
Akteuren in Brüssel und anderen Ländern unseres Netzwerks. 

 
Schaffen Sie Bewusstsein für EU-Fragen in einer offenen und 
informierten Debatte – auch bei Themen, die sonst zu kurz 
kommen. 

Die Leserschaft von EurActiv 
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10%

Andere
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Unternehnen
17%
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Berater
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11%
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10%
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Unsere Rubriken betreffen 
Kernfragen der EU-Politik 
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Corporate Sponsorship 
 
Sektion: Sponsoren fördern den Aufbau von Themenressorts 
unter Wahrung der redaktionellen Unabhängigkeit. Sie setzen 
und sensibilisieren ein Thema, für das sie Kompetenz belegen.  
 
Hyperlink: Die Rubrik schafft einen Hyperlink, den 
Suchmaschinen besser finden. Das Thema wird besser 
auffindbar - der Sponsor spart Ausgaben für das Internet-
Marketing.  

 
Plattform: Die unabhängige Plattform schafft Raum für eine 
kompetente Debatte in der Zielgruppe. EurActiv.de pflegt das 
Ressort aus allen Quellen. Der Sponsor spart redaktionelle 
Kosten.   
 
Kontakt: herausgeber@euractiv.de  
 

 

Medien-Partnerschaft  
 
RSS-Feed: Aktueller RSS-Feed lässt sich in Medien-Portale 
integrieren. Print-Medien können Beiträge von EurActiv mit 
Quellenangabe nutzen. Umgekehrt zitiert EurActiv.de auch  EU-
Beiträge anderer Medien. Auch gemeinsame Beiträge sind 
möglich (Dossiers). 
 
Banner-Tausch: EurActiv bietet einen Bannertausch an (im 
Verhältnis der Nutzerzahlen) und verknüpft Banner mit 
aktuellen Themen oder Kampagnen. 
 
Content-Lieferung: Für Firmenportale oder deren Intranet bietet 
EurActiv die komplette EU-Content-Lieferung. Die Content-
Lieferung kann auch gemeinsame Newsletter umfassen.  
 
Kontakt: medien@euractiv.de  
 

 
 
 

Netzwerk in Europa 
11 EurActiv-Portale 
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Connecting Europe 
 

EurActiv.de  
Das Portal für europäische Nachrichten,  

Hintergründe und Kommunikation 
 

EMM Europäische Multiplikatoren Medien GmbH 
Haus der Bundespressekonferenz, Schiffbauerdamm 40 

D – 10117 Berlin  
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